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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
1. Abgeordneter
Jan

Korte
(DIE LINKE.)
Trifft es zu, dass die Verwendung der Länder-
vorwahl 0049 beim Aufbau einer innerdeut-
schen Telefonverbindung dazu führt, dass das
Telefonat technisch wie ein Auslandstelefonat
abgewickelt wird und das Telefonat somit in
die Gruppe der Telekommunikationsverkehre
gelangt, die vom Bundesnachrichtendienst
(BND) im Rahmen der strategischen Fernmel-
deaufklärung abgehört werden dürfen?
Antwort des Bundesministers für besondere Aufgaben und Chef

des Bundeskanzleramtes; Beauftragter für die Nachrichtendienste
des Bundes, Ronald Pofalla

vom 4. Juli 2013
Nein, dies trifft nicht zu. Die Verwendung der Ländervorwahl 0049
beim Aufbau einer innerdeutschen Telefonverbindung hat keinen
Einfluss auf die technische Abwicklung des Telekommunikationsver-
kehrs.
2. Abgeordneter
Jan
Korte

(DIE LINKE.)
Ist es technisch möglich, unter den in Frage 1
genannten Umständen zustande gekommene
Daten und Inhalte über innerdeutsche Kom-
munikation von den Kommunikationsdaten zu
trennen, zu deren Erhebung und Verarbeitung
der BND berechtigt ist, und wird diese Tren-
nung tatsächlich vorgenommen?
Antwort des Bundesministers für besondere Aufgaben und Chef

des Bundeskanzleramtes; Beauftragter für die Nachrichtendienste
des Bundes, Ronald Pofalla

vom 4. Juli 2013
Ich verweise auf die Antwort zu Frage 1.

Darüber hinaus gilt: Die Erfassungssysteme des Bundesnachrichten-
dienstes führen eine Trennung der Verkehre nach formalen Kriterien
durch. Telekommunikationsverkehre mit Auslandsbezug, bei denen
aufgrund formaler Kriterien eine Grundrechtsträgereigenschaft eines
Teilnehmers erkannt wird, werden ausschließlich auf Grundlage
einer Anordnung nach dem Artikel 10-Gesetz (G 10) erfasst. Alle
übrigen Telekommunikationsverkehre mit mindestens einem aner-
kannten grundrechtsgeschützten Teilnehmer werden automatisiert
verworfen. Innerdeutsche Telekommunikationsverkehre sind nicht
Gegenstand der strategischen Fernmeldeaufklärung des Bundesnach-
richtendienstes.
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3. Abgeordneter
Jan

Korte

(DIE LINKE.)
Wenn ja, auf welche Art und Weise geschieht
diese Trennung, und kann die Bundesregie-
rung garantieren, dass der BND ausnahmslos
Kommunikationsverkehre im und mit dem
Ausland überwacht?
Antwort des Bundesministers für besondere Aufgaben und Chef

des Bundeskanzleramtes; Beauftragter für die Nachrichtendienste

des Bundes, Ronald Pofalla

vom 4. Juli 2013
Die Trennung erfolgt automatisiert und unmittelbar am Eingang des
technischen Systems, so dass keine weitere Verarbeitung der als in-
nerdeutsch erkannten Verkehre stattfindet.

Bei der strategischen Fernmeldeaufklärung überwacht der BND inter-
nationale gebündelte Übertragungswege, § 5 Absatz 1 Satz 1 G 10.
Die der Überwachung durch den Bundesnachrichtendienst unterlie-
genden internationalen Übertragungswege sind in der Anordnung
nach dem Artikel 10-Gesetz benannt, § 10 Absatz 4 Satz 3 G 10. Nur
diese internationalen Übertragungswege sind gemäß den Vorschrif-
ten des Telekommunikationsgesetzes, der Telekommunikationsüber-
wachungsverordnung sowie der hierzu ergangenen Technischen
Richtlinien durch die Telekommunikationsdiensteanbieter dem Bun-
desnachrichtendienst zugänglich zu machen. In dieser Hinsicht un-
terscheiden sich die Vorgaben für die strategische Fernmeldeaufklä-
rung von denjenigen der personenbezogenen Individualbeschrän-
kungsmaßnahmen nach § 3 G 10, in deren Rahmen entsprechende
Beschränkungen nicht vorgegeben sind.
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
4. Abgeordneter
Gerold

Reichenbach

(SPD)
Umfasst der Anwendungsbereich der Sicher-
heitsgesetzgebung der USA und Großbritan-
niens nach Auffassung der Bundesregierung
auch deutsche Unternehmen, die Tochterun-
ternehmen oder sonstige geschäftliche Aktivi-
täten in den Vereinigten Staaten unterhalten?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 4. Juli 2013
Die Gesetzgebung der Vereinigten Staaten von Amerika beziehungs-
weise des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland
erstreckt sich grundsätzlich auf Unternehmen mit dortiger Niederlas-
sung.
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5. Abgeordneter
Gerold

Reichenbach

(SPD)
Sind nach Kenntnis der Bundesregierung deut-
sche Unternehmen mit Geschäftsaktivitäten in
den USA und in Großbritannien verpflichtet,
entsprechenden Auskunftsersuchen der jeweili-
gen Regierungen nachzukommen?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 4. Juli 2013
Auf die Antwort zu Frage 4 wird verwiesen.
6. Abgeordneter
Gerold

Reichenbach

(SPD)
Wenn ja, welche Daten müssen nach Auffas-
sung der Bundesregierung an die jeweiligen
Behörden übermittelt werden, und trifft dies
auch auf Daten deutscher Staatsbürger oder
Unternehmen zu?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 4. Juli 2013
Zu Inhalt und Auslegung ausländischen Rechts nimmt die Bundesre-
gierung grundsätzlich nicht Stellung.
7. Abgeordneter
Gerold

Reichenbach

(SPD)
Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung
in Bezug auf konkrete Auskunftsersuchen der
US-Regierung an deutsche Unternehmen und/
oder ihre Tochterunternehmen auf der Basis
des Patriot Act?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Emily Haber

vom 4. Juli 2013
Der Bundesregierung liegen keine gesicherten Erkenntnisse zu ent-
sprechenden Auskunftsersuchen vor.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
8. Abgeordneter
Roland

Claus

(DIE LINKE.)
Wann wird die Bundesregierung den Jahres-
bericht der Bundesregierung zum Stand der
Deutschen Einheit 2013 vorlegen, und welche
Maßnahmen sind anlässlich der Feier des Ta-
ges der Deutschen Einheit geplant?



Deutscher Bundestag – 17. WahlperiodeDrucksache 17/14333 – 4 –
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 2. Juli 2013
Es ist vorgesehen, den Jahresbericht der Bundesregierung zum Stand
der Deutschen Einheit im November 2013 vorzulegen.

Die zentralen Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit finden
in diesem Jahr in Stuttgart statt, da Baden-Württemberg derzeit den
Vorsitz im Bundesrat innehat. Baden-Württemberg hat zu einem
zweitägigen Bürgerfest eingeladen, an dem sich auch die Bundesres-
sorts mit ihren Aufgaben präsentieren werden. Der Beauftragte der
Bundesregierung für die Neuen Bundesländer wird dort ebenfalls
vertreten sein.
9. Abgeordneter
Roland
Claus

(DIE LINKE.)
Wie viele Vollzeit- und wie viele Teilzeitbe-
schäftigte gehören zum Stab des Beauftragten
der Bundesregierung für die Neuen Bundes-
länder, und wie hoch ist der Anteil der Beschäf-
tigten der Bundesregierung insgesamt, die sich
vorrangig mit dem Thema Ostdeutschland be-
fassen?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 2. Juli 2013
Für den Arbeitsstab G III Angelegenheiten der Neuen Bundesländer
arbeiten insgesamt 33 Personen, davon 11 in Teilzeit.

Innerhalb einzelner Bundesressorts gibt es Arbeitseinheiten, die sich
auch mit spezifischen Themen Ostdeutschlands befassen. Allerdings
lässt sich der Anteil der Beschäftigten in der Bundesregierung insge-
samt, die vorrangig mit Ostdeutschland befasst sind, nicht belastbar
ermitteln, da die Abgrenzung der Aufgabengebiete der Fachreferate
in der Regel nicht nach regionalen, sondern nach fachlichen Krite-
rien erfolgt und die konkreten Zeitanteile für die Beschäftigung mit
dem Thema Ostdeutschland im Arbeitsalltag je nach Häufigkeit, Be-
deutung und Komplexität variieren.
10. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)
Wie genau plant die Bundesregierung, nach-
dem die schriftliche Begründung des Urteils
des Bundesverwaltungsgerichts vom 19. März
2013 – 1 C 12.12 – ihr nunmehr seit sechs Wo-
chen vorliegt, diese Entscheidung konkret um-
zusetzen (inhaltlich, aber auch in Bezug auf die
Art und Weise, z. B. durch Änderung der Ge-
bührenverordnung, Rundschreiben usw.), und
inwieweit sieht sie sich in der politischen Ver-
antwortung, sich zu entschuldigen und die Be-
troffenen dafür zu entschädigen, dass jahre-
lang in hunderttausenden Fällen und in Mil-
lionenhöhe zu Unrecht Gebühren abverlangt
wurden, obwohl die Fraktion DIE LINKE.
die Bundesregierung seit 2009 in zahlreichen
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Anfragen auf die Rechtswidrigkeit dieses
Tuns eindringlich und mehrfach hingewiesen
hatte (vgl. z. B. Bundestagsdrucksachen 17/319,
17/5539, Fragen 4d und 4e und 9 bis 14,
17/9513, Fragen 28 und 29, 17/10224, Fra-
gen 17 und 26)?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 4. Juli 2013
Nach einer mit den Ländern auf Arbeitsebene durchgeführten Erör-
terung der Entscheidungsgründe wird derzeit zur Umsetzung der in
Rede stehenden Bundesverwaltungsgerichtsentscheidung im Bundes-
ministerium des Innern ein Entwurf zur Änderung der Aufenthalts-
verordnung erarbeitet, der nach hausinterner Abstimmung innerhalb
der Bundesregierung zu erörtern sein wird, bevor die Länder und
Verbände formal beteiligt werden. Solange der Inhalt des beabsich-
tigten Verordnungsentwurfes noch nicht von der Bundesregierung
beschlossen worden ist, dauert der diesbezügliche Willensbildungs-
prozess, der zum Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung zählt,
noch an. Im Übrigen wird wegen der Frage nach Entschädigung auf
meine Antwort vom 26. März 2013 auf Ihre seinerzeit bereits sinnge-
mäß entsprechende Schriftliche Frage verwiesen (Bundestagsdruck-
sache 17/12949 zu Frage 10, S. 7).
11. Abgeordnete
Dagmar

Freitag

(SPD)
Welche Umstrukturierungen sollen im Bereich
der Sprengstoffspürhundgruppe der Bundes-
polizei in Sankt Augustin vorgenommen wer-
den, und wer hat sie angeordnet?
12. Abgeordnete
Dagmar
Freitag

(SPD)
Aus welchen Gründen und mit welchem Ziel
sollen diese Umstrukturierungen erfolgen?
13. Abgeordnete
Dagmar

Freitag

(SPD)
Entstehen durch die geplanten Maßnahmen
Einsparungen oder Mehrkosten, und wenn ja,
in welcher Höhe?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 4. Juli 2013
Eine Umstrukturierung der in der Bundespolizeidirektion Sankt Au-
gustin funktional eingerichteten Sprengstoffspürhundgruppe ist nicht
vorgesehen.
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14. Abgeordnete
Dagmar

Freitag

(SPD)
Ist zu erwarten, dass der flexible Einsatz dieser
Sprengstoffspürhundgruppe durch diese Maß-
nahmen gefährdet ist, und wie will die Bundes-
regierung die Sicherheit weiterhin gewährleis-
ten und schnelle und kurzfristige Einsätze von
Spürhunden sicherstellen?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 4. Juli 2013
Auf die Antwort zu den Fragen 11 bis 13 wird verwiesen. Der fle-
xible Einsatz der Sprengstoffspürhunde in der Bundespolizeidirek-
tion Sankt Augustin ist gewährleistet.
15. Abgeordnete
Annette
Groth

(DIE LINKE.)
Wie viele Mitarbeiter aus Deutschland sind
derzeit an der EU-Außengrenze im Rahmen
von FRONTEX-Einsätzen außerhalb Deutsch-
lands eingesetzt, und in welchen Ländern er-
folgt dieser Einsatz (bitte nach Ländern auflis-
ten)?
16. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Welche Funktionen nehmen die deutschen
Mitarbeiter in den jeweiligen Ländern wahr
(bitte nach Ländern und Funktionen auflis-
ten)?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 4. Juli 2013
Mit Stand 1. Juli 2013 sind 15 Polizeivollzugsbeamte der Bundespoli-
zei als „Grenzpolizeiliche Unterstützungsbeamte Ausland“ (GUA)
im Rahmen von Maßnahmen der europäischen Grenzschutzagentur
FRONTEX wie folgt im Einsatz:
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17. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Werden Mitarbeiter aus Deutschland auch für
die direkte Kontrolle von Reisenden und Fahr-
zeugen an der EU-Außengrenze eingesetzt,
und wenn ja, in welchen Ländern?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche
vom 4. Juli 2013
Für die Kontrolle von Reisenden und Fahrzeugen werden folgende
Beamte an der EU-Außengrenze eingesetzt:
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18. Abgeordnete
Annette

Groth

(DIE LINKE.)
Wurden vonseiten der Bundesregierung und
der Landesregierungen zwischenzeitlich kon-
krete Kriterien für die Aufnahme von Bürger-
kriegsflüchtlingen aus Syrien festgelegt, und
wenn ja, welche (bitte genau auflisten)?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 4. Juli 2013
In der Aufnahmeanordnung vom 30. Mai 2013 wurden im Beneh-
men mit den Ländern die folgenden Aufnahmekriterien festgelegt:

a) Humanitäre Kriterien

• besonders schutzbedürftige Kinder mit ihren Eltern bzw.
Personensorgeberechtigten (unter Wahrung der Einheit der
Familie)

• medizinischer Bedarf (Obergrenze für schwerstkranke Perso-
nen: 3 Prozent)

• Frauen in prekären Lebenssituationen

• Angehörige religiöser Minderheiten, sofern eine spezifische re-
ligionsbezogene Verfolgungssituation vorliegt.

Die Aufnahme nach humanitären Kriterien kann nur erfolgen,
wenn eine Registrierung bereits bis zum 31. März 2013 erfolgt
war.

b) Bezüge zu Deutschland

• familiäre Bindungen

• Voraufenthalte

• Sprachkenntnisse

• sonstige Bindungen nach Deutschland, insbesondere aufnah-
mebereite Institutionen syrischer religiöser Minderheiten.

Vorrangig sollen dabei Personen berücksichtigt werden, für die
Verpflichtungserklärungen abgegeben wurden oder die Bereit-
schaft erklärt wurde, bei ihrer Unterbringung und Lebensunter-
haltssicherung einen Beitrag zu leisten.

c) Fähigkeit, nach Konfliktende einen besonderen Beitrag zum Wie-
deraufbau des Landes zu leisten

• etwa durch die Möglichkeit, vorhandene Qualifikationen wäh-
rend des Aufenthalts in Deutschland zu erhalten und auszu-
bauen, wenn diese Möglichkeit am Fluchtort nicht besteht.

Voraussetzung der Aufnahme ist nicht, dass eine Person mehrere
Kriterien erfüllt.
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19. Abgeordnete
Petra

Hinz

(Essen)

(SPD)
Welche Verträge hat der Bund mit Vodafone
abgeschlossen, und für welche Behörden?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 4. Juli 2013
Der Bund hat mit Vodafone den Rahmenvertrag Nr. 2178 über
Mobilfunkdienstleistungen abgeschlossen, der am 16. September
2008 begonnen hat und bis zum 15. September 2013 läuft.

Die aus diesem Rahmenvertrag abrufberechtigten Behörden und
Einrichtungen sind in der Anlage 1 aufgeführt.
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20. Abgeordnete
Petra

Hinz

(Essen)

(SPD)
Mit welchem Volumen und für welche Behör-
den jeweils hat der Bund mit Vodafone Verträ-
ge geschlossen?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 4. Juli 2013
Auf Basis des Rahmenvertrages Nr. 2178 bestanden für die Behör-
den und Bundeseinrichtungen im Kalenderjahr 2012 rund 69 000
Einzelverträge mit einem Gesamtvolumen von 13 600 000 Euro (net-
to).

Die individuelle Verteilung auf die Ressorts ist in der Anlage 2 aufge-
führt. Sofern darin die Abkürzung „RV“ (für Rahmenvertrag) ver-
wendet wird, betrifft dies allein den Rahmenvertrag Nr. 2178.
21. Abgeordnete
Petra
Hinz

(Essen)

(SPD)
Wo werden die mit diesen Verträgen bzw.
Dienstleistungen im Zusammenhang stehen-
den Daten gespeichert und verarbeitet?
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Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 4. Juli 2013
Die Vertragsdaten des Rahmenvertrages Nr. 2178 sind im Beschaf-
fungsamt (Kaufhaus des Bundes) elektronisch hinterlegt; Verbin-
dungs- und Rechnungsdaten der daraus abgerufenen Einzelverträge
werden nicht im Beschaffungsamt betreut.

Die Angaben der Ressorts zum Umgang mit Daten, die im Zusam-
menhang mit den Einzelverträgen stehen, sind in Anlage 2 aufge-
führt.
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22. Abgeordnete
Aydan

Özoğuz

(SPD)
Wie begründet die Bundesregierung im Einzel-
nen, dass es für die Bundestagswahl 2013 keine
mehrsprachigen Informationen für Wahlbe-
rechtigte mit Migrationshintergrund geben soll
(vgl. Bundestagsdrucksache 17/13629, Ant-
wort der Bundesregierung auf die Schriftliche
Frage 8 der Abgeordneten Viola von Cramon-
Taubadel), und welche Maßnahmen ergreift
die Bundesregierung, um die Wahlbeteiligung
von Bürgerinnen und Bürgern mit geringen
Kenntnissen der deutschen Sprache zu erhö-
hen?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe
vom 4. Juli 2013
Die Bundesregierung unterstützt mit Maßnahmen der politischen
Bildung die aktive Teilhabe der Bürger am demokratischen Leben.
Dazu gehört auch die Teilnahme an Wahlen. Die Bundeszentrale für
politische Bildung bietet dazu eine breite Palette von Angeboten an,
die nicht nur Informationen über Wahlen und die Parteienlandschaft
sowohl online als auch in Printprodukten vorhalten, sondern auch ge-
zielt der Aktivierung des Einzelnen dienen, z. B. über das Format
des Wahlomaten. Das Angebot der politischen Bildung richtet sich
dabei an alle interessierten Bürger, unabhängig von ihrer Herkunft.
Vor diesem Hintergrund wird es daher für die anstehende Bundes-
tagswahl seitens der Bundeszentrale für politische Bildung keine
mehrsprachigen Wahlfibeln geben.

Die Bundesregierung weist darauf hin, dass Zuwanderer bereits in
den Integrationskursen über die Grundzüge der politischen Beteili-
gung und Teilhabe in Deutschland informiert werden. Eine der Vo-
raussetzungen für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit
sind Kenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Le-
bensverhältnisse in Deutschland. Diese werden in der Regel durch
einen erfolgreichen Einbürgerungstest nachgewiesen, der u. a. auch
Kenntnisse über das politische System in Deutschland und somit
auch über die Möglichkeiten politischer Partizipation voraussetzt.
Eine weitere Einbürgerungsvoraussetzung sind ausreichende Kennt-
nisse der deutschen Sprache. Diese liegen vor, wenn der Ausländer
die Anforderungen der Sprachprüfung zum Zertifikat Deutsch
(B1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Spra-
chen) in mündlicher und schriftlicher Form erfüllt.
23. Abgeordneter
Alexander

Süßmair

(DIE LINKE.)
Welche Position vertritt die Bundesregierung
bezüglich des Instruments der Europäischen
Bürgerinitiative und deren Regularien?
Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe

vom 3. Juli 2013
Die Europäische Kommission kann über die Europäische Bürgerini-
tiative zu Vorschlägen für konkrete Rechtsakte aufgefordert werden.
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Voraussetzung dafür ist, dass eine Million Unionsbürger, die aus
mindestens sieben Mitgliedstaaten kommen, ein solches Anliegen un-
terstützen. Mit der Europäischen Bürgerinitiative wird damit ein par-
tizipatorisches Instrument auf europäischer Ebene geschaffen, das zu
mehr Bürgernähe der europäischen Institutionen führen soll.
24. Abgeordneter
Arfst

Wagner

(Schleswig)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie plant die Bundesregierung, jenen
Beschluss der Integrationsministerkonferenz
(IntMK) vom 20./21. Mai 2013 umzusetzen,
mit dem die für Integration zuständigen
Ministerinnen und Minister/Senatorinnen und
Senatoren der Länder die Bundesregierung
bitten zu prüfen,
„a) ob die in § 8 des Bundesausbildungsför-

derungsgesetzes (BAföG) genannten Vor-
aufenthaltszeiten für Ausländerinnen und
Ausländer mit einem schwachen Aufent-
haltsrecht deutlich herab gesetzt werden
können, um eine schnellere Integration
dieses Personenkreises in Ausbildung und
Arbeit zu ermöglichen, und

b) ob die durch die Änderungen für die Län-
der entstehenden vorübergehenden finan-
ziellen Mehrbelastungen ausgeglichen wer-
den können.“

(siehe Beschluss der IntMK vom 20./21. Mai
2013)?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 1. Juli 2013
Die Einbeziehung ausländischer Auszubildender in die Förderbe-
rechtigung des BAföG ist mit dem 22. BAföG-Änderungsgesetz
(BAföGÄndG) bereits erheblich ausgeweitet worden. Eine noch
frühzeitigere Gewährung von öffentlichen Mitteln zur Ausbildungs-
förderung in den Fällen von Geduldeten oder humanitären Aufent-
halten würde zu einer Ungleichbehandlung gegenüber Ausländern
führen, die erlaubt zu Ausbildungszwecken in das Bundesgebiet ein-
reisen und denen eine eigenständige Lebensunterhaltssicherung ohne
solche öffentlichen Mittel abverlangt wird. Über die Möglichkeit von
Änderungen des § 8 BAföG wird daher im Zusammenhang mit
einem Gesamtpaket vielfältiger Anregungen zur Weiterentwicklung
des BAföG zu entscheiden sein, die insbesondere auch mit den das
BAföG mitfinanzierenden Ländern im Hinblick auf das nächste an-
stehende BAföGÄndG zu erörtern bleiben.
25. Abgeordneter
Arfst
Wagner

(Schleswig)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Plant die Bundesregierung darüber hinaus den
Abbau von Benachteiligungen für junge Flücht-
linge im Übergang Schule–Ausbildung/Beruf,
und wenn ja, anhand welcher konkreten Maß-
nahmen und/oder Gesetzesänderungen?
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Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 1. Juli 2013
Die im Recht der Arbeitsförderung geregelten Leistungen des so
genannten Übergangsbereichs stehen zum Teil auch jungen Flücht-
lingen im Sinne der Frage (Asylsuchende, Geduldete und Inhaber
humanitärer Aufenthaltstitel) unter verschiedenen Voraussetzungen
offen. Während eine Förderung einer Einstiegsqualifikation nach
§ 54a des Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) unabhängig
von dem Status des jungen Menschen möglich ist – Voraussetzung
ist allerdings, dass der junge Mensch eine solche Einstiegsqualifizie-
rung bei einem Arbeitgeber absolvieren kann –, sieht z. B. § 59
SGB III im Bereich der Berufsausbildungsbeihilfe unterschiedliche
Voraussetzungen für die Mindestaufenthaltsdauer der förderungsfä-
higen Personenkreise vor. Eine Förderung während des Übergangs
von Schule in Berufsausbildung/Beschäftigung sollte im Einzelfall
voraussetzen, dass von einer gewissen Verfestigung des Aufenthalts
ausgegangen werden kann. Denn es gilt, den Einsatz von Mitteln der
Arbeitslosenversicherung oder der öffentlichen Haushalte zu recht-
fertigen und mit den Interessen der Betroffenen in einen Ausgleich
zu bringen. Änderungen des Förderungsrechts sind daher derzeit
nicht beabsichtigt. Mit der neuen Beschäftigungsverordnung wird
aber der Gruppe der Asylbewerber der Zugang zum Ausbildungs-
markt erleichtert. Sie können künftig nach einem Jahr Aufenthalt
eine Ausbildung unabhängig davon beginnen, ob andere Ausbildung-
suchende für die Ausbildungsstelle zur Verfügung stehen. Die Ver-
ordnung tritt am 1. Juli 2013 in Kraft
26. Abgeordneter
Arfst
Wagner

(Schleswig)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen konkreten spezifischen Maßnah-
men in den Bereichen Schule, Ausbildung und
Weiterbildung sowie qualifizierter Arbeits-
markteinstieg wird die Bundesregierung im
Rahmen der Fachkräftestrategie im Besonde-
ren die Gruppe der jungen Flüchtlinge zwi-
schen 15 und 25 Jahren fokussieren und ihnen
Perspektiven eröffnen?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche

vom 1. Juli 2013
Die Bundesregierung fördert derzeit im Rahmen des ESF-Bundes-
programms (ESF = Europäischer Sozialfonds) für Bleibeberechtigte
und Flüchtlinge im Sinne der Frage (Asylsuchende, Geduldete und
Inhaber humanitärer Aufenthaltstitel) mit mindestens nachrangigem
Zugang zum Arbeitsmarkt (ESF-Bleiberechtsprogramm) 28 Projekt-
verbünde mit einem Volumen von rund 45 Mio. Euro aus Mitteln
des ESF und aus Haushaltsmitteln des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales (BMAS). Ziel des ESF-Bleiberechtsprogramms ist
die Unterstützung der Integration der Zielgruppe in Arbeit, Ausbil-
dung und Bildung. Die Projekte stehen grundsätzlich auch jungen
Flüchtlingen im Sinne der Frage (Asylsuchenden, Geduldeten und
Inhabern humanitärer Aufenthaltstitel) zwischen 15 und 25 Jahren
offen, wenn sie mindestens nachrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt
haben. Die Projekte laufen noch bis Juni 2014. In der neuen ESF-
Förderperiode 2014 bis 2020 können die Aufgaben der Projektver-
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bünde des ESF-Bleiberechtsprogramms grundsätzlich weitestgehend
im Rahmen des neuen ESF-Programms „ISA-Integration Statt Aus-
grenzung“ finanziert werden.
27. Abgeordneter
Arfst
Wagner

(Schleswig)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Mit welchen konkreten Maßnahmen wird die
Bundesregierung den Zugang zur Anerken-
nung schulischer und beruflicher Qualifikatio-
nen sowie den Zugang zu nachqualifizierenden
Anpassungslehrgängen für den erfolgreichen
Abschluss eines Anerkennungsverfahrens spe-
ziell für Menschen im Asylbewerberleistungs-
bezug verbessern und bundesweit einheitliche
Regelungen implementieren?
Antwort des Staatssekretärs Klaus-Dieter Fritsche
vom 1. Juli 2013
Begleitende Unterstützungsstrukturen für die Umsetzung des am
1. April 2012 in Kraft getretenen Gesetzes zur Verbesserung der
Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifi-
kationen (Anerkennungsgesetz) gewährleistet seit Mitte 2011 das
Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung (IQ)“ (Förder-
programm IQ), das gemeinsam vom BMAS, von dem Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung sowie der Bundesagentur für Ar-
beit durchgeführt wird. 131 Teilprojekte sind in dem Schwerpunkt
„Begleitung des Anerkennungsgesetzes“ aktuell tätig. Davon sind
insgesamt 71 regionale Erstanlaufstellen bundesweit tätig, um Infor-
mationen vorzuhalten, Anerkennungsinteressierte an die zuständigen
Stellen zu verweisen und Schulungen für Fachkräfte der Regelinstitu-
tionen anzubieten. Menschen im Asylbewerberleistungsbezug kön-
nen sich hinsichtlich der Anerkennung ihrer im Ausland erworbenen
beruflichen Qualifikationen durch eine Beratungsstelle des Förder-
programms IQ beraten lassen. Aufenthaltsrechtliche Restriktionen
sind nicht vorgesehen.

Darüber hinaus plant das BMAS, in Vorbereitung der nächsten För-
derperiode des ESF, ein Bundesprogramm zur Qualifizierung von
Migranten im Kontext des Anerkennungsgesetzes. Im Vordergrund
sollen dabei folgende Programmelemente stehen:

1. Anpassungsqualifizierungen/-lehrgänge in reglementierten Beru-
fen,

2. Vorbereitung auf die Kenntnis- oder Eignungsprüfung in regle-
mentierten Berufen,

3. Anpassungsqualifizierungen im Bereich der dualen Berufsausbil-
dung (nicht reglementierte Ausbildungsberufe),

4. Brückenmaßnahmen für Akademiker im nicht reglementierten
akademischen Bereich,

5. Externenprüfung bei negativem Ausgang/negativer Prognose des
Anerkennungsverfahrens.
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Mit diesen Qualifizierungsbausteinen sollen die während eines Aner-
kennungsverfahrens festgestellten wesentlichen Unterschiede sowohl
von reglementierten als auch nicht reglementierten Berufen so ab-
gebaut werden, dass eine qualifikationsadäquate Arbeitsmarktin-
tegration ermöglicht werden kann. Dabei sind berufsfachliche und
berufssprachliche Qualifizierungsangebote stringent zu verknüpfen.
Dieses Qualifizierungsprogramm ergänzt die durch das Förderpro-
gramm IQ bundesweit etablierte Unterstützungsstruktur für Migran-
ten sowie Regeleinrichtungen und schafft Qualifizierungsangebote,
die im Regelsystem derzeit kaum umgesetzt werden können. Auch
hier sollen Menschen mit Asylbewerberleistungsbezug in vollem Um-
fang einbezogen werden.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz
28. Abgeordnete
Dr. Eva

Högl

(SPD)
Ist die Bundesregierung weiterhin der Auffas-
sung, dass die bislang geltenden deutschen Be-
stimmungen der §§ 271 und 286 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs den Bestimmungen der
Richtlinie 2011/7/EU nicht genügen und somit
ein Umsetzungsbedarf der Richtlinie besteht?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Birgit Grundmann

vom 4. Juli 2013
Die Bundesregierung hält an ihrer mit dem Entwurf eines Gesetzes
zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr (Bundes-
tagsdrucksache 17/10491) zum Ausdruck gebrachten Auffassung
fest, dass die Richtlinie 2011/7/EU umsetzungsbedürftig ist.
29. Abgeordnete
Dr. Eva

Högl
(SPD)
Wie gedenkt die Bundesregierung, die nicht
eingehaltene Umsetzungsfrist der EU-Richtli-
nie in ihrer Antwort auf ein Schreiben der EU-
Kommission vom 28. Mai 2013 zu begründen,
in dem die EU-Kommission die verstrichene
Umsetzungsfrist anmahnt?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Birgit Grundmann

vom 4. Juli 2013
Die Bundesregierung beabsichtigt darauf hinzuweisen, dass sie den
der Umsetzung der Richtlinie 2011/7/EU dienenden Gesetzentwurf
dem Deutschen Bundestag zur Beschlussfassung zugeleitet hat, dass
dieser jedoch seine Beratungen nicht abgeschlossen hat und daher
der Gesetzentwurf, wenn keine Beschlussfassung mehr erfolgt, der
Diskontinuität anheimfällt und in der nächsten Legislaturperiode er-
neut eingebracht werden muss.
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30. Abgeordnete
Maria

Klein-Schmeink

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Auswirkungen hat das seit Februar
2013 geltende Patientenrechtegesetz auf die
Beweislastumkehr bei so genannten Sekundär-
schäden von Patientinnen und Patienten, und
gilt weiterhin der durch Urteile des Bundesge-
richtshofs festgehaltene Grundsatz, dass der
Patient nachweisen muss, dass der Sekundär-
schaden Folge des Primärschadens ist?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Birgit Grundmann

vom 4. Juli 2013
Die durch das Patientenrechtegesetz vom 20. Februar 2013 in das
Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) eingefügte Vorschrift des § 630h
BGB regelt auf der Grundlage der bisherigen Rechtsprechung zum
Arzthaftungsrecht die von den allgemeinen Beweislastgrundsätzen
abweichenden besonderen Beweislastverteilungen. Für die haftungs-
ausfüllende Kausalität zwischen Primär- und Sekundärschäden bleibt
es hingegen bei den allgemeinen Beweislastgrundsätzen, wonach der
Patient hierfür – gemäß § 287 der Zivilprozessordnung mit geringe-
ren Beweisanforderungen – beweisbelastet ist.
31. Abgeordnete
Monika
Lazar

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hält die Bundesregierung die Parole der ost-
deutschen Freiheitsbewegung „Wir sind das
Volk“ für markenrechtlich schutzfähig (siehe
zu vergleichbaren Konstellationen z. B. BPatG
vom 19. Mai 2004, 26 W [pat] 213/03), um
sie auf „Bürobedarf und Verpackungen über
Bekleidung bis hin zu diversen Möglichkeiten
zur Abbildung“ (vgl. www.mdr.de/nachrichten/
wir-sind-das-volk-slogan-rechtspopulisten-
leipzig-ruf-wende-schleswig-holstein100.html)
zu verwenden, und falls ja, ist die Bundesregie-
rung bereit, Rechtsänderungen zu erwägen,
um einen solchen Missbrauch auszuschließen?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Birgit Grundmann

vom 21. Mai 2013
Ob die Wortfolge „Wir sind das Volk“ als Marke eingetragen wer-
den kann, ist im Eintragungsverfahren vom Deutschen Patent- und
Markenamt unter Zugrundelegung der vom Anmelder beantragten
Waren und Dienstleistungen und unter Berücksichtigung aller rele-
vanten Umstände zu prüfen (vgl. § 32 ff. des Markengesetzes, insbe-
sondere § 37). So ist zu unterscheiden, ob der Schutz für die reine
Wortfolge (Wortmarke) oder für eine bestimmte Gestaltung dieser
Wortfolge (Wort-Bild-Marke) beansprucht wird. Ob auch die reine
Wortmarke schutzfähig ist, wäre besonders sorgfältig zu prüfen. Da-
rüber hinaus kann grundsätzlich jedermann die Löschung einer ein-
getragenen Marke u. a. dann beantragen, wenn er der Auffassung ist,
die Eintragung hätte wegen des Bestehens absoluter Schutzhinder-
nisse gar nicht erst erfolgen dürfen (§§ 50, 54 des Markengesetzes).
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen
32. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm

(DIE LINKE.)
Seit wann hegte die Bundesregierung den Ver-
dacht, (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 22./
23. Juni 2013), die Barclays Bank habe durch
so genannte Cum-ex-Deals den deutschen Fis-
kus geschädigt, und wie hoch schätzt sie den
Schaden?
33. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm

(DIE LINKE.)
Warum wurde die Barclays Bank trotz der be-
stehenden Verdachtsmomente als Transak-
tionsberaterin bei der Privatisierung der bun-
deseigenen TLG Immobilien GmbH und der
TLG Wohnen GmbH verpflichtet, und wur-
den andere Bewerber ebenfalls verdächtigt?
34. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm

(DIE LINKE.)
Ist die Bundesregierung dem Verdacht gegen
die Barclays Bank während deren Tätigkeit als
Transaktionsberaterin der Bundesregierung
weiter nachgegangen, und wenn nein, warum
nicht?
35. Abgeordnete
Heidrun

Bluhm
(DIE LINKE.)
Hat es im Auswahlverfahren um die Beauftra-
gung eines Transaktionsberaters für die Priva-
tisierung der TLG einen Informationsaus-
tausch zwischen den im Bundesministerium
der Finanzen dafür zuständigen Personen und
denen, die dem Verdacht nachzugehen hatten,
die Barclays Bank habe zulasten des deutschen
Fiskus agiert, gegeben, und wenn nein, warum
nicht?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk
vom 3. Juli 2013
Der Vollzug der Steuergesetze obliegt den Ländern. Es existiert kei-
ne Bundessteuerfahndung. Das Bundesministerium der Finanzen hat
deshalb Anfang 2012 aus dem Ausland erhaltene – vertraulich zu be-
handelnde – Informationen an die Länder weitergeleitet. Die Länder
wurden gebeten, ihre Steuerfahndungsstellen prüfen zu lassen, ob die
übersandten Informationen einen hinreichenden Anfangsverdacht
für eine Steuerhinterziehung begründen. Es fand zudem ein Erfah-
rungsaustausch mit den Ländern statt. Es ist Sache der Länder, im
Fall der Bejahung eines Anfangsverdachtes die Strafverfolgung vor-
zunehmen.

Der Bundesregierung liegen nach wie vor keine Erkenntnisse vor,
dass die Finanzverwaltung oder die Justiz den Nachweis der Beteili-
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gung einer ausländischen Bank an einer rechtsmissbräuchlichen oder
ggf. strafrechtlich relevanten Gestaltung erbracht hat. Solange ein
derartiger Nachweis nicht hinreichend geführt ist, gibt es keine
Grundlage, aufgrund bloßer Verdachtsmomente Unternehmen von
öffentlichen Aufträgen auszuschließen.

Die aus dem Ausland übersandten Dokumente sind vertraulich zu
behandeln und wurden dementsprechend nicht mit Bereichen ausge-
tauscht, die nicht für Besteuerungsverfahren zuständig sind. Im Übri-
gen ist der Zuschlag für die Tätigkeit als Transaktionsberater bei der
Privatisierung der TLG Mitte Oktober 2011 erteilt worden.

Der Bundesregierung liegen schließlich keine hinreichenden Er-
kenntnisse vor, um den steuerlichen Gesamtschaden aufgrund von
missbräuchlichen Gestaltungen durch Leerverkäufe über den Divi-
dendenstichtag (sog. Cum-ex-Gestaltungen) verlässlich abschätzen zu
können. Bloße Vermutungen über etwaige Schadenshöhen wird die
Bundesregierung nicht öffentlich äußern.
36. Abgeordneter
Martin

Gerster

(SPD)
Inwieweit bleibt die Bundesregierung ange-
sichts der Warnung der Bundesanstalt für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht vom 13. Juni 2013
(siehe Handelsblatt online, 27. Juni 2013:
„IBAN, Die Schreckliche (Fortsetzung)“) bei
ihrer gegenüber dem Finanzausschuss des
Deutschen Bundestages am 5. Juni 2013 dar-
gelegten Einschätzung, die erfolgreiche Um-
stellung des deutschen Zahlungsverkehrs auf
SEPA-Standard sei innerhalb der vorgesehe-
nen Fristen gesichert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk
vom 5. Juli 2013
Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) hat sich
im Juni 2013 mit einem Auskunftsersuchen an alle deutschen Zah-
lungsdienstleister gewandt. Mithilfe des Auskunftsersuchens soll ins-
besondere geklärt werden, welche Maßnahmen die Institute zur Un-
terstützung ihrer Kunden bei der fristgerechten SEPA-Umstellung
ergriffen haben.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die gegenwärtig sowohl
bei der Lastschrift als auch bei der Überweisung noch niedrigen
SEPA-Indikatoren für Deutschland bereits im dritten Quartal dieses
Jahres signifikant bessere Ergebnisse anzeigen werden.
37. Abgeordneter
Martin

Gerster

(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung die Konse-
quenzen einer nicht vollständigen SEPA-Um-
stellung – insbesondere für Handel und Kredit-
institute –, und welche Schritte unternimmt
sie, um einen rechtzeitigen Abschluss der Um-
stellung sicherzustellen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 5. Juli 2013
Nach der SEPA-Verordnung hat die Umstellung der bargeldlosen
Zahlverfahren zwingend zum 1. Februar 2014 zu erfolgen.

Die Bundesregierung wird sich weiterhin für eine fristgerechte
SEPA-Umstellung einsetzen. Die Deutsche Kreditwirtschaft, die
Deutsche Bundesbank sowie das Bundesministerium der Finanzen
und der Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. werden im Rah-
men ihrer unterschiedlichen Aufgaben bei der Umstellung auf SEPA
ihre jeweiligen Informations- und Implementierungsmaßnahmen,
insbesondere gegenüber kleinen und mittelständischen Unternehmen
sowie Vereinen in diesem Jahr weiter verstärken. Die aktive Unter-
stützung der Bankkunden durch die Kreditinstitute steht im Mittel-
punkt dieser Kampagne. Entsprechend der SEPA-Entschließung des
Deutschen Bundestages vom 12. Mai 2011 (Bundestagsdrucksache
17/5768) ist es vorrangig Aufgabe der Kreditwirtschaft, den Umstel-
lungsprozess auf SEPA transparent zu gestalten und Informationsde-
fizite auf der Nutzerseite aktiv durch Informationsmaßnahmen sowie
durch eine am Kunden orientiere Aufklärungskampagne zu beglei-
ten.
38. Abgeordnete
Gabriele

Groneberg

(SPD)
Stimmt es, dass die Bundesvermögensverwal-
tung als Verwalter der deutschen Liegenschaf-
ten es gegenüber der Stadt Cloppenburg ver-
gangenes Jahr ablehnte, eine vom Jakobs-
Greiskraut überwucherte, bundeseigene Flä-
che in direkter Nachbarschaft zu städtischem
Gelände zu mähen, so dass die Stadt auf eige-
ne Kosten diese Aufgabe übernehmen musste,
um einer unerwünschten Ausbreitung der
Pflanze effektiv entgegenzuwirken, und wenn
ja, weshalb wurde die Bundesvermögensver-
waltung in diesem Fall nicht tätig (vgl. Äuße-
rung des Bürgermeisters Dr. Wolfgang Wiese
in der Münsterländische[n] Tageszeitung vom
18. August 2012)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter
vom 4. Juli 2013
Der Ihrer Frage zugrunde gelegte Sachverhalt, dass es die Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben (Bundesanstalt) gegenüber der Stadt
Cloppenburg im vergangenen Jahr abgelehnt habe, eine vom Jakobs-
Greiskraut (Jakobskreuzkraut) überwucherte bundeseigene Fläche
zu mähen, hat sich nicht bestätigt. Nach Mitteilung der Bundesan-
stalt hat es in der Angelegenheit keinerlei Kontakt zwischen der
Stadt Cloppenburg und der Bundesanstalt gegeben.
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39. Abgeordnete
Dr. Barbara

Höll

(DIE LINKE.)
Sind nach dem Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts zur einkommensteuerlichen
Gleichstellung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft mit der Ehe vom 7. Mai 2013 offene
Einkommensteuerfälle unverzüglich im Rah-
men der Zusammenveranlagung abzuschlie-
ßen, unabhängig davon, wann der Gesetzgeber
eine rückwirkende Änderung des Einkommen-
steuergesetzes vornimmt, und welche Erkennt-
nisse hat die Bundesregierung darüber, dass
die Finanzämter die Zusammenveranlagung in
den geschilderten Fällen aufgrund fehlender
Weisungen vorgesetzter Behörden bzw. fehlen-
der programmtechnischer Umsetzung derzeit
nicht durchführen (bitte mit Begründung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 1. Juli 2013
Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts binden die Ver-
fassungsorgane des Bundes und der Länder sowie alle Gerichte und
Behörden und damit auch die für die Durchführung des Einkom-
mensteuergesetzes zuständigen Landesfinanzverwaltungen (§ 31 Ab-
satz 1 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes). Aufgrund der in der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Mai 2013 ge-
troffenen Übergangsregelung bis zum Inkrafttreten der Neuregelung
können eingetragene Lebenspartner unter den Voraussetzungen von
§ 26 ff. des Einkommensteuergesetzes für alle noch offenen Veranla-
gungszeiträume die Zusammenveranlagung wählen. Die Bundes-
regierung hat keine Erkenntnisse darüber, dass die Finanzämter die
Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht
durchführen.
40. Abgeordneter
Harald

Koch

(DIE LINKE.)
Wie bewertet die Bundesregierung die sehr
schleppenden Fortschritte bei der Umstellung
auf SEPA, und welche Maßnahmen werden in-
nerhalb, aber auch außerhalb der Bundesregie-
rung (z. B. Werbekampagne der Deutschen
Bundesbank, vgl. Süddeutsche Zeitung vom
12. Juni 2013, „Aus dieser Nummer kommen
sie nicht mehr raus“) im Einzelnen ergriffen,
damit die Umstellung flächendeckend bis zum
1. Februar 2014 vollzogen sein wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 4. Juli 2013
Umfrageergebnisse deuten darauf hin, dass die fristgerechte Umstel-
lung auf SEPA-Produkte in Deutschland noch einiger Anstrengun-
gen bedarf. Die Bundesregierung geht davon aus, dass die gegenwär-
tig sowohl bei der Lastschrift als auch bei der Überweisung noch
niedrigen SEPA-Indikatoren für Deutschland bereits im dritten
Quartal dieses Jahres signifikant bessere Ergebnisse anzeigen wer-
den.
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Die Deutsche Kreditwirtschaft, die Deutsche Bundesbank sowie das
Bundesministerium der Finanzen und der Verbraucherzentrale Bun-
desverband e. V. werden im Rahmen ihrer unterschiedlichen Aufga-
ben bei der Umstellung auf SEPA ihre jeweiligen Informations- und
Implementierungsmaßnahmen, insbesondere gegenüber kleinen und
mittelständischen Unternehmen sowie Vereinen weiter verstärken.
Die aktive Unterstützung der Bankkunden durch die Kreditinstitute
steht im Mittelpunkt dieser Informationskampagne. Es ist dabei Auf-
gabe der einzelnen Kreditinstitute, im Rahmen der bestehenden Ver-
tragsbeziehungen mit ihren Kunden diese über die Änderungen ziel-
gerichtet zu informieren und sie bei der SEPA-Umstellung indivi-
duell zu unterstützen.
41. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie schätzt die Bundesregierung die Erfolgs-
aussichten für die vereinbarte Restrukturie-
rung der Bank of Cyprus ein, und inwiefern
teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass
ohne eine erfolgreiche Restrukturierung der
Bank entweder die Kapitalverkehrskontrollen
auf Zypern dauerhaft fortgesetzt oder bei einer
Abwicklung der wirtschaftliche Anpassungs-
pfad der Insel empfindlich getroffen werden
würde?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. Juli 2013
Zypern hat bereits vor der Vereinbarung des makroökonomischen
Anpassungsprogramms mit der Restrukturierung der Bank of Cy-
prus begonnen. Teil der Restrukturierung sind der Verkauf der grie-
chischen Filialen und die Übernahme eines Teils des zyprischen Ge-
schäfts der Laiki Popular Bank. Die bei der Bank of Cyprus angefal-
lenen Verluste werden von den Eigentümern und Gläubigern getra-
gen. Dabei werden die Eigentümer und die nachrangigen Anleihe-
gläubiger in vollem Umfang ihrer Anteile Verluste tragen. Einlagen,
die über 100 000 Euro liegen und nicht dem Schutz der Einlagensi-
cherung unterliegen, tragen zur Deckung des Finanzbedarfs durch
eine teilweise Umwandlung in Aktien bei. Von den bisherigen Einla-
gen der Bank of Cyprus, die nicht der Einlagensicherung unterliegen,
wurden in einem ersten Schritt 37,5 Prozent in Aktien umgewandelt.
Nach einer unabhängigen Bewertung der Aktiva der Bank of Cyprus
ist eine weitere Umwandlung ungesicherter Einlagen in Aktien vor-
gesehen, um zum Programmende eine Kernkapitalquote von 9 Pro-
zent zu erreichen. Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Re-
strukturierung der Bank of Cyprus weiter umgesetzt wird.
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42. Abgeordneter
Manuel

Sarrazin

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Maßnahmen unternimmt die Bundes-
regierung und welche Maßnahmen der euro-
päischen Institutionen bzw. der Europäischen
Zentralbank unterstützt die Bundesregierung,
um eine Fortschreibung der Kapitalverkehrs-
kontrollen auf Zypern über den Winter 2013
hinaus zu verhindern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. Juli 2013
Die Kapitalverkehrskontrollen werden von Zypern regelmäßig über-
prüft und graduell gelockert. Die zügige und entschiedene Umset-
zung der mit dem makroökonomischen Anpassungsprogramm ver-
einbarten Maßnahmen durch Zypern ist Voraussetzung dafür, dass
Zypern die Kapitalverkehrskontrollen schrittweise und verantwor-
tungsvoll weiter zurückführen kann. Zypern wird bei der Umsetzung
des Anpassungsprogramms von der Troika aus Europäischer Kom-
mission, Europäischer Zentralbank und Internationalem Währungs-
fonds unterstützt. Am 19. Juni 2013 hat die Europäische Kom-
mission eine so genannte Support Group for Cyprus gegründet, um
Zypern technische Unterstützung bei der Umsetzung des Anpas-
sungsprogramms zu leisten.
43. Abgeordneter
Frank

Schäffler

(FDP)
Was schlussfolgert die Bundesregierung hin-
sichtlich der italienischen Zahlen zu Defizit
und Schuldenstand bei dessen Aufnahme in den
Euroraum (insbesondere vor dem Hintergrund
des jüngsten Artikels in der FINANCIAL
TIMES Europa vom 26. Juni 2013, „Italy faces
restructured derivatives hit“, und der älteren
Berichterstattung in DER SPIEGEL, siehe
www.spiegel.de/politik/ausland/spiegel-kohl-
kannte-risiken-des-beitritts-von-italien-zum-euro-
a-831590.html), und welche Gefahren ergeben
sich im Hinblick auf die Bemühungen der Bun-
desregierung zur Stabilisierung des Euro da-
raus, dass Italien durch diese kreative staatliche
Rechnungsführung Verschuldung und Defizit
versteckt hat, was, wie bei Griechenland, zu
einer negativen Marktreaktion durch das Ver-
langen höherer Renditen für italienische Staats-
anleihen führen könnte?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. Juli 2013
Italien hat in den vergangenen Jahren seine öffentlichen Finanzen
konsolidiert: Das gesamtstaatliche Defizit wurde von –5,5 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) in 2009 konstant zurückgeführt
und erreichte 2012 mit –3,0 Prozent des BIP den Maastricht-Refe-
renzwert. Die Frühjahrsprognose der EU-Kommission prognosti-
ziert eine weitere Reduktion des Defizites auf –2,5 Prozent des BIP
in 2014.
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In der Folge wurde Italien aus dem seit 2009 laufenden Defizitver-
fahren entlassen. Die Konsolidierung hat auch dazu geführt, dass Ita-
lien seit 2010 einen Primärüberschuss aufweist, d. h. der gesamtstaat-
liche Haushaltssaldo ohne Berücksichtigung der Zinszahlungen ist
positiv. Im Jahr 2012 erreichte Italien mit einem Primärüberschuss
in Höhe von 2,5 Prozent des BIP hinter Deutschland den zweit-
höchsten Wert in der EU. Die Konsolidierung hat sich zudem positiv
auf die Renditen italienischer Staatsanleihen ausgewirkt. Die Rendi-
ten 10-jähriger Staatsanleihen sind von 7,3 Prozent im November
2011 auf 4,5 Prozent (Tagesendwert vom 28. Juni 2013) gefallen.
44. Abgeordneter
Dr. Axel

Troost
(DIE LINKE.)
Welche Auswirkungen auf den zukünftigen
bundesstaatlichen Finanzausgleich hat die Än-
derung des § 1 des Finanzausgleichsgesetzes
durch das Gesetz zur Errichtung eines Sonder-
vermögens „Aufbauhilfe“ und zur Änderung
weiterer Gesetze, und wie wirkt sich die Verän-
derung auf die Durchführung des Länder-
finanzausgleichs im engeren Sinne für Länder
mit unter- bzw. überdurchschnittlicher Finanz-
kraft (vor Verteilung) tendenziell aus (bitte mit
Begründung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 5. Juli 2013
Mit dem Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Aufbauhil-
fe“ und zur Änderung weiterer Gesetze werden die Länder gemäß
§ 1 Satz 5 des Finanzausgleichsgesetzes vom Aufkommen der Um-
satzsteuer zusätzlich einen Betrag in Höhe von 202 Mio. Euro jähr-
lich für die Jahre 2014 bis einschließlich 2019 auf den Bund übertra-
gen.

Dies wirkt sich systembedingt auf die Durchführung des Länderfi-
nanzausgleichs im engeren Sinne bei den Ausgleichszuweisungen/
Ausgleichsbeiträgen unterschiedlich aus; die Effekte sind mit Blick
auf das gesamte Umverteilungsvolumen gering. Be- und Entlastun-
gen lassen sich jedoch nicht systematisch den Ländern mit unter-
bzw. überdurchschnittlicher Finanzkraft (vor Verteilung) zuordnen.
45. Abgeordneter
Dr. Axel

Troost

(DIE LINKE.)
Wie sind die gewährten Soforthilfemaßnah-
men zur Linderung der Schäden durch das
Hochwasser ertragsteuerlich (differenziert nach
Steuerarten) zu behandeln, und welche Er-
kenntnisse hat die Bundesregierung darüber,
wie sich das Hochwasser und die damit ver-
bundenen Folgen auf das Wirtschaftswachs-
tum für das verbleibende Jahr 2013 auswirken
(bitte mit Begründung)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 5. Juli 2013
Werden die Gelder der Soforthilfemaßnahmen zur Anschaffung von
Wirtschaftsgütern oder zur Beseitigung von Schäden im Rahmen der
betrieblichen/beruflichen Tätigkeit oder der Vermietungstätigkeit
wieder ausgegeben, so sind die Aufwendungen hierfür grundsätzlich
als Betriebsausgaben/Werbungskosten – ggf. in Form von Absetzun-
gen für Abnutzungen – abzugsfähig. Darüber hinaus sieht der zwi-
schen Bund und Ländern vereinbarte Rahmenkatalog zur Berück-
sichtigung der durch Naturkatastrophen verursachten Schäden die
Bildung steuerfreier Rücklagen und Abschreibungserleichterungen
bei Ersatzbeschaffung vor. Diese steuerlichen Erleichterungen ver-
schaffen den Betroffenen Handlungsspielräume für die Beseitigung
der Schäden der Flutkatastrophe.

Sofern die Gelder für die Beseitigung privater Schäden (z. B. bei
Wiederbeschaffung von Hausrat und Kleidung) gezahlt werden, un-
terliegen diese nicht der Besteuerung.

Aus derzeitiger Sicht erscheint es wahrscheinlich, dass die Wirkun-
gen auf das Bruttoinlandsprodukt – ähnlich wie nach der so genann-
ten Jahrhundertflut im Jahr 2002 – per Saldo eng begrenzt bleiben
und in den Ergebnissen der amtlichen Statistik nicht zu erkennen
sein werden. So zeigt die Entwicklung der Wertschöpfung im Jahr
2002 weder insgesamt noch nach Wirtschaftsbereichen differenziert
irgendwelche Auffälligkeiten, die Anhaltspunkte für signifikante ge-
samtwirtschaftliche Effekte geben würden.
46. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht
(DIE LINKE.)
Kann die Bundesregierung ausschließen, dass
die Haushaltszusagen für den Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM) im Fall der
Beanspruchung im Rahmen der Bankenunion
– etwa zur Rekapitalisierung von Banken –
neu angepasst werden müssen, um das Top-
Rating (AAA) bzw. die Übersicherung des
ESM und somit dessen Ausleihekapazität zu
erhalten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. Juli 2013
Die Finanzminister der Eurozone haben sich am 20. Juni 2013 auf
Hauptmerkmale (main features) für einen künftigen operativen Rah-
men eines Instrumentes der direkten Bankenrekapitalisierung ver-
ständigt. Dazu zählt insbesondere eine Begrenzung der für Zwecke
der direkten Bankenrekapitalisierung verfügbaren Ressourcen des
ESM auf 60 Mrd. Euro. Für die Bundesregierung war es in den Ver-
handlungen über einen operativen Rahmen für das Instrument der
direkten Bankenrekapitalisierung von Anfang an wichtig, dass eine
Erweiterung des Instrumentariums des ESM nur im Rahmen der
bestehenden Kapitalstruktur und ohne Gefährdung der sonstigen
Aufgaben und Zielsetzungen des ESM erfolgen kann. In den main
features heißt es dazu (zitiert aus der informellen deutschen Arbeits-
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übersetzung, die dem Deutschen Bundestag am 28. Juni 2013 über-
sandt wurde):

„Im Hinblick auf eine Wahrung der Kreditvergabefähigkeit des
ESM für andere Instrumente legt der Gouverneursrat des ESM eine
Ex-ante-Obergrenze für die Höhe der für das Instrument der direkten
Rekapitalisierung zur Verfügung stehenden Finanzhilfen fest, um
Transparenz für Anleger zu schaffen und die hohe Kreditwürdigkeit
des ESM zu erhalten.“

Selbstverständlich gilt auch für ein etwaiges neues Instrument, über
dessen Einführung der Gouverneursrat des ESM nur einstimmig be-
schließen kann, dass die Haftung der ESM-Mitglieder unter allen
Umständen auf ihren Anteil am gezeichneten Kapital des ESM be-
schränkt ist (Artikel 8 Absatz 5 des ESM-Vertrags).
47. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Wie bewertet die Bundesregierung die deut-
schen Garantien zur Stützung des irischen
Bankensektors sowie den Verzicht auf eine
umfassende Beteiligung der Gläubiger bzw.
eine Teilinsolvenz der irischen Banken vor
dem Hintergrund der bekannt gewordenen Te-
lefonmitschnitte von Managern der Anglo
Irish Bank, nach deren Wortlaut die Bankma-
nager unter Vorspiegelung falscher Tatsachen
die Stützung der Anglo Irish Bank herbeige-
führt, die Garantieerklärung der irischen Re-
gierung für das heimische Bankensystem miss-
braucht und sich diesbezüglich über die politi-
schen Entscheidungsträger belustigt haben
(vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung, 26. Juni
2013)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter

vom 4. Juli 2013
Die bekannt gewordenen Mitschnitte von Telefongesprächen zwi-
schen hochrangigen Bankmanagern der Anglo Irish Bank aus dem
Jahr 2008 belegen erneut, wie notwendig und wichtig es ist, die Fi-
nanzmärkte klaren Regeln zu unterwerfen. Die Lösungsstrategie der
Bundesregierung und ihrer europäischen Partner setzt daher an den
Krisenursachen an. Hier sind seit Ausbruch der Finanzkrise bereits
wegweisende Fortschritte gemacht worden, darunter die Stärkung
der Eigenkapitalanforderungen, die Begrenzung von Bonuszahlun-
gen sowie die jüngsten Beschlüsse über die Einrichtung einer einheit-
lichen europäischen Bankenaufsicht und Regeln zur Bankenabwick-
lung. Die Bundesregierung setzt sich für eine konsequente Fortset-
zung dieses Reformwegs ein, um die Wahrscheinlichkeit und das
Ausmaß künftiger Krisen signifikant zu mindern.

Es wurden keine deutschen Garantien zur direkten Stützung des iri-
schen Bankensektors gegeben. Eine Stützung der irischen Banken er-
folgte vielmehr durch die irische Regierung, die dazu zum Teil auf
Darlehen aus dem internationalen Finanzhilfeprogramm unter Betei-
ligung der Europäischen Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF), des
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Europäischen Finanzstabilisierungsmechanismus (EFSM), des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) sowie bilateraler Geldgeber zu-
rückgreift. Die von der EFSF zu diesem Zweck am Kapitalmarkt
aufgenommenen Anleihen sind mit Garantien der Mitgliedstaaten,
darunter Deutschland, unterlegt.
48. Abgeordnete
Sahra

Wagenknecht

(DIE LINKE.)
Wie begründet die Bundesregierung vor dem
Hintergrund von umfangreichen Steuerausfäl-
len durch Steuerhinterziehung sowie dem Er-
folg der USA im Hinblick auf die Durchset-
zung der Kooperation von Staaten und Banken
beim Informationsaustausch in Steuerangele-
genheiten die Aussage des Bundesministers der
Finanzen, Dr. Wolfgang Schäuble, gegenüber
schweizerischen Medien, wonach die Bundes-
regierung im Unterschied zu den USA nicht mit
Druck gegenüber der Schweiz arbeite (Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 19. Juni 2013)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hartmut Koschyk

vom 4. Juli 2013
Die Bundesregierung hat mit der Schweiz ein Steuerabkommen ab-
geschlossen, das für die Vergangenheit eine Besteuerung vorsah, die
in der Regel über der Besteuerung bei einer Selbstanzeige lag, und
für die Zukunft eine Besteuerung von Kapitalerträgen entsprechend
dem deutschen Recht. Dies hätte bereits in 2013 zu Steuermehr-
einnahmen in Höhe von mehreren Milliarden Euro geführt, wie das
Ergebnis des vergleichbaren Abkommens zwischen Großbritannien
und der Schweiz zeigt. Die Bundesregierung sieht sich dadurch in
ihrer Haltung bestätigt, dass im Verhandlungswege deutsche Interes-
sen realisiert werden können.

Da der Bundesrat dem Steuerabkommen nicht zugestimmt hat, ist es
nicht in Kraft getreten. Die EU-Kommission hat nunmehr ein Man-
dat für Verhandlungen mit europäischen Drittstaaten (u. a. der
Scheiz) erhalten, deren Ergebnis zeitlich und inhaltlich abzuwarten
bleibt. Für die steuerliche Behandlung der Vergangenheit, die vom
Mandat der EU-Kommission nicht erfasst wird, bleibt weiterhin eine
bilaterale Lösung notwendig, die sich an ein EU-Schweiz-Abkommen
anschließt.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Technologie
49. Abgeordnete
Inge

Höger

(DIE LINKE.)
Erwägt die Bundesregierung die Genehmigung
weiterer Lieferungen von Tränengas (auch
Pfefferspray oder anderer Chemikalien zur
Aufstandsbekämpfung) von deutschen Herstel-
lern an türkische Staatsbehörden, Sicherheits-
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kräfte, Militär, Polizei etc., und an welche
Staaten ist in den vergangenen fünf Jahren die
Ausfuhr von Tränengas durch deutsche Unter-
nehmen beantragt und genehmigt worden (bit-
te aufschlüsseln nach Herstellerfirma und
Empfängerland sowie nach erteilter bzw. nicht
erteilter Genehmigung und Wirkstoff)?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 3. Juli 2013
Ausfuhrgenehmigungsanträge werden nach sorgfältiger Prüfung im
Einzelfall entschieden. Sollten Genehmigungsanträge für Lieferun-
gen der genannten Art gestellt werden, wird die Bundesregierung die
Entwicklung in der Türkei in ihre Entscheidungsfindung mit einbe-
ziehen. Nach den Vorgaben des Gemeinsamen Standpunktes 208/
944/GASP des Rates vom 8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame
Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und
Militärgütern und der Anti-Folter-Verordnung (EG) Nr. 1236/2005
wird dabei insbesondere ein bestehendes Missbrauchsrisiko zu re-
pressiven Zwecken oder zum Zweck der Folter oder anderer grausa-
mer Behandlung berücksichtigt.

An welche Staaten in den vergangenen fünf Jahren die Ausfuhr von
als Tränengas verwendbaren Chemikalien (auch Pfefferspray oder
andere Chemikalien zur Aufstandsbekämpfung) durch deutsche Un-
ternehmen beantragt worden ist, ergibt sich aus den anliegenden Ta-
bellen.

Zur exportkontrollpolitischen Bewertung der übermittelten Daten
weist die Bundesregierung darauf hin, dass die aufgeführten Anträge
keinen Rückschluss auf eine Verwendungsmöglichkeit oder tatsächli-
che Verwendung der Produkte zur Bekämpfung von Ausschreitun-
gen und Unruhen erlauben. Die in den Tabellen erwähnten Stoffe
haben eine Vielzahl von Anwendungsmöglichkeiten. Da eine aufwän-
dige manuelle Auswertung nach dem Verwendungsbezug in der zur
Verfügung stehenden Zeit nicht möglich war, enthalten die Übersich-
ten auch zahlreiche Ausfuhrgenehmigungen für Wirkstoffe für den
medizinischen und analytischen Bereich, z. B. kleinere Mengen La-
borchemikalien.

Fragen zu individuellen Vorgängen bedürfen der Geheimhaltung, da
Antragsteller einen Anspruch darauf haben, dass Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse nicht unbefugt offenbart werden. Daher kann zu
den Herstellern keine Auskunft erteilt werden.
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50. Abgeordnete
Ute

Koczy

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wurde für die Mutterfirma des kontroversen
Kupferminenprojekts Rosemont Copper Mine
in Arizona, Augusta Resources (http://azstarnet.
com/mobi/latest/article_c35ffe32-2a97-5a2b-
82dd-a898c109b870.html), eine Förderung
durch die KfW Bankengruppe oder über
Ungebundene Finanzkredite (UFK) bewilligt,
bzw. wird eine solche Förderung aktuell ge-
prüft?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 5. Juli 2013
Eine Förderung des Kupferminenprojekts Rosemont Copper durch
die KfW Bankengruppe wurde weder bewilligt noch wird sie aktuell
geprüft.

Das im Bundesstaat Arizona/USA gelegene Kupferminenprojekt
Rosemont Copper, welches u. a. durch die Augusta Resources als
Projektsponsor entwickelt wird, wurde durch das Bundesministerium
für Wirtschaft und Technologie am 21. Januar 2013 unter rohstoff-
politischen und rohstoffwirtschaftlichen Gesichtspunkten als förde-
rungswürdig eingestuft. Ein nachfolgend gestellter Antrag auf Über-
nahme einer Garantie für einen Ungebundenen Finanzkredit zuguns-
ten der Projektgesellschaft befindet sich derzeit in der Prüfung. Im
Rahmen der Antragsprüfung erfolgt auch eine vertiefte Prüfung der
Umwelt- und Sozialauswirkungen des Vorhabens.
51. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann genau (Datum bitte) hat das Bundes-
kanzleramt im Jahr 2010 erstmals von den Ab-
sichten der baden-württembergischen Landes-
regierung, vom französischen Stromkonzern
EDF dessen Anteile am Energieversorgungs-
unternehmen EnBW zu erwerben, erfahren
(bitte nach mündlicher/schriftlicher Informa-
tion differenzieren), und zwischen welchen
Personen fand diese Information im Bundes-
kanzleramt auf der einen Seite und bei der ba-
den-württembergischen Landesregierung oder
der Investmentbank Morgan Stanley auf der
anderen Seite jeweils statt?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 5. Juli 2013
Der Ministerpräsident a. D. Stefan Mappus informierte die Bundes-
kanzlerin telefonisch über die Tatsache des Erwerbs der EnBW-An-
teile durch das Land Baden-Württemberg, bevor er davon auch die
Presse entsprechend unterrichtete. Insoweit wird auf die Antwort
der Bundesregierung auf die Schriftliche Frage der Abgeordneten
Rita Schwarzelühr-Sutter (Bundestagsdrucksache 17/10270, zu den
Fragen 34 und 35) verwiesen. Die Tatsache des Erwerbs der EnBW-
Anteile wurde seitens der baden-württembergischen Landesregierung
mit Presseemitteilung vom 6. Dezember 2010 öffentlich breit kom-
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muniziert. Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung
auf die Schriftliche Frage des Abgeordneten Lothar Binding (Heidel-
berg) (Bundestagsdrucksache 17/10270, zu Frage 29) verwiesen.
52. Abgeordneter
Oliver
Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Für welche Förderprogramme (u. a. zur För-
derung der erneuerbaren Energien) der KfW
Bankengruppe wurden nach Informationen
der Bundesregierung zum dritten Quartal 2013
die Zinsen erhöht, und wie begründet die Bun-
desregierung diese Zinserhöhung vor dem Hin-
tergrund, dass die Europäische Zentralbank
den Leitzins in der Vergangenheit immer wei-
ter gesenkt hat (bei unterschiedlicher Begrün-
dung bitte einzeln auflisten)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 3. Juli 2013
Die KfW Bankengruppe hat per 27. Juni 2013 die Zinsen in den
gewerblichen Förderprogrammen für Gründer, Mittelstand und
Umweltinvestitionen, in den Programmen für wohnwirtschaftliche
Investitionen sowie in den Programmen für kommunale Infra-
strukturvorhaben erhöht. Nicht betroffen sind die Varianten der Pro-
gramme ERP-Gründerkredit – Startgeld/Universell, Unternehmer-
kredit der KfW Bankengruppe, Wohneigentumsprogramm der KfW
Bankengruppe, Altersgerecht Umbauen sowie der Investitionskredit
für Kommunale und Soziale Unternehmen (IKU) im Rahmen des
KfW-Aktionsplans Hochwasser.

Die KfW Bankengruppe ist von der Bundesregierung mit der Durch-
führung der Förderprogramme beauftragt. Zur Durchführung dieser
Programme nimmt die KfW Bankengruppe Geld am Kapitalmarkt
auf und gibt dieses – teilweise durch Zinszuschüsse aus dem Bundes-
haushalt verbilligt – an die Hausbanken zur Durchleitung an die
Kunden weiter. Die Steuerung der Kreditkonditionen obliegt ihr.
Dabei orientiert sie sich an der Entwicklung des Kapitalmarktes und
damit an der Höhe ihrer Refinanzierungskosten.

Unabhängig von der Zinspolitik der Europäischen Zentralbank (EZB)
haben sich diese Refinanzierungskosten in jüngster Zeit deutlich er-
höht. Der EZB-Zins beeinflusst insbesondere die kurzfristigen Zins-
sätze, während die längerfristigen, die für die Refinanzierung der
KfW Bankengruppe maßgeblich sind, sich relativ unabhängig davon
entwickeln.

Ein typischer Indikator für die Entwicklung der Refinanzierungskos-
ten ist der fünfjährige Interbankenmarkt-Swapsatz. Dieser ist von
Mitte Mai (0,78 Prozent am 17. Mai 2013) bis Ende Juni (1,25 Pro-
zent am 27. Juni 2013) per Saldo um 47 Basispunkte gestiegen und
lässt seitdem eine deutlich steigende Tendenz erkennen.
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Diese Kostensteigerungen wurden bei der Konditionensteuerung der
KfW-Bankengruppe-Förderprogramme berücksichtigt.
53. Abgeordneter
Oliver

Krischer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Woraus resultieren aus Sicht der Bundesregie-
rung die negativen Strompreise am 31. Dezem-
ber 2012 – wenn die Windenergieeinspeisung
die Last im deutschen Netz und die Nettoex-
portbilanz – laut dem Bericht der Bundesnetz-
agentur zum Zustand der leitungsgebundenen
Energieversorgung im Winter 2012/13 nicht
der Grund waren, und kann die Bundesregie-
rung ausschließen, dass der Grund für die ne-
gativen Strompreise nicht heruntergeregelte
Kohlekraftwerke waren?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer
vom 5. Juli 2013
Der Bundesregierung liegt keine detaillierte Analyse der am 31. De-
zember 2012 aufgetretenen Marktsituation vor.

Grundsätzlich unterliegt die Preisbildung an der Strombörse dem
Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage. Negative Preise zeigen
ein hohes Angebot von Strom gegenüber der Stromnachfrage an. Sie
sind wichtige Marktsignale, die sowohl konventionelle Kraftwerke
als auch Erneuerbare-Energien-Anlagen zu mehr Flexibilität und
einer bedarfsgerechteren Produktionsweise anreizen. Erst die spür-
bar negativen Preise, die seit 2009 auftreten, haben einen effektiven
Anreiz zur Investition in Flexibilität geliefert.

Generell haben konventionelle Erzeuger kein Interesse, bei negati-
ven Marktpreisen Strom einzuspeisen. Jedoch kann das betriebswirt-
schaftlich optimale Verhalten konventioneller Kraftwerke aufgrund
ihrer An- und Abfahrkosten und/oder der Bereitstellung von Regel-
leistung und Wärme darin bestehen, das Kraftwerk nicht oder nur
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teilweise herunterzufahren und mit der so genannten Mindestleistung
weiterlaufen zu lassen.
54. Abgeordneter
Stefan

Liebich
(DIE LINKE.)
Welche Ausfuhrgenehmigungen nach Brasilien
für den Export welcher Kriegswaffen, sonsti-
gen Rüstungsgüter und Güter, deren Ausfuhr
nach der Anti-Folter-Verordnung genehmi-
gungspflichtig ist, wurden seit dem 1. Januar
2012 durch die Bundesregierung erteilt (bitte
aufschlüsseln nach Jahr, Wert und Empfän-
ger)?
Antwort der Staatssekretärin Anne Ruth Herkes

vom 2. Juli 2013
Die Bundesregierung hat seit dem 1. Januar 2012 für folgende
Kriegswaffen Genehmigungen nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz
zur Ausfuhrbeförderung zum Endverbleib in Brasilien erteilt:

In 2012:

– 10 Kriegswaffen der Nr. 29a der Kriegswaffenliste (KWL)

– 10 Kriegswaffen der Nr. 29b KWL

– 566 Kriegswaffen der Nr. 29c KWL

– 40 Kriegswaffen der Nr. 30 KWL

– 12 Kriegswaffen der Nr. 34 KWL

– 1 Kriegswaffe der Nr. 35 KWL;

in 2013:

– 1 Kriegswaffe der Nr. 32 KWL.

Empfänger waren staatliche Stellen (Verteidigungsministerium,
Streitkräfte, Justizministerium, Bundespolizei). Wertangaben können
zu den Genehmigungen nicht gemacht werden, da diese nicht zu den
Angaben zählen, die gemäß § 1 der Zweiten Durchführungsverord-
nung zum Kriegswaffenkontrollgesetz bei Antragstellung für eine
Genehmigung erforderlich sind.

Nach vorläufiger Auswertung hat die Bundesregierung seit dem
1. Januar 2012 Ausfuhrgenehmigungen für sonstige Rüstungsgüter
des Teils I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL zur Außenwirt-
schaftsverordnung ohne Kriegswaffen) für Güter der folgenden Aus-
fuhrlistenpositionen erteilt:
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Endgültige Zahlen für die Jahre 2012 und 2013 werden in den jewei-
ligen Berichten der Bundesregierung über ihre Exportpolitik für kon-
ventionelle Rüstungsgüter veröffentlicht. Eine Aufteilung der Geneh-
migungen auf einzelne Empfänger ist automatisiert nicht möglich
und konnte daher in der zur Verfügung stehenden Zeit nicht bereit-
gestellt werden.

Die Bundesregierung hat im Jahr 2012 für Güter nach der Anti-Fol-
ter-Verordnung (EG) Nr. 1236/2005 nach Brasilien acht Genehmi-
gungen für die Ausfuhr von VF332-Pelargonsäurevanillylamid und
eine für die Ausfuhr von VF341-Pentobarbital-Natrium im Gesamt-
wert von 6 960 Euro erteilt. Im Jahr 2013 sind bisher keine Ausfuhr-
genehmigungen erteilt worden.
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55. Abgeordneter
Michael

Schlecht

(DIE LINKE.)
Wie gestalten sich die Lebenshaltungskosten
nach Bundesländern zum Bundesdurchschnitt
(bitte die aktuellen Daten sowie zum Zeitpunkt
fünf Jahre zuvor angeben)?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer
vom 2. Juli 2013
Regionale Preisniveauunterschiede innerhalb der Grenzen von
Deutschland werden in der deutschen amtlichen Statistik nur in unre-
gelmäßigen Zeitabständen gemessen. Das liegt daran, dass solche
Statistiken mit einem hohen Aufwand verbunden und damit sehr
teuer sind.

In Tabelle 1 finden Sie daher die jährliche prozentuale Verände-
rungsrate der Verbraucherpreise für die Bundesländer und den Bun-
desdurchschnitt für die vergangenen fünf Jahre. In Tabelle 2 sind die
monatlichen Änderungen der Verbrauchspreise gegenüber dem Vor-
jahr für dieses Jahr abgebildet. Gesonderte Erhebungen für die Bun-
desländer Bremen, Hamburg und Schleswig-Holstein werden vom
Statistischen Bundesamt nicht veröffentlicht.
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56. Abgeordnete
Beate

Walter-

Rosenheimer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie viele Handwerksbetriebe in Bayern sind
nach Kenntnis der Bundesregierung vom
Hochwasser 2013 im Vergleich zum Hochwas-
ser 2002 betroffen, und wie hoch ist der ent-
standene Durchschnittsschaden bei Hand-
werksbetrieben durch das Hochwasser 2013
im Vergleich zu dem im Jahr 2002?
Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernhard Heitzer

vom 3. Juli 2013
Die Anzahl der durch das Hochwasser in Bayern in den Monaten
Mai/Juni 2013 geschädigten Handwerksbetriebe ist derzeit noch
nicht abschließend feststellbar. Nach aktuellen Schätzungen der
Handwerkskammern dürften bundesweit ca. 1 800 Betriebe des
Handwerks unmittelbar geschädigt worden sein. Die Zahl der ge-
schädigten Handwerksbetriebe ist damit bundesweit insgesamt nied-
riger als im Jahr 2002, als 2 800 Betriebe betroffen waren.

Nach vorläufigen Zahlen der Handwerksorganisation verzeichnet
der Kammerbezirk Niederbayern-Oberpfalz 180 betroffene Betriebe
in 2013. Die Höhe der Schäden in diesem Kammerbezirk kann der-
zeit allerdings noch nicht beziffert werden. Der Kammerbezirk Mün-
chen und Oberbayern kann derzeit noch überhaupt keine Angaben
machen.

Nach Erkenntnissen der Handwerksorganisation sind in den anderen
bayerischen Kammerbezirken keine Betriebe betroffen.

Durch das Hochwasser des Jahres 2002 waren nach Angaben der
Handwerksorganisation 160 Betriebe des Handwerks in Bayern be-
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troffen. Die durchschnittliche Schadenshöhe belief sich bei den baye-
rischen Handwerksbetrieben auf ca. 40 000 Euro je Betrieb.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales
57. Abgeordneter
Matthias W.

Birkwald

(DIE LINKE.)
Sieht die Bundesregierung in einer Finanzie-
rung der bestehenden Kindererziehungszeiten
in der gesetzlichen Rente aus Steuern und der
im Wahlprogramm der CDU und der CSU
vorgesehenen – zumindest teilweisen – Finan-
zierung einer besseren Anerkennung von Er-
ziehungsleistungen für vor 1992 geborene Kin-
der aus Beiträgen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung eine ungleiche Behandlung gleicher
Sachverhalte, und wenn nein, warum nicht?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke

vom 5. Juli 2013
Die Bundesregierung kommentiert Wahlprogramme der Parteien
nicht. Eine Beschlusslage der Bundesregierung über eine Verbesse-
rung von Kindererziehungszeiten für vor 1992 geborene Kinder und
deren Finanzierung gibt es noch nicht.
58. Abgeordneter
Matthias W.

Birkwald

(DIE LINKE.)
Wie würde sich die Finanzierung eines zusätz-
lichen Entgeltpunkts für Mütter (und Väter),
die Kinder erzogen haben, die vor 1992 gebo-
ren sind, aus Beiträgen ab Inkrafttreten (ange-
nommen: Januar 2014) in den kommenden
Jahren auf die Beitragssatzsituation der gesetz-
lichen Rentenversicherung sowie die Beitrags-
satzentwicklung auswirken?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke

vom 5. Juli 2013
Konkrete Aussagen zu den Finanzwirkungen können erst getroffen
werden, wenn die konkrete Ausgestaltung einer gesetzlichen Rege-
lung feststeht.
59. Abgeordneter
Dr. Diether

Dehm
(DIE LINKE.)
Sieht die Bundesregierung die in Sachsen-An-
halt vom Sozialministerium und von der Bun-
desagentur für Arbeit geplante Maßnahme,
3 000 Ein-Euro-Jobber Flutschäden beseitigen
zu lassen, von § 16d des Zweiten Buches So-
zialgesetzbuch abgedeckt, und sieht sie die
Grund- und Menschenrechte dabei gewahrt?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 28. Juni 2013
§ 16d Absatz 2 Satz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II)
sieht die Durchführung von Arbeitsgelegenheiten zur Bewältigung von
Naturkatastrophen und sonstigen außergewöhnlichen Ereignissen aus-
drücklich vor. Die Bundesregierung sieht in dieser gesetzlichen Rege-
lung keinen Verstoß gegen die Grund- und Menschenrechte. Dass Ar-
tikel 12 Absatz 2 des Grundgesetzes (kein Arbeitszwang) durch den
§ 16d SGB II nicht betroffen ist, entspricht der sozialrechtlichen
Rechtsprechung (vgl. LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom
14. Mai 2012 – L 7 AS 557/12 B ER –, zitiert nach juris).
60. Abgeordneter
Dr. Diether

Dehm

(DIE LINKE.)
Gedenkt die Bundesregierung, etwas gegen die
Zuweisung von Erwerbslosen im Rahmen von
Ein-Euro-Jobs zur Beseitigung von Flutschä-
den zu unternehmen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 28. Juni 2013
Die Bundesregierung gedenkt nicht, etwas gegen die Zuweisung von
erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in eine Arbeitsgelegenheit
nach § 16d SGB II zur Bewältigung der Hochwasserkatastrophe zu
unternehmen. Entsprechende Förderentscheidungen liegen aus-
schließlich in der Zuständigkeit der örtlichen Jobcenter.
61. Abgeordnete
Gabriele

Hiller-Ohm

(SPD)
Wie viele Personen (absolut und prozentual)
sind davon betroffen, dass die im neuen Pflege-
Neuausrichtungs-Gesetz erhöhten Pflegegelder
durch Anrechnungsregelungen (§ 66 des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch) für die Betroffe-
nen im Saldo weniger betragen als es vor der
Erhöhung ab dem 1. Januar 2013 der Fall war,
und plant die Bundesregierung hier eine Ände-
rung, damit alle von der sinnvollen Erhöhung
der Pflegegelder profitieren können?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke

vom 3. Juli 2013
Aufgrund des § 123 des Elften Buches Sozialgesetzbuch sind seit dem
1. Januar 2013 für Versicherte, die wegen erheblich eingeschränkter
Alltagskompetenz die Voraussetzungen des § 45a SGB XI erfüllen,
bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes, das die Leistungsgewährung
aufgrund eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs und eines entspre-
chenden Begutachtungsverfahrens regelt, die Pflegeleistungen ver-
bessert worden. So erhalten Versicherte ohne Pflegestufe ein Pflege-
geld in Höhe von 120 Euro; bei Pflegebedürftigen der Pflegestufen I
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und II wird das Pflegegeld um monatlich 70 Euro bzw. 85 Euro er-
höht.

Die Leistungen gemäß § 123 SGB XI sind nicht auf die Leistungen
der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII anzurechnen, weil es sich
hier um eine eigenständige Übergangsleistung außerhalb der beste-
henden Regelleistungen zur häuslichen Pflege handelt. Insofern kön-
nen keine Personen von einer wie in der Frage angenommenen, „im
Saldo“ geringeren Leistung betroffen sein und ein diesbezüglicher
gesetzgeberischer Handlungsbedarf ist nicht ersichtlich. Allerdings
ist wegen des Charakters der Übergangsregelung des § 123 SGB XI
eine Gesetzesänderung zu erwarten, die inhaltlich noch offen ist.
62. Abgeordnete
Angelika
Krüger-Leißner

(SPD)
Wie viele Kontrollen durch Aufsichtspersonen
der Unfallkasse des Bundes hat es zum Thema
psychische Gefährdungsbeurteilung und Not-
fälle in Jobcentern gegeben?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 4. Juli 2013
Eine Zuständigkeit des Bundes (Bundesministerium des Innern)
bzw. der Unfallkasse des Bundes für den Bereich Arbeitsschutz
besteht nicht in allen gegenwärtig 410 Jobcentern, sondern nur in
den gegenwärtig 304 gemeinsamen Einrichtungen. Die Zuständigkeit
des Bundes nach dem Arbeitsschutzgesetz sowie dem Siebten Buch
Sozialgesetzbuch (Gesetzliche Unfallversicherung) erfasst dabei nur
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (Beamte und Tarifbeschäftigte)
der Bundesagentur für Arbeit. Dies sind zwei Drittel der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in den gemeinsamen Einrichtungen. Für Be-
amte und Tarifbeschäftigte der Kommunen – ein Drittel der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in den gemeinsamen Einrichtungen –
sind die Unfallkassen und Ämter für Arbeitsschutz der jeweiligen
Bundesländer zuständig. Hierüber und über Kontrollen in den ge-
genwärtig 106 zugelassenen kommunalen Trägern liegen der Bundes-
regierung keine Erkenntnisse vor. Die Unfallkasse des Bundes führt
jeweils im Kalenderjahr etwa 50 Besuche und Beratungsgespräche in
den Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit und in den gemein-
samen Einrichtungen durch. Dabei werden etwa 30 Termine in den
Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit und etwa 20 Termine in
den gemeinsamen Einrichtungen wahrgenommen. Die Unfallkasse
des Bundes betrachtet bei ihren Besuchen den Arbeitsschutz ganz-
heitlich. Insofern wird auch die Gefährdungsermittlung für psychi-
sche Belastungen regelmäßig angesprochen.
63. Abgeordnete
Angelika

Krüger-Leißner

(SPD)
Welche konkreten, wirkungsvollen Maßnah-
men wurden nach dem Mord im Jobcenter
Neuss für alle Jobcenter ergriffen, um gleich-
artige Situationen zu vermeiden, und gibt es in
Jobcentern für psychische Arbeitsunfälle durch
oben beschriebene Notfälle ein betriebliches
Notfallmanagement?



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/14333– 61 –
64. Abgeordnete
Angelika

Krüger-Leißner

(SPD)
Wie werden Übergriffe auf Jobcentermitarbei-
ter systematisch erfasst, und welche konkreten
Maßnahmen werden jeweils ergriffen, um den
Betroffenen zu helfen?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe
vom 4. Juli 2013
Auf den Hinweis zur Zuständigkeit in der Antwort zu Frage 62 wird
verwiesen. Die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer der Job-
center (gemeinsame Einrichtungen) sind rechtlich Leiter der Dienst-
stelle im personalvertretungsrechtlichen Sinn und Arbeitgeber im
Sinne des Arbeitsschutzgesetzes (§ 44d Absatz 5 SGB II). Die Zu-
ständigkeit für die Organisation des Arbeitsschutzes und der Planung
und Durchführung von Sicherheitsmaßnahmen liegt daher autonom
und dezentral bei den gemeinsamen Einrichtungen. Die Entschei-
dung über organisatorische Angelegenheiten der gemeinsamen Ein-
richtung liegt dabei bei der Trägerversammlung (§ 44c Absatz 2
SGB II).

Zur Erfüllung der ihnen aufgrund des § 44d Absatz 5 SGB II oblie-
genden Aufgaben auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der Ar-
beitssicherheit können die gemeinsamen Einrichtungen auf ein breit
angelegtes Angebot von Unterstützungsleistungen der Bundesagen-
tur für Arbeit zurückgreifen. Die Bundesagentur für Arbeit bietet
den Einkauf entsprechender Serviceleistungen an, die wesentliche
Aspekte des Arbeitsschutzes beinhalten (Organisation des Arbeits-
schutzes, Unterstützung bei der Erstellung von Gefährdungsbeurtei-
lungen, Bereitstellung von Betriebsärzten und Fachkräften für Ar-
beitssicherheit etc.). Dazu gehört auch die Möglichkeit, aus einem
Rahmenvertrag Sicherheitsdienstleistungen einzukaufen oder Kom-
munikations- und Verhaltenstraining in Konfliktsituationen in An-
spruch zu nehmen. Der Abruf des Serviceangebots und ergänzender
Dienstleitungen liegt jedoch in der Entscheidung der jeweiligen ge-
meinsamen Einrichtung. Ein Großteil der gemeinsamen Einrichtun-
gen nutzt diese Angebote der Bundesagentur für Arbeit. Detaillierte
Angaben darüber konnten in der Kürze der Zeit nicht erhoben wer-
den.

Alternativ zum Angebot der Bundesagentur für Arbeit besteht für
die gemeinsamen Einrichtungen die Möglichkeit, alle entsprechen-
den Maßnahmen in eigener Verantwortung zu organisieren und be-
reitzustellen bzw. auf entsprechende Angebote des kommunalen
Partners zurückzugreifen. Hierzu liegen der Bundesregierung keine
Angaben vor.

Im Übrigen steht allen gemeinsamen Einrichtungen, welche die IT-
Infrastruktur der Bundesagentur für Arbeit nutzen, das Notruf-
Alarmierungssystem der Bundesagentur für Arbeit zur Verfügung.
Ob und inwieweit davon Gebrauch gemacht wird, liegt in der Ent-
scheidungsbefugnis der einzelnen gemeinsamen Einrichtung.

Die Bundesagentur für Arbeit hat für ihren Zuständigkeitsbereich
ein Muster-, Notfall- und Sicherheitskonzept entwickelt und für ihre
Dienststellen als Rahmenkonzept zentral zur Verfügung gestellt. Die
gemeinsamen Einrichtungen sind keine Dienststellen der Bundes-
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agentur für Arbeit. Sie können sich aber bei der Ausgestaltung ihrer
örtlichen Notfall- und Sicherheitskonzepte (einschließlich des psychi-
schen Aspekts im Zusammenhang mit Übergriffen) an dem Stan-
dard-Rahmenkonzept der Bundesagentur für Arbeit orientieren.

Insgesamt ist damit eine in der Bundesagentur für Arbeit abgestimm-
te Sicherheitsstrategie vorhanden, die die örtlichen Dienststellen
(Agenturen für Arbeit, Regionaldirektionen) und auch die gemein-
samen Einrichtungen in die Lage versetzt – in Abstimmung mit den
örtlichen Sicherheitsbehörden und Personalvertretungen –, nach
einer Gefährdungsanalyse Notfall- und Sicherheitskonzepte zu er-
arbeiten und umzusetzen. Dabei wird den örtlichen Verhältnissen
Rechnung getragen. Dies gilt insbesondere für die gemeinsamen Ein-
richtungen.

Infolge der eigenverantwortlichen Zuständigkeit der gemeinsamen
Einrichtungen auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der Arbeitssi-
cherheit liegen der Bundesregierung keine belastbaren Daten zu
Übergriffen auf Beschäftigte der Jobcenter und den jeweils vor Ort
ergriffenen Hilfsmaßnahmen vor. Über die Thematik Schutz und die
Sicherheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den gemeinsamen
Einrichtungen befinden sich das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales und die Bundesagentur für Arbeit jedoch in einem regelmä-
ßigen Austausch.
65. Abgeordnete
Angelika

Krüger-Leißner

(SPD)
Wie wird die DGUV-Vorschrift 2 (DGUV =
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung) im
Bereich der Jobcenter umgesetzt, und welche
Beteiligung hat der Personalrat?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 4. Juli 2013
Auf den Hinweis zur Zuständigkeit in der Antwort zu Frage 62 wird
verwiesen. Für den Bereich der Zuständigkeit des Bundes in der
Bundesagentur für Arbeit bzw. den gemeinsamen Einrichtungen gilt
die Richtlinie für den betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen
Dienst in den Verwaltungen und Betrieben des Bundes vom 28. Ja-
nuar 1978, im Übrigen gilt die DGUV-Vorschrift 2.

Nach § 44d Absatz 5 SGB II ist die Geschäftsführung der gemeinsa-
men Einrichtung die Leitung der Dienststelle im personalvertre-
tungsrechtlichen Sinne. Die Geschäftsführung der gemeinsamen Ein-
richtung ist somit verpflichtet, insbesondere die im Bundespersonal-
vertretungsgesetz zum Arbeitsschutz vorgesehenen Beteiligungsrech-
te gegenüber der Personalvertretung der gemeinsamen Einrichtung zu
beachten. Die Beteiligung der Personalräte erfolgt regelmäßig nach
den §§ 8 und 10 der Richtlinie für den betriebsärztlichen und si-
cherheitstechnischen Dienst in den Verwaltungen und Betrieben des
Bundes.
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66. Abgeordnete
Katrin

Kunert

(DIE LINKE.)
Ist der Bundesregierung bekannt, ob und in
welcher Weise die Verpflichtung, die dienstli-
chen Telefondurchwahlen der Jobcentermitar-
beiter frei zugänglich zu machen, aus dem Ur-
teil des Verwaltungsgerichts Leipzig vom
10. Januar 2013 (5 K 981/11) in den übrigen
Jobcentern der Bundesrepublik Deutschland
umgesetzt wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 2. Juli 2013
Die Entscheidung über die Herausgabe von Durchwahlnummern
liegt in lokaler Verantwortung; die gemeinsamen Einrichtungen und
die zugelassenen kommunalen Träger entscheiden dies eigenständig.
Der Bundesregierung liegen daher über den konkreten Umgang mit
dieser Frage keine Erkenntnisse vor.

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass eine rechtliche Verpflich-
tung zur allgemeinen Veröffentlichung der Durchwahlnummern
nicht besteht. Es ist lediglich denkbar, dass aufgrund von Einzelan-
trägen nach dem Informationsfreiheitsgesetz die Durchwahlnum-
mern an den jeweiligen Antragsteller herauszugeben sind. Eine ab-
schließende Beurteilung des angesprochenen Urteils ist jedoch nicht
angezeigt, da gegen dieses Urteil Rechtsmittel eingelegt wurden,
über die das Verwaltungsgericht Leipzig bisher nicht entschieden
hat.
67. Abgeordnete
Katrin

Kunert
(DIE LINKE.)
Wie hoch ist der Anspruch an finanziellen
Erstattungen im Bereich des SGB II (getrennt
nach Leistungserstattungen und Verwaltungs-
kosten) für die einzelnen Optionskommunen
für die Monate November 2012 bis Mai 2013
auf der Grundlage des einschlägig geltenden
Rechts (vgl. u. a. die Antwort der Bundesregie-
rung auf meine Schriftliche Frage 73 auf Bun-
destagsdrucksache 17/9887), und wie rechtfer-
tigt die Bundesregierung ggf. ausstehende Er-
stattungen durch den Bund?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 3. Juli 2013
Der erfragte Erstattungsanspruch steht erst mit der Erstellung des
Jahresabschlusses fest. An den Jahresabschlussprüfungen der zuge-
lassenen kommunalen Träger (zkT) für das Jahr 2012 arbeitet das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) derzeit mit
Nachdruck. Allerdings gestaltet sich die Prüfung der 30 nicht am
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen des Bundes (HKR-Verfah-
ren) teilnehmenden zkT aufwendig. Da diese zkT die Verwaltungs-
vereinbarung nicht unterschrieben haben, findet das vereinfachte
Prüfverfahren nach § 6b Absatz 4 Satz 2 SGB II i. V. m. § 1 Satz 2
der Verwaltungsvereinbarung für sie keine Anwendung. Das BMAS
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prüft die eingereichten Unterlagen der nicht am HKR-Verfahren teil-
nehmenden zkT für das Jahr 2012 deshalb vertieft unter Vorlage von
zahlungsbegründenden Unterlagen. Erschwert wird die Prüfung
durch die unterschiedliche Aufbereitung und den teilweise erhebli-
chen Umfang der Unterlagen. Da den nicht am HKR-Verfahren teil-
nehmenden zkT mangels Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung
mit dem BMAS unterjährig nur ein Teil der durch Buchungsunterla-
gen glaubhaft gemachten Ausgaben erstattet worden ist, bearbeitet
das BMAS diese Träger prioritär.

Auf die Antwort der Bundesregierung vom 6. Juni 2012 auf Ihre
Schriftliche Frage 73 (Bundestagsdrucksache 17/9887) wird verwie-
sen.

Die Vorauszahlungen des Bundes an die zugelassenen kommunalen
Träger ohne Zugang zum HKR-Verfahren für den Zeitraum Novem-
ber 2012 bis Mai 2013 sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt.



Stand 28. Juni 2013

zkT und geleistete
ahlungen in 2013

Budget für
Verwaltungskosten in

2012

vom Bund geleistete
Vorauszahlungen in

2012

Budget für
Verwaltungskosten

in 2013

vom Bund geleistete
Vorauszahlungen in

2013

Altmarkkreis Salzwedel 1.435.310,25 6.555.288,00 1.741.848,02 6.242.073,00 2.112.143,90
Ansbach 224.439,25 2.472.257,00 601.547,72 2.272.034,00 899.903,98
Aurich 1.358.455,36 8.759.083,00 2.349.085,64 8.570.307,00 3.022.905,90
Burgenlandkreis 3.832.313,86 17.694.470,00 3.094.084,00 17.048.287,00 6.266.321,46
Enzkreis 365.855,66 2.816.851,00 737.895,36 2.838.036,00 839.393,08
Erzgebirgskreis 5.561.113,06 24.766.649,00 4.857.744,88 23.322.474,00 8.134.517,71
Friesland 776.873,61 3.906.728,00 625.409,09 3.797.429,00 1.259.070,78
Greiz 1.372.699,33 6.615.392,00 1.194.106,99 6.258.130,00 1.981.838,50
Groß-Gerau 2.511.945,20 9.628.581,00 1.950.693,16 9.790.622,00 3.759.172,42
Günzburg 303.305,49 1.863.209,00 443.355,01 1.826.459,00 709.805,48
Havelland 1.733.865,33 10.145.471,00 2.051.539,02 10.019.431,00 3.497.820,98
Kaufbeuren 282.759,10 1.855.195,00 539.549,31 1.786.317,00 534.805,22
Kusel 431.507,79 2.476.264,00 794.582,68 2.468.730,00 854.720,03
Lahn-Dill-Kreis 1.833.568,86 9.820.912,00 2.196.235,49 9.882.948,00 3.524.363,13
Ludwigsburg 2.301.700,33 11.415.658,00 2.211.114,00 11.761.592,00 4.086.266,70
Mainz-Bingen 927.825,07 5.233.011,00 711.103,95 5.122.113,00 1.730.885,08
Mayen-Koblenz 1.275.984,58 7.308.586,00 1.321.874,70 7.093.083,00 2.572.445,63
Mecklenburg-Strelitz 1.674.660,08 7.024.096,00 1.092.490,38 6.796.032,00 2.188.308,36
München 665.202,76 3.806.555,00 678.638,21 4.010.181,00 1.303.856,21
Nordvorpommern 5.316.185,60 9.251.932,00 1.272.607,76 19.986.678,00 5.484.240,50
Oberallgäu 206.325,72 2.167.733,00 479.866,44 2.119.495,00 684.167,42
Ostalbkreis 1.096.642,22 7.072.179,00 1.639.163,56 6.880.331,00 2.235.001,62
Pforzheim 1.597.500,88 6.487.171,00 1.029.762,46 6.595.323,00 1.766.007,54
Potsdam-Mittelmark 1.595.651,12 9.111.691,00 1.591.583,58 8.670.662,00 2.576.891,50
Ravensburg 973.419,21 5.417.329,00 2.186.464,89 5.274.652,00 1.500.687,18
Saarlouis 1.499.807,33 7.749.345,00 1.780.688,58 7.643.028,00 2.618.726,10
Saarpfalz-Kreis 987.302,21 5.092.770,00 1.167.469,22 5.001.687,00 1.621.759,29
Schaumburg 2.146.575,78 7.464.855,00 1.488.533,58 7.442.318,00 2.367.416,33
Schmalkalden-Meiningen 833.097,67 6.094.495,00 757.696,47 5.736.285,00 1.533.412,07
Wittmund 454.910,97 2.388.112,00 357.118,79 2.428.588,00 739.471,28

riff für November 2012 bis Mai 2013

Beim Arbeitslosengeld II hand emäß der Eingliederungsmittel-Verordnung 2012 bzw. 2013 budgetiert.

Mittel für Verwaltungskosten
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vom Bund
geleistete

Vorauszahlungen in
2012

vom Bund geleistete
Vorauszahlungen in

2013

Budget für
Eingliederungs-

leistungen in 2012

vom Bund
geleistete

Vorauszahlungen
in 2012

Budget für
Eingliederungs-

leistungen in 2013

vom B
Vorausz

3.102.690,27 13.938.720,30 5.951.992,00 864.034,99 4.887.129,00
899.386,49 4.246.181,13 1.632.044,00 178.403,54 1.404.801,08

3.940.832,94 9.203.019,86 7.986.985,00 1.620.855,46 6.924.516,00
7.441.812,07 40.765.639,28 18.037.099,00 4.189.111,32 15.946.752,00
1.083.504,30 6.975.953,07 2.118.152,00 115.246,84 1.634.459,00
12.086.669,71 48.029.304,80 22.575.060,00 4.038.201,38 18.738.846,09
2.143.736,08 8.289.027,86 3.367.056,00 331.285,20 2.810.749,00
2.910.532,56 12.867.928,61 5.651.303,00 728.192,75 4.609.031,69
5.991.983,52 26.992.230,90 9.036.827,00 1.214.623,65 8.172.293,00
1.358.434,58 3.534.835,58 1.413.129,00 125.098,60 1.025.663,80
3.742.357,40 21.457.901,92 9.348.642,00 1.315.769,93 8.299.976,54
819.614,07 3.454.409,37 1.498.202,00 136.006,37 1.197.762,92

1.401.161,15 6.625.027,89 2.210.039,00 283.054,69 1.851.184,90
5.140.973,93 24.075.039,20 8.806.570,00 2.522.246,64 7.404.035,96
5.871.238,34 25.748.970,55 9.176.626,00 1.239.436,47 7.745.550,07
3.974.689,52 13.435.089,86 4.065.600,00 527.390,76 3.482.830,39
3.512.894,76 15.473.195,29 6.069.920,00 960.288,64 5.237.106,00
3.263.213,31 15.695.918,42 7.131.171,00 939.463,34 5.931.539,20
1.425.821,13 9.099.150,41 2.725.316,00 209.444,20 2.446.814,00
4.458.327,39 30.260.298,74 9.217.168,00 1.115.879,47 17.493.778,54
752.625,48 3.742.907,13 1.441.643,00 71.854,76 1.196.843,89

1.604.607,13 14.432.560,14 5.455.748,00 674.823,89 4.695.041,12
3.367.550,32 14.814.962,90 6.110.230,00 467.020,74 5.045.128,37
2.961.471,76 18.942.698,04 7.353.429,00 724.549,07 6.083.277,37
2.467.836,18 11.205.203,95 3.888.879,00 756.671,53 3.179.524,85
3.430.475,05 19.005.317,94 6.486.802,00 820.348,06 5.370.086,47
2.348.715,50 11.363.433,07 4.176.238,00 658.175,04 3.749.736,61
3.477.524,49 16.001.773,18 6.812.222,00 917.191,86 5.989.216,00
2.606.529,39 11.726.776,18 4.695.775,00 493.278,33 3.625.462,28
1.126.316,57 5.401.919,30 2.215.155,00 281.428,08 1.865.167,00

Übersicht über die Vorauszahlungen des Bundes an die 30 Optionskommunen ohne HKR-Zug

Mittel für Eingliederungsleistungen

elt es sich um einen sogenannten "Soll-Ist-Titel". Mittel für Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten sind hingegen g

Arbeitslosengeld II
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68. Abgeordnete
Katja

Mast

(SPD)
Wie hat sich die Langzeitarbeitslosigkeit in
Deutschland seit 2003 bis heute entwickelt (bit-
te detaillierte tabellarische Aufstellung in abso-
luten Zahlen), und wohin sind die Langzeitar-
beitslosen aus der Statistik abgegangen?
Antwort des Staatssekretärs Gerd Hoofe

vom 3. Juli 2013
schnitte)
Die absolute Zahl der Langzeitarbeitslosigkeit hat von 2003 mit jah-
resdurchschnittlich 1 521 000 Personen bis 2006 auf 1 864 000 (ge-
schätzt) zugenommen und von 2006 bis 2012 auf 1 032 000 abgenom-
men. Die Entwicklung in den einzelnen Jahren kann der Tabelle 1
entnommen werden. Beim Vergleich des Jahres 2003 mit 2012 sind
Brüche in der Zeitreihe zu beachten. So ist zum einen durch die
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ab 2005 das Po-
tenzial an Langzeitarbeitslosen größer geworden. Zum anderen er-
folgt die Berechnung der Langzeitarbeitslosen ab 2007 auf Basis der
integrierten Arbeitslosenstatistik mit Daten der zkT. In der Tabelle 1
wurde die Untererfassung der Langzeitarbeitslosigkeit für die Jahre
2005, 2006 und im geringen Umfang 2007 durch eine Schätzung aus-
geglichen.

Tabelle 1: Entwicklung der Langzeitarbeitslosigkeit (Jahresdurch

LZA
Anteil LZA 
an Sp. 1

absolut absolut absolut in % in %
1 2 3 4 5

2003 4.376.795 1.521.410 152.022 11,1 34,8

2004 4.381.281 1.680.945 159.535 10,5 38,4

2005 1) 4.860.909 1.758.920 77.975 4,6 36,2

2006 1) 4.487.305 1.864.491 105.571 6,0 41,6

2007 1) 3.760.076 1.732.980 -131.511 -7,1 46,1

2008 3.258.453 1.327.455 -405.525 -23,4 40,7

2009 3.414.531 1.136.964 -190.492 -14,4 33,3

2010 3.238.421 1.130.446 -6.518 -0,6 34,9

2011 2.975.836 1.055.353 -75.093 -6,6 35,5

2012 2.896.985 1.031.722 -23.631 -2,2 35,6
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
1) Schätzung der LZA für Deutschland: proportionale Aufteilung der Arbeitslosen im 
RK SGB II ohne Angaben zur LZA.

Ab 2008 bei Langzeitarbeitslosen Einsatz eines automatisierten Schätzverfahrens 
bei Datenausfällen von zugelassenen kommunalen Trägern.

Ab 2007 auf Basis der integrierten Statistik mit zugelassenen kommunalen Trägern.

Insgesamt
Veränderung zu Vorjahr

Arbeitslose und Langzeitarbeitslose (LZA) 

Zeit

darunter

Angaben zu den Abgangsgründen von Langzeitarbeitslosen stehen
auf einer durchgehend vergleichbaren Datenbasis ab 2007 zur Verfü-
gung. Danach beendeten 2012 rund 1 410 000 Personen ihre Lang-
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zeitarbeitslosigkeit. Von ihnen meldeten sich aus Arbeitslosigkeit ab:
189 000 (13 Prozent) in eine Beschäftigung auf dem 1. Arbeitsmarkt
(einschließlich Selbständigkeit), 83 000 (6 Prozent) in eine Beschäfti-
gung am 2. Arbeitsmarkt, 264 000 (19 Prozent) in eine Ausbildung
oder eine sonstige Maßnahme und 873 000 (62 Prozent) in Nichter-
werbstätigkeit bzw. Sonstiges. Die Ergebnisse zu den Abgangsgrün-
den sind in der Tabelle 2 für die Jahre 2007 bis 2012 dargestellt. Bei
der Interpretation der Ergebnisse zu den Angangsgründen ist zu be-
rücksichtigen, dass nicht jeder Abgang die Arbeitslosigkeitsperiode
endgültig beendet und bei einem erneuten Zugang zu einem neuen
Beginn der Dauermessung führt. So werden Abgänge von Langzeit-
arbeitslosen in Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Einglie-
derung sowie Abgänge in Nichterwerbstätigkeit und Abgänge wegen
sonstiger Gründe, die sechs Wochen nicht überschreiten, bei einem
erneuten Zugang in Arbeitslosigkeit wieder als Langzeitarbeitslose
geführt.
essummen)

absolut absolut
10 11

329.442 221.794
273.960 166.258
173.664 112.236
186.496 125.246
166.828 114.449
143.783 128.524

15,7 10,6
15,4 9,4
11,5 7,4
10,5 7,1
10,7 7,4
10,2 9,1

 Sonstiges / 
keine 

Angabe

 mangel. 
Verfüg-
barkeit

nter
Tabelle 2: Abgang aus Langzeitarbeitslosigkeit nach Abgangsgründen (Jahr

 Beschäftig. 
am 1. Arbeits-

markt

 Selb-
ständig-

keit
absolut absolut absolut absolut absolut absolut absolut absolut absolut

1 2 3 4 5 6 7 8 9
2007 2.100.827 607.765 370.341 341.980 28.361 236.329 298.486 972.782 485.990
2008 1.774.448 499.202 279.789 259.542 20.247 218.673 280.656 828.332 500.617
2009 1.510.765 362.328 193.007 176.446 16.561 168.664 308.892 727.309 481.658
2010 1.770.097 432.626 271.600 251.316 20.284 160.266 371.699 840.526 541.415
2011 1.553.259 351.018 250.371 231.623 18.748 99.588 289.743 798.049 519.112
2012 1.410.263 273.868 188.652 175.138 13.514 82.761 263.682 744.189 502.733

2007 100,0 28,9 17,6 16,3 1,3 11,2 14,2 46,3 23,1
2008 100,0 28,1 15,8 14,6 1,1 12,3 15,8 46,7 28,2
2009 100,0 24,0 12,8 11,7 1,1 11,2 20,4 48,1 31,9
2010 100,0 24,4 15,3 14,2 1,1 9,1 21,0 47,5 30,6
2011 100,0 22,6 16,1 14,9 1,2 6,4 18,7 51,4 33,4
2012 100,0 19,4 13,4 12,4 1,0 5,9 18,7 52,8 35,6
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Datenbasis ist die integrierte Arbeitslosenstatistik.

Anteile an Abgängen LZA

Langzeitarbeitslose insgesamt nach Abgangsgründen

 Beschäftig. 
am 1. Arbeits-

markt / 
Selbständig-

keit

darunter
 Beschäftig. 

am 2. Arbeits-
markt

 Arbeitsun-
fähigkeit

 Nicht-
erw erbs-
tätigkeit

daru

Zeit 
 Abgang 

insgesamt 

 Erw erbs-
tätigkeit
 (ohne 

Ausbildung)

darunter

 Ausbildung 
u. sonstige 
Maßnahme-
teilnahme
69. Abgeordnete
Beate

Müller-Gemmeke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wird die Bundesregierung die Allgemeinver-
bindlicherklärung des Mindestlohns in der
Aus- und Weiterbildungsbranche ohne zeitli-
che Unterbrechung verlängern, und wenn
nein, aus welchen Gründen wird der Mindest-
lohn nicht verlängert?
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70. Abgeordnete
Beate

Müller-Gemmeke

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Folgen hätte das Auslaufen der Ver-
ordnung über zwingende Arbeitsbedingungen
für Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen
nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozial-
gesetzbuch für die betroffenen Beschäftigten,
wenn der Mindestlohn in der Aus- und Weiter-
bildungsbranche nicht ohne Unterbrechung
verlängert wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 3. Juli 2013
Am 1. Juli 2013 ist die Zweite Verordnung über zwingende Arbeits-
bedingungen für Aus- und Weiterbildungsdienstleistungen nach dem
Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch in Kraft getreten. Sie
schließt nahtlos an die erste Mindestlohnverordnung an.
71. Abgeordneter
Dr. Ilja

Seifert

(DIE LINKE.)
Wie hoch waren die Kosten für die vom BMAS
ausgerichteten Inklusionstage am 28. und
29. Mai 2013 im AXICA Tagungs- und Kon-
gresszentrum Berlin zur Vorstellung des Teilha-
beberichtes der Bundesregierung (welcher doch
nicht vorgestellt werden konnte, da die Bundes-
regierung ihn entgegen aller Ankündigungen
noch nicht beschlossen hatte – siehe auch die
Antwort der Bundesregierung auf meine Münd-
liche Frage 68, Plenarprotokoll 17/218, Anla-
ge 46 sowie „Soziale Teilhabe in Deutschland“,
Bericht von der Konferenz in www.kobinet-
nachrichten.org vom 29. Mai 2013), und wel-
che Planungen gibt es seitens der Bundesregie-
rung, um mit dem Teilhabebericht noch vor
der Bundestagswahl am 22. September 2013
mit dem Deutschen Bundestag, den Menschen
mit Behinderungen und ihren Organisationen
sowie der interessierten Öffentlichkeit in einen
konstruktiven Dialog zu treten?
Antwort der Staatssekretärin Dr. Annette Niederfranke
vom 5. Juli 2013
Die Bundesregierung hat am 28. und 29. Mai die Inklusionstage
2013 im AXICA Tagungs- und Kongresszentrum in Berlin veranstal-
tet. An der Veranstaltung nahmen insgesamt ca. 320 Personen teil.
Wie ihr Titel bereits erkennen lässt, ging es bei dieser Veranstaltung
nicht allein um den Teilhabebericht der Bundesregierung. Vielmehr
waren die Inklusionstage 2013 thematisch sehr viel breiter aufgestellt
und in mehrere unterschiedliche Themenblöcke unterteilt.

Am ersten Tag standen sowohl die Neukonzeption des Teilhabebe-
richts der Bundesregierung als auch das Thema Inklusionsforschung
in all seinen Facetten auf dem Programm. Der zweite Tag widmete
sich ganz dem bürgerschaftlichen Engagement von Menschen mit
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Behinderungen. Darüber hinaus tagte im Rahmen der Inklusionstage
auch erstmals der Runde Tisch des BMAS zum barrierefreien Fern-
sehen.

Ziel beider Thementage war es, viele unterschiedliche Akteure mit-
einander ins Gespräch zu bringen, Erfahrungen auszutauschen, zu
diskutieren und neue Ideen zu entwickeln, wie gemeinsam die Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen im Einklang mit der UN-Be-
hindertenrechtskonvention vorangebracht werden kann.

Die Bundesregierung hat damit die Inklusionstage 2013 nicht nur als
Plattform zur Information und Diskussion über die Neukonzeption
des Teilhabeberichts angeboten, sondern auch als Chance zur Umset-
zung weiterer wichtiger Maßnahmen des Nationalen Aktionsplans
der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtsko-
vention genutzt.

Nach der vorläufigen Schlussrechnung belaufen sich die Gesamtkos-
ten für diese zweitägige Veranstaltung auf insgesamt 338 542,46 Eu-
ro (inkl. 19 Prozent Mehrwertsteuer).

Das Bundeskabinett wird sich Ende Juli dieses Jahres mit dem Teil-
habebericht befassen und diesen anschließend den gesetzgebenden
Körperschaften zuleiten. Danach wird der Bericht veröffentlicht.
Die Bundesregierung wird die Fachöffentlichkeit gezielt über das
Erscheinen des Teilhabeberichts informieren. Sie wird in diesem Zu-
samenhang klären, ob eine Vorstellung des Teilhabeberichts im Aus-
schuss zum Nationalen Aktionsplan erfolgen kann.
72. Abgeordneter
Alexander

Süßmair

(DIE LINKE.)
Wann kann mit dem Bericht gerechnet wer-
den, den die Bundesregierung nach dem Urteil
des Bundesverfassungsgerichts vom Februar
2010 bis zum 1. Juli 2013 über die Berechnung
der Hartz-IV-Sätze vorzulegen hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Ralf Brauksiepe

vom 28. Juni 2013
Das BMAS hat dem Deutschen Bundestag am 26. Juni 2013 den nach
§ 10 des Gesetzes zur Ermittlung der Regelbedarfe (RBEG) zu er-
stellenden Bericht über die Weiterentwicklung der für die Ermittlung
von Regelbedarfen anzuwendenden Methodik zugeleitet. Zeitgleich
wurde der Bericht auch im Internet unter www.bmas.de/DE/Themen/
Arbeitsmarkt/Meldungen/regelbedarfsermittlungsbericht.html veröf-
fentlicht. Die für den Bericht nach § 10 RBEG erstellten Forschungs-
berichte sind ebenfalls dort abrufbar.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz
73. Abgeordnete
Gabriele

Groneberg
(SPD)
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über das Ausmaß toxischer Belastungen
von menschlicher Nahrung wie Honig oder
Milch vor, die auf die Verbreitung des Jakobs-
Greiskrauts in Deutschland zurückzuführen
sind, und inwiefern sieht sie hier Handlungsbe-
darf?
74. Abgeordnete
Gabriele

Groneberg

(SPD)
Wie schätzt die Bundesregierung die Gefahren
ein, die von dem Jakobs-Greiskraut für die
Umwelt, insbesondere für junge Weidetiere,
ausgehen, und wie beurteilt sie die Gefahr,
dass das Jakobs-Greiskraut auf Wiesen zur
Winterfuttergewinnung eindringt und so zu
Vergiftungen bei mit dem Heu oder der Silage
gefütterten Pferden oder Rindern führt?
75. Abgeordnete
Gabriele

Groneberg

(SPD)
Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass das
Jakobs-Greiskraut auf bundeseigenen Flächen
nicht zur Blüte kommt und sich unerwünscht
ausbreitet, etwa auf anliegenden Weiden und
Flächen zur Gras- und Heugewinnung?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 4. Juli 2013
Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (BMELV) verfolgt das seit Jahren intensive Auftre-
ten des Jakobs-Greiskrauts, das auch unter dem häufiger genannten
Namen Jakobskreuzkraut bekannt ist, und verwandter Arten mit
Sorge. Das Jakobskreuzkraut ist eine zwei- bis mehrjährige Pflanze
und kommt als heimische Art in ganz Deutschland vor.

Über die Pyrrolizidinalkaloide (PA), die im Jakobskreuzkraut enthal-
tenen Giftstoffe, informiert das Bundesinstitut für Risikobewertung
(BfR) ausführlich auf seiner Internetseite (www.bfr.bund.de/de/fra-
gen_und_antworten_zu_pyrrolizidinalkaloiden_in_lebensmitteln-
128589.html). Das BfR führt dort u. a. aus, dass bei dem Verzehr
von Honig für Verbraucherinnen und Verbraucher durch PA kein
akutes Gesundheitsrisiko besteht. Normalverzehrer müssen sich kei-
ne Sorgen machen. Gleiches gilt für Milch. Im August vergangenen
Jahres hat das LAVES-Institut für Bienenkunde Celle eine Infor-
mation zu PA in Honigen veröffentlicht. Im Rahmen eines Projektes
wurden auch deutsche Honige untersucht. Diese Forschungsergeb-
nisse zeigten, dass deutsche Honige bis auf wenige Ausnahmen keine
bzw. sehr geringe PA-Gehalte aufweisen.
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Weitere Untersuchungen weisen darauf hin, dass Kreuzkrautarten
nicht besonders attraktiv für Bienen zu sein scheinen. Im Frühjahr
sind z. B. Raps- und Obstblüten wesentlich attraktiver als zeitgleich
blühende Kreuzkrautarten. Die meisten Honige in Deutschland wer-
den vor allem im Frühjahr und Frühsommer geerntet. Viele Kreuz-
krautarten (Senecio sp.) blühen hingegen erst relativ spät im Jahr.
Das Institut kommt zu dem Schluss, dass PA in Honigen vermieden
werden können, wenn Massentrachten von PA-haltigen Trachtpflan-
zen gemieden werden. Da bisher jedoch noch keine validierte Metho-
de zur Analytik von PA in Lebensmitteln etabliert ist, sind diese Er-
gebnisse zu überprüfen. Das BfR arbeitet derzeit an der Validierung
einer Methode insbesondere für die Bestimmung von PA-Gehalten
in Honig und Kräutertee, die zukünftig in der amtlichen Lebensmit-
telüberwachung angewendet werden kann.

Landwirtschaftliche Nutztiere können pyrrolizidinalkaloidhaltige
Pflanzen wie Jakobskreuzkraut sowohl bei der Weide- als auch bei
der Stallhaltung aufnehmen, wenn Heu oder Grassilage verfüttert
wird. Jakobskreuzkraut behält auch in konserviertem Futter wie Heu
oder Silage seine giftige Wirkung.

Bei Weidehaltung scheinen vor allem ältere Tiere pyrrolizidinalka-
loidhaltige Pflanzen instinktiv zu meiden, während Jungtiere beim
Weidegang eher gefährdet sind. Das Risiko der Aufnahme von pyr-
rolizidinalkaloidhaltigen Pflanzen wie Jakobskreuzkraut steigt unter
Bedingungen eines hohen Beweidungsdruckes und dem damit ein-
hergehenden Mangel an Selektionsmöglichkeiten. Eine Kontamina-
tion von Grundfuttermitteln mit PA kann insbesondere durch Maß-
nahmen der guten landwirtschaftlichen Praxis vermieden werden. Es
gehört zur guten fachlichen Praxis im Umgang mit Nutztieren, Wei-
detiere nicht auf Flächen zu verbringen, die einen übermäßigen Be-
satz mit Jakobskreuzkraut haben.

Das Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflan-
zen (JKI), hat zum Jakobskreuzkraut im Auftrag des BMELV be-
reits 2009 ein Fachgespräch durchgeführt, in dem mit ausgewiesenen
Experten die vorhandenen Möglichkeiten zur Eindämmung der Aus-
breitung des Jakobskreuzkrauts intensiv diskutiert wurden. Ergebnis
dieses Gesprächs war, dass eine Meldepflicht oder gar eine Bekämp-
fungsverordnung für dieses bundesweit verbreitete Wildkraut nicht
sinnvoll ist und lediglich zu einem erhöhten bürokratischen Aufwand
führen würde. Dies haben auch die Länder in nachfolgenden Gesprä-
chen bestätigt.

Wichtig ist vielmehr eine umfassende Information betroffener Krei-
se, die eigenverantwortlich auf der Grundlage der vorliegenden In-
formationen zu entscheiden haben, ob geeignete Maßnahmen wie
das Mähen vor der Blüte auf den jeweiligen Flächen erforderlich
sind. Dies gilt auch für Liegenschaften des Bundes.

Vorbeugende Maßnahmen verhindern, dass sich das Jakobskreuz-
kraut auf einer Weide etabliert. Die rechtzeitige Erkennung von Ja-
kobskreuzkraut ist von entscheidender Bedeutung für die weitere Be-
kämpfung. So sollten zum Beispiel Pferdebesitzer dafür Sorge tra-
gen, dass dieses Kraut auf ihren Weiden sachgerecht bekämpft wird.
Dies kann mechanisch geschehen, für größere Weiden bieten sich
auch chemische Bekämpfungsverfahren mit zugelassenen Herbiziden
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an. Kritische Situationen können auftreten, wenn Wiesen und Wei-
den unzureichend gepflegt werden.

Umfassende Informationen zum Jakobskreuzkraut wurden inzwi-
schen von vielen Ländern herausgegeben. Auch das JKI informiert
auf seiner Internetseite (www.jki.bund.de) umfassend und hat ein
Faltblatt zu diesem Thema herausgegeben.
76. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Konsequenzen wird die Bundesregie-
rung aus den Schlussfolgerungen des 4. Euro-
päischen Forums für evidenzbasierte Präven-
tion „Die effektivsten Maßnahmen gegen die
weltweite Adipositas-Epidemie“ ziehen, und
wann wird die Bundesregierung die freiwillige
Selbstverpflichtung der Ernährungs- und Wer-
bewirtschaft bezüglich der Beschränkungen von
Kindermarketing auf ihre Effektivität hin eva-
luieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 4. Juli 2013
Das Thema Prävention von Adipositas hat einen hohen Stellenwert
für die Bundesregierung. So wurde insbesondere mit dem Nationalen
Aktionsplan „IN FORM – Deutschlands Initiative für gesunde Er-
nährung und mehr Bewegung“, der gemeinsam vom BMELV und
vom Bundesministerium für Gesundheit (BMG) durchgeführt wird,
in den letzten Jahren eine Vielzahl von breitgefächerten Aktivitäten
zur Etablierung von gesundheitsförderlichen Strukturen und zur In-
formation und Aufklärung der Bürgerinnen und Bürger durchge-
führt. Auch mit dem am 27. Juni 2013 vom Deutschen Bundestag an-
genommenen Gesetzentwurf zur Förderung der Prävention sollen
die Leistungen der gesetzlichen Krankenkassen in den Lebenswelten
erheblich ausgebaut und die Kompetenz der Ärztinnen und Ärzte ge-
nutzt werden, eine präventionsorientierte Beratung auf der Grundla-
ge der individuellen gesundheitlichen Risiken und Belastungen
durchzuführen. Im Rahmen dieser Aktivitäten nimmt die Bundesre-
gierung auch weiterhin die Ergebnisse der vielfältigen wissenschaftli-
chen Foren auf dem Gebiet der Prävention zur Kenntnis.

Bei dem Begriff „Kindermarketing“ geht es im Ernährungsbereich
oftmals um Werbung, die sich an die Eltern richtet. Diese sollten
sich, wie bei allen Lebensmitteln, auch beim Kauf von Kinderlebens-
mitteln nicht primär von Werbeaussagen leiten lassen. Darüber hi-
naus thematisiert das BMELV in Gesprächen mit dem Deutschen
Werberat regelmäßig die besondere Schutzbedürftigkeit von Kin-
dern bei Werbeaktivitäten. Um dieser besser Rechnung zu tragen,
sind Auslegungshinweise für die eher allgemein gehaltenen Verhal-
tensregeln der werbenden Unternehmen für Werbung mit und ge-
genüber Kindern in der Diskussion.
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77. Abgeordnete
Nicole

Maisch

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wie hat sich die Bundesregierung zur Erhö-
hung des Grenzwerts des Pestizids Endosulfan
in Fischfutter verhalten, und gibt es eine Be-
wertung des BfR?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller

vom 4. Juli 2013
Der Vorschlag der EU-Kommission zur Erhöhung des Höchstgehal-
tes von Endosulfan in Fischfutter für Salmoniden von 0,005 mg/kg
auf 0,05 mg/kg wurde zusammen mit einer Reihe weiterer Änderun-
gen der Anhänge I und II der Richtlinie 2002/32/EG (Verordnung
(EU) Nr. 744/2012) dem Ständigen Ausschuss für die Lebensmittel-
kette und Tiergesundheit – Sektion Tierernährung – am 15. März
2012 zur Stellungnahme vorgelegt. Die deutsche Delegation hat zwar
dem Gesamtpaket zugestimmt, aber auf der Grundlage einer Stel-
lungnahme des BfR, u. a. zur Erhöhung des Höchstgehalts von En-
dosulfan für Futtermittel für Salmoniden, vom 13. Februar 2013 bei
der Abstimmung folgende Protokollerklärung abgegeben:

„Die deutsche Delegation stimmt dem Vorschlag zu, verweist aber
darauf, dass das Verhalten und der Verbleib von Endosulfan in der
Umwelt bis heute nicht vollständig geklärt ist. Deshalb bestehen aus
ökotoxikologischen Gründen weiterhin Bedenken, da der langfris-
tigen, vor allem auf das Vorhandensein von Metaboliten zurückzu-
führenden Gefährdung der Umwelt derzeit nicht ausreichend begeg-
net werden kann. Die deutsche Delegation bittet daher die Kommis-
sion, diese Entwicklungen zu verfolgen und die Regelungen zu gege-
benem Zeitpunkt anzupassen.“

Die Protokollerklärung ist im Protokoll zur genannten Sitzung des
Ständigen Ausschusses für die Lebensmittelsicherheit und Tierge-
sundheit – Sektion Tierernährung – veröffentlicht.
78. Abgeordneter
René

Röspel

(SPD)
Wären nach Auffassung der Bundesregierung
nach deutschem Recht Experimente zulässig, in
deren Rahmen menschliche iPS-Zellen in einen
Schweineembryo transplantiert werden, wie es
der japanische Stammzellforscher Hiromitsu
Nakauchi plant (vgl. Normille, Dennis: 2013,
„Japan to Relax Ban on Chimeric Embryo
Experiment“ in ScienceInsider vom 19. Juni
2013)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 3. Juli 2013
Die Forschung mit induzierten pluripotenten Stammzellen (iPS)
fällt nicht in den Anwendungsbereich des Stammzellgesetzes. Da bei
den vorliegenden Versuchen induzierte pluripotente Stammzellen in
einen Schweineembryo eingebracht werden sollen, finden auch die
Regelungen des Embryonenschutzgesetzes keine Anwendung.
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Da es sich um einen Tierversuch handelt, sind die Vorgaben des Tier-
schutzrechts zu beachten, nach denen Tierversuche unter anderem
nur durchgeführt werden dürfen, wenn sie unerlässlich sind. Bei der
Entscheidung, ob ein Tierversuch unerlässlich ist, ist zu beachten,
dass Tierversuche nur durchgeführt werden dürfen, wenn die zu er-
wartenden Schmerzen, Leiden oder Schäden der Tiere im Hinblick
auf den Versuchszweck ethisch vertretbar sind. Die Genehmigung
von Tierversuchen obliegt den nach Landesrecht zuständigen Behör-
den, die auf der Grundlage eines vorliegenden Antrags über das Vor-
liegen der Genehmigungsvoraussetzungen entscheiden.
79. Abgeordneter
Alexander

Süßmair
(DIE LINKE.)
Welche Kenntnis hat die Bundesregierung
über die ökonomische Bedeutung der Baum-
harzgewinnung ab 1990 und mögliche diesbe-
zügliche ökologische Probleme in Deutschland
und der Europäischen Union?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser

vom 2. Juli 2013
Produktion und Handel mit Baumharzen haben in Deutschland nur
geringe Bedeutung. Nach der Wiedervereinigung wurde die in den
Kiefernwäldern Nordostdeutschlands verbreitete Harzgewinnung
vollständig eingestellt. Derzeit produzieren nur noch drei Betriebe in
Deutschland Kolophonium, Harzsäuren und deren Derivate. Ebenso
gering sind die gehandelten Mengen und Werte von Baumharzen
und deren Produkte. Dabei ist die Einfuhr von Balsamharz, Kolo-
phonium, Kolophonium und Harzsäuren, Harzester sowie Derivaten
von Kolophonium nach Menge und Wert im Schnitt um den Fak-
tor 10 höher als deren Ausfuhr. Einzige Ausnahme sind die Salze des
Kolophoniums. Hier ist die Handelsbilanz in den letzten Jahren aus-
geglichen.

Ökologische Probleme in Deutschland oder in der EU bezüglich der
Baumharzgewinnung sind der Bundesregierung nicht bekannt.
80. Abgeordneter
Alexander

Süßmair

(DIE LINKE.)
Beabsichtigt die Bundesregierung, analog zum
Säugetiergutachten, eine Überarbeitung des
Reptiliengutachtens zu initiieren?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser
vom 2. Juli 2013
Vom BMELV werden zahlreiche Leitlinien und Gutachten herausge-
geben, die den zuständigen Behörden Hilfe bei der Auslegung des
Tierschutzgesetzes leisten. Dazu zählt auch das Gutachten über Min-
destanforderungen an die Haltung von Reptilien (Reptiliengutach-
ten). Diese Leitlinien und Gutachten werden in einem aufwändigen
Prozess von einer Sachverständigengruppe unter Vorsitz des
BMELV erarbeitet und abgestimmt.
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Dieser Aufwand ist auch für eine Überarbeitung bzw. Aktualisierung
zu betreiben, wie sie derzeit für das Gutachten über Mindestanforde-
rungen an die Haltung von Säugetieren (Säugetiergutachten) erfolgt.
Das BMELV wird nach Abschluss der Arbeiten zum Säugetiergut-
achten prüfen, für welche Gutachten auf der Grundlage neuer wis-
senschaftlicher Erkenntnisse vorrangig Aktualisierungsbedarf be-
steht. Über nachfolgende Überarbeitungsprojekte wird im Ergebnis
dieser Prüfung entschieden werden. Einen konkreten Termin für die
Überarbeitung des Reptiliengutachtens gibt es daher derzeit nicht.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums
der Verteidigung
81. Abgeordneter
Rainer
Arnold

(SPD)
Wie deckt sich die Aussage des Parlamentari-
schen Staatssekretärs beim Bundesminister der
Verteidigung Christian Schmidt auf den Bun-
deswehrverbandstagen in Bayern, dass die fi-
nanzielle Decke des Verteidigungsetats nur für
einen Personalumfang von 140 000 Soldatin-
nen und Soldaten reiche, mit der zurzeit lau-
fenden Neuausrichtung der Bundeswehr?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt
vom 4. Juli 2013
Mit dem Haushalt 2012 wurde der Grundstein für die Neuausrich-
tung der Bundeswehr mit einer Umfangsstärke von bis zu
185 000 Soldatinnen und Soldaten sowie 55 000 Haushaltsstellen für
zivile Beschäftigte gelegt. Der Bundeshaushalt 2013 und der Regie-
rungsentwurf zum Bundeshaushalt 2014 führen die auch mittelfristig
nachhaltig gesicherte Finanzierung der Bundeswehr fort. Es ist Ziel
der Neuausrichtung, die Fähigkeiten der Bundeswehr innerhalb die-
ses Rahmens mit einem Höchstmaß an Effektivität und Effizienz aus-
zuplanen. Anderslautenden Presseveröffentlichungen im Zusammen-
hang mit einem Bundeswehrverbandstag in Bamberg am 7. Oktober
2012 habe ich umgehend widersprochen.
82. Abgeordneter
Rainer

Arnold
(SPD)
Welche Erhebungen werden im Zuständig-
keitsbereich des Bundesministers der Verteidi-
gung angestellt, um die Kosten, die durch die
Bundeswehrreform verursacht werden, zu er-
mitteln, und falls es derartige Erhebungen gibt,
welche Kosten werden verursacht (aufge-
schlüsselt nach Organisationsbereichen)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 4. Juli 2013
Die Finanzierung der Neuausrichtung ist Bestandteil der Gesamtaus-
gaben für Betrieb und Investitionen der Bundeswehr. Einzelne Facet-
ten der Neuausrichtung werden an unterschiedlichen Stellen im Bun-
deshaushalt sichtbar, so u. a. die Ausgaben für Maßnahmen zur Un-
terstützung der Strukturreform der Bundeswehr (Reformbegleitpro-
gramm) mit 300 Mio. Euro bei Kapitel 14 03 Titel 459 09 im Regie-
rungsentwurf zum Haushalt 2014 oder die finanzielle Vorsorge für
ziviles Überhangpersonal der Bundeswehr im Einzelplan 60.

Wegen des unmittelbaren Zusammenhangs zwischen der Neustruk-
turierung der Bundeswehr und den Stationierungsentscheidungen
wird ihre Realisierung im Bereich der Infrastruktur und Informa-
tionstechnik gesondert erfasst. Hier anfallenden Mehrausgaben ste-
hen allerdings haushalterische Entlastungen gegenüber, da infolge
der Neuausrichtung auch Bedarfe entfallen – im Bereich der Infra-
struktur durch Aufgabe von Standorten, darüber hinaus und vor al-
lem aber durch die Verringerung des militärischen sowie zivilen Per-
sonalumfangs.
83. Abgeordneter
Rainer

Arnold

(SPD)
Gibt es im Bundesministerium der Verteidi-
gung (BMVg) eine Anweisung, dass die Kos-
ten der Bundeswehrreform nicht zu thematisie-
ren sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 4. Juli 2013
Eine derartige Anweisung wurde nicht erteilt.
84. Abgeordnete
Ingrid

Remmers

(DIE LINKE.)
Welche Überlegungen gibt es im BMVg, auch
Drohnenflugübungen über dem Luft-Boden-
Schießplatz Nordhorn durchzuführen (vgl.
www.noz.de/lokales/69914302/offiziere-ueben-
den-ernstfall-auf-nordhorn-range; 4. März 2013),
und welche Drohnentypen sollen dabei einge-
setzt werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Christian Schmidt

vom 5. Juli 2013
Über dem Luft-Boden-Schießplatz Nordhorn liegt ein Flugbeschrän-
kungsgebiet (ED-R 37 A/B), das grundsätzlich für den Flugbetrieb
mit Drohnen (Unmanned Aerial Systems/UAS) genutzt werden
kann. Bisher haben jedoch keine Flüge mit UAS auf dem Luft-Bo-
den-Schießplatz Nordhorn stattgefunden. Es gibt derzeit auch keine
Überlegungen des Bundesministeriums der Verteidigung, über dem
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Luft-Boden-Schießplatz Nordhorn Flugbetrieb mit UAS durchzufüh-
ren.
85. Abgeordnete
Ingrid

Remmers
(DIE LINKE.)
Wie beurteilt das BMVg das Gefahrenpoten-
zial bei Drohnenflugübungen im Vergleich zu
bemannten Flugzeugen, und welche Konse-
quenzen hat das BMVg daraus für die Sicher-
heitsbestimmungen für Drohnenflugübungen
in Deutschland gezogen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 5. Juli 2013
Die Bundeswehr hat umfangreiche interne Verfahrensanweisungen
zur Gewährleistung eines sicheren Betriebs von bemannten und un-
bemannten Luftfahrzeugen erstellt. Grundsätzlich werden alle mili-
tärischen UAS in Deutschland in drei Klassen eingeteilt. Diese defi-
nieren den Umfang der Voraussetzungen sowie die Art der Berechti-
gungen am Luftverkehr teilzunehmen:

1. UAS der Kategorie 1 sind solche, die nur innerhalb von speziell
gekennzeichnetem militärischen Übungsgelände oder abgesperr-
tem Gelände mit jeweils darüberliegendem Luftsperrgebiet oder
Gebiet mit Flugbeschränkungen betrieben werden. UAS der Ka-
tegorie 1 sind grundsätzlich nicht zulassungspflichtig, obliegen je-
doch einer Prüfpflicht.

2. UAS der Kategorie 2 sind solche, die innerhalb von speziell ge-
kennzeichnetem militärischen Übungsgelände oder abgesperrtem
Gelände mit darüberliegendem Gebiet mit Flugbeschränkungen
starten und landen. Der Flugweg dazwischen verläuft in einem
Gebiet mit Flugbeschränkungen oder in für den allgemeinen Luft-
verkehr gesperrten Lufträumen auch außerhalb von militärischem
Übungs- oder Erprobungsgelände. UAS der Kategorie 2 sind zu-
lassungspflichtig.

3. UAS der Kategorie 3 sind solche, die am allgemeinen Luftverkehr
teilnehmen und auch außerhalb von Gebieten mit Luftbeschrän-
kungen in allen Luftraumklassen gemäß den luftrechtlichen Be-
stimmungen betrieben werden.

Voraussetzung für den Flugbetrieb mit UAS in Deutschland ist eine
gültige Betriebsgenehmigung. Flüge im deutschen Luftraum finden
stets in Abhängigkeit von der Kategorisierung des UAS statt. UAS
der Kategorien 1 und 2 dürfen ausschließlich in Luftsperrgebieten
oder in Gebieten mit Flugbeschränkungen betrieben werden. Die
Bundeswehr verfügt über keine UAS der Kategorie 3.
86. Abgeordnete
Ingrid

Remmers
(DIE LINKE.)
Steht die geplante Umwandlung des Luft-
kampfgebietes TRA 202/302 in die Cross
Border Area (CBA) Land (vgl. www.noz.de/
lokales/72978783/mehr-kampfjets-ueber-dem-
emsland; 20. Juni 2013) im Zusammenhang
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mit dem möglichen Einsatz von Drohnen
durch die Bundeswehr oder durch andere Nut-
zer, und stellt das neue Übungsgebiet eine
Möglichkeit dar, Drohnenflüge über dem Bun-
desgebiet genehmigen zu lassen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 5. Juli 2013
Die Einrichtung der CBA Land steht nicht im Zusammenhang mit
dem möglichen Einsatz von UAS-Flügen durch die Bundeswehr be-
ziehungsweise mit der Genehmigung von UAS-Flügen über Deutsch-
land.

Die Umgestaltung des militärischen Luftraums an der deutsch-nie-
derländischen Grenze ist Teil einer Initiative der Europäischen Kom-
mission zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Luftraums,
auch SES – Single European Sky genannt. SES hat unter anderem
zum Ziel, die Organisation des europäischen Luftverkehrs unabhän-
gig von nationalen Grenzen zu optimieren. Zur Erreichung dieses
Ziels werden im so genannten Funktionalen Luftraumblock Europa
Mitte (Functional Airspace Block Europe Central – FABEC), an
dem Deutschland mit den Nachbarstaaten Belgien, Niederlande, Lu-
xemburg, Frankreich und Schweiz beteiligt ist, unter anderem mili-
tärische Übungsgebiete zusammengeführt und verlagert. Hierzu ge-
hört auch die Einrichtung eines grenzüberschreitenden militärischen
Übungsgebiets im Luftraum der Bundesrepublik Deutschland und
des Königreichs der Niederlande, der so genannten Cross Border
Area Land (CBA Land). Mit geplanter Wirksamkeit ab Ende 2015
werden im Zuge dieses Projektes auch die auf deutscher Seite beste-
henden zeitweilig reservierten Lufträume TRA 202/302 neu struktu-
riert werden. Insgesamt sind im deutschen Luftraum die Ausdehnun-
gen der alten TRA 202/302 und der neuen CBA Land in etwa ver-
gleichbar. Durch eine räumliche Verlagerung des Übungsgebietes in
Verbindung mit der Aufhebung eines militärischen Übungsluftraums
in den Niederlanden können unter Berücksichtigung der militä-
rischen Erfordernisse die zivilen Luftverkehrsströme optimiert wer-
den.
87. Abgeordnete
Ingrid

Remmers

(DIE LINKE.)
Wie kann die Sicherheit der Bevölkerung bei
unbemannten Flugkörpern/Drohnen auch bei
Fehlfunktionen gewährleistet werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Christian Schmidt

vom 5. Juli 2013
Die Sicherheit der Bevölkerung wird durch mehrere Maßnahmen ge-
währleistet. Zum einen geschieht dies durch umfangreiche Vorschrif-
ten und interne Verfahrensanweisungen zu den Voraussetzungen des
Betriebs von UAS. Diese beinhalten auch anzuwendende Verfahren
bei Fehlfunktionen. Zum anderen ist eine Vielzahl von technischen
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Sicherheitsmaßnahmen und Redundanzen erforderlich, um eine Be-
triebsgenehmigung zu erhalten. Des Weiteren ist die Ausbildung der
Piloten, Bediener und des technischen Personals identisch zu den be-
mannten Systemen, sofern das UAS ein von der Kategorie unabhän-
giges Gewicht überschreitet.
88. Abgeordneter
Markus

Tressel

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hat die saarländische Landesregierung im
Rahmen der im März 2013 vom Bundesminis-
ter Dr. Thomas de Maizière angebotenen Ge-
spräche bezüglich der Verlagerung des Bun-
deswehr-Standortübungsplatzes Merzig zum
Neubau einer Nordumfahrung zwischenzeit-
lich für die Bundeswehr in jeder Beziehung
akzeptable Ersatzflächen angeboten, und wenn
ja, wie bewertet die Bundesregierung diese
Flächen und den gegenwärtigen Verhandlungs-
stand?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Thomas Kossendey

vom 2. Juli 2013
Das Wirtschaftsministerium des Saarlandes hat mitgeteilt, dass die
Prüfung von Ersatzflächen noch nicht abgeschlossen sei. Bisher wur-
de der Bundeswehr deshalb von der saarländischen Landesregierung
bezüglich der Verlagerung des Bundeswehr-Standortübungsplatzes
Merzig zum Neubau einer Nordumfahrung noch kein Verhandlungs-
angebot unterbreitet.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
89. Abgeordnete
Heidrun

Dittrich

(DIE LINKE.)
Welche Freibeträge für Einkommen aus dem
Bundesfreiwilligendienst gelten bei Leistungs-
berechtigten nach dem Bundesversorgungsge-
setz, und wie begründen sich ggf. Unterschiede
zu den entsprechenden Freibetragsregelungen
für Einkommen nach dem SGB II und dem
SGB XII?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues
vom 15. Mai 2013
Freiwillige des Bundesfreiwilligendienstes befinden sich nicht in
einem Arbeitsverhältnis. Sie erhalten daher kein Einkommen, son-
dern ein Taschengeld sowie gegebenenfalls Unterkunft, Verpflegung
und Arbeitskleidung bzw. entsprechende Geldersatzleistungen.
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Das Bundesversorgungsgesetz (BVG) und die Verordnung zur
Kriegsopferfürsorge (KFürsV) enthalten dazu keine speziellen Frei-
betragsregelungen.

Für die Leistungen der Kriegsopferfürsorge gelten die allgemeinen
und nach der Form der beantragten Leistungen sowie insbesondere
dem Grad der Schädigung gestaffelten Freibetragsregelungen nach
Abschnitt 9 KFürsV, der den Einsatz von Einkommen und den Ein-
satz und die Verwertung von Vermögen regelt.

Bei Leistungen der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach
§ 27a BVG gilt die Freibetragsregelung des § 24 KFürsV. Darüber
hinaus gilt in der Kriegsopferfürsorge nach § 25c Absatz 3 Satz 2
BVG der Grundsatz, dass Einkommen bei ausschließlich schädi-
gungsbedingtem Bedarf nicht einzusetzen ist; denn das soziale Ent-
schädigungsrecht dient der Abgeltung eines besonderen Opfers, das
Einzelne für die Gemeinschaft erbracht haben. Die Leistungen des
sozialen Entschädigungsrechts sind nicht primär auf die Behebung
einer sozialen Notlage ausgerichtet, sondern dienen der Entschädi-
gung, dem angemessenen Ausgleich und der Abgeltung der Nachtei-
le nach einem schädigenden Ereignis.

Nach § 25c Absatz 3 Satz 1 BVG in Verbindung mit § 41 KFürsV be-
steht ferner die Möglichkeit, aus Billigkeitsgründen von einem Ein-
satz von Einkommen abzusehen.

Fälle, in denen Berechtigte nach dem Bundesversorgungsgesetz Leis-
tungen nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz beziehen, sind dem
BMAS bisher nicht bekannt.

Mit dem Gesetz zur Einführung eines Bundesfreiwilligendienstes ist
in der Sozialhilfe, wozu auch die Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung gehört, keine spezielle Freibetragsregelung für
Einkünfte aus dem Bundesfreiwilligendienst vorgesehen worden.

Nach § 82 Absatz 3 Satz 1 SGB XII ist deshalb regelmäßig der allge-
meine Freibetrag in Höhe von 30 Prozent des Einkommens aus selb-
ständiger und nichtselbständiger Tätigkeit des Leistungsberechtigten
abzusetzen, höchstens jedoch 50 Prozent der Regelbedarfsstufe 1,
die derzeit 382 Euro monatlich beträgt. Hiervon kann nach § 82 Ab-
satz 3 Satz 3 SGB XII in begründeten Einzelfällen abgewichen wer-
den.
90. Abgeordnete
Diana

Golze

(DIE LINKE.)
Von wem hat die Bundesregierung im Rahmen
der Erarbeitung des Betreuungsgeldergän-
zungsgesetzes zu welchen Kosten externe Zu-
arbeiten/Expertisen eingeholt (bitte auflisten)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 23. Mai 2013
Den Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Betreuungsgeldge-
setzes haben die Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebracht.
Die Bundesregierung hat hierzu eine Formulierungshilfe erarbeitet.
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Dafür wurden keine zusätzlichen kostenwirksamen externen Zuar-
beiten/Expertisen eingeholt.
91. Abgeordnete
Mechthild

Rawert
(SPD)
Beabsichtigt die Bundesregierung, die infolge
der Empfehlungen des Runden Tisches „Heim-
erziehung in den 50er und 60er Jahren“ ent-
standenen Anlauf- und Beratungsstellen in
Zukunft personell besser auszustatten, und be-
absichtigt die Bundesregierung, für die von
Unrecht und Leid betroffenen ehemaligen
Heimkinder die Entschädigungsfristen der
Entschädigungsfonds für West und Ost oder
zumindest für West zu verlängern, um so zu
verhindern, dass für die über eine Million
Menschen der Rechtsanspruch auf Entschädi-
gung ausläuft?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Hermann Kues

vom 29. Mai 2013
Die Fonds „Heimerziehung in der Bundesrepublik Deutschland in
den Jahren 1949 bis 1975“ (Fonds „Heimerziehung West“) und
„Heimerziehung in der DDR in den Jahren 1949 bis 1990“ (Fonds
„Heimerziehung DDR“) wurden auf der Grundlage der Empfehlun-
gen des Runden Tisches „Heimerziehung in den 50er und 60er Jah-
ren“ (RTH) sowie des Berichtes zur Aufarbeitung der Heimerzie-
hung in der DDR und der darauf aufbauenden Beschlüsse der Ju-
gendminister/-innen vom 27. Mai 2011 und des Deutschen Bundes-
tages vom 7. Juli 2011 (Bundestagsdrucksache 17/6500) errichtet.

Den Beschluss zur Errichtung des Fonds „Heimerziehung West“ ha-
ben außerdem die Evangelische Kirche in Deutschland, die (Erz-)Bis-
tümer der katholischen Kirche im Bundesgebiet, der Deutsche Cari-
tasverband, das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in
Deutschland und die Deutsche Ordensobernkonferenz mitgetragen.

Die Errichter der Fonds „Heimerziehung West“ und „Heimerzie-
hung DDR“ haben sich im Zuge der Errichtung der Fonds darauf
geeinigt, dass der Bund die Kosten für die Fondsverwaltungen, die
Länder die Kosten für die jeweiligen regionalen Anlauf- und Bera-
tungsstellen tragen. Daher liegt die Verantwortung für eine adäquate
Ausstattung der regionalen Anlauf- und Beratungsstellen in der Ver-
antwortung der jeweils beteiligten und zuständigen Bundesländer.

Bei beiden Fonds handelt es sich ausdrücklich nicht um Entschädi-
gungsfonds. Vielmehr gewähren die Fonds finanzielle Hilfen zur
Minderung heute noch bestehender Folgeschäden und/oder besonde-
rer Hilfebedarfe, die auf das im Heim erlittene Unrecht und Leid zu-
rückzuführen sind, sowie Ausgleichszahlungen in Fällen, in denen es
wegen seinerzeit nicht gezahlter Sozialversicherungsbeiträge zu einer
Minderung von Rentenansprüchen gekommen ist. Hierbei handelt
es sich um freiwillige Leistungen der Errichter der Fonds, die ohne
Anerkennung einer Rechtspflicht gewährt werden. Aus der Gewäh-
rung dieser freiwilligen Leistung entstehen keine Rechtsansprüche.
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Die vereinbarte Laufzeit des Fonds „Heimerziehung West“ reicht
bis zum 31. Dezember 2014, die des Fonds „Heimerziehung DDR“
bis zum 30. Juni 2016. Aus Sicht der Bundesregierung ist zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht ersichtlich, dass diese Fristen für die Betroffenen
– also die ehemaligen Heimkinder mit Folgeschäden – nicht ausrei-
chend sind, um mögliche Hilfen aus den Fonds in Anspruch zu neh-
men.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit
92. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Welche Kenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über gesundheitliche Risiken durch Zahn-
füllungen aus Quecksilberlegierungen (Amal-
gam) vor, und welchen politischen Handlungs-
auftrag zieht sie daraus?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 5. Juli 2013
Eine große Zahl wissenschaftlicher Arbeiten hat den Fragenkomplex
möglicher Auswirkungen von Dentalamalgam auf den menschlichen
Organismus untersucht und es ist davon auszugehen, dass Dental-
amalgam mit hoher Wahrscheinlichkeit eines der am besten unter-
suchten zahnärztlichen Füllungsmaterialien sein dürfte.

Nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand besteht kein begründeter
Verdacht, dass zahnärztliche Füllungen aus Dentalamalgam mit un-
akzeptablen Risiken für die Gesundheit von Patienten verbunden
sind. Als Nebenwirkungen des Dentalamalgam sind selten auftreten-
de lokale Reaktionen an Zahnfleisch oder Mundschleimhaut sowie
seltene Fälle allergischer Reaktionen bekannt.

Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM)
– als die für die Erfassung, Aus- und Bewertung von Risiken bei der
Anwendung oder Verwendung von Medizinprodukten zuständige
Bundesoberbehörde – stellt ausführliche Informationen für Zahnärz-
te und Patienten durch die Informationsschrift „Amalgame in der
zahnärztlichen Therapie“ zur Verfügung. Dort wird unter dem Aspekt
des vorbeugenden Gesundheitsschutzes die Empfehlung gegeben, auf
die Anwendung von Amalgam bei bestimmten Personengruppen zu
verzichten. Diese Empfehlungen betreffen Patienten mit nachgewie-
sener Allergie, schweren Nierenfunktionsstörungen, Schwangere so-
wie Kinder.

Im Jahr 2008 hat das zuständige wissenschaftliche Komitee der
Europäischen Kommission (SCENIHR) eine Risikobewertung zu
Amalgam und zu alternativen Materialien (Füllungskunststoffe) vor-
gelegt. Als Fazit des Berichtes wird geschlussfolgert, dass sowohl
Amalgam als auch die alternativen Füllmaterialien als sicher anzuse-
hen sind und sehr geringe Raten lokaler Nebenwirkungen aufweisen.
Anzeichen bzw. Beweise für einen Zusammenhang mit systemischen
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Erkrankungen gibt es nicht. Im Jahr 2012 erhielt das SCENIHR das
Mandat zur Erarbeitung einer aktualisierten wissenschaftlichen Stel-
lungnahme zur Sicherheit von Dentalamalgam und alternativen Füll-
stoffen für Patienten und Anwender. Ergebnisse liegen bislang noch
nicht vor. Sobald die Ergebnisse der aktualisierten wissenschaftlichen
Stellungnahme des SCENIHR vorliegen, wird bei Bedarf eine Neu-
bewertung der Risiken vorgenommen.

Beim gegenwärtigen Kenntnisstand sieht die Bundesregierung der-
zeit keinen weiteren Handlungsbedarf.
93. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Welche Kenntnisse liegen der Bundesregie-
rung über gesundheitliche Risiken durch Kon-
servierungsstoffe (z. B. Quecksilber oder Alu-
minium) in Impfstoffen vor (bitte getrennt
nach Impfstoffen darlegen), und welchen poli-
tischen Handlungsauftrag zieht sie daraus?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 5. Juli 2013
Die in Deutschland zugelassenen und in der Regel angewendeten
Impfstoffe enthalten keine Aluminium- oder Quecksilberverbindun-
gen als Konservierungsstoffe. Quecksilberhaltige Verbindungen (als
Thiomersal) werden Mehrdosenbehältnissen als Konservierungsstoff
beigefügt und kommen nur dann zum Einsatz, wenn große Zahlen
von Personen geimpft werden müssen oder wenn unter einge-
schränkten technischen Möglichkeiten (z. B. Impfkampagnen in Ent-
wicklungsländern) Impfungen vorgenommen werden.

Aluminiumverbindungen werden nicht als Konservierungsmittel ein-
gesetzt. Zur Bewertung von Aluminiumverbindungen als Adjuvan-
zien in Impfstoffen verweise ich auf die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Schriftliche Frage 53 der Abgeordneten Dr. Martina
Bunge auf Bundestagsdrucksache 17/9678.

Thiomersal wird als wichtig und nicht ersetzbar durch quecksilber-
freie Konservierungsmittel betrachtet. Die Europäische Arzneimittel-
agentur (EMA) und die Weltgesundheitsorganisation (WHO) bewer-
ten die Verwendung von Thiomersal einheitlich positiv (siehe die An-
lagen 1 und 2).

So wird auch im internationalen Abkommen zur Vermeidung oder
Verringerung der Verwendung von Quecksilber (UNEP-WPIEI: Le-
gally Bindung Instrument on the Use of Mercury) keinerlei Ein-
schränkung für die Verwendung von Quecksilberverbindungen in
Impfstoffen gefordert. Diese Position wird von der Bundesregierung
vollständig unterstützt.
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Anlage 1
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Anlage 2
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94. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Was hat die Bundesregierung in dieser Legisla-
turperiode unternommen, um den Stellenwert
von Gesundheitsbildung in Schulen zu stei-
gern?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 5. Juli 2013
Aufgrund der föderalen Grundordnung sind für Programme und
Maßnahmen der Prävention und Gesundheitsförderung in Schulen
die Länder zuständig.

Die Unterstützung der in den Ländern zuständigen Stellen beim Auf-
bau und der Stärkung gesundheitsförderlicher Strukturen auch in
Schulen mit Hilfe der Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung ist einer der Schwerpunkte des vom Deutschen Bundestag am
27. Juni 2013 verabschiedeten Gesetzes zur Förderung der Präven-
tion (Bundestagsdrucksache 17/14184). Das Gesetz legt einen Fokus
auf das Lebensumfeld der Menschen, zu denen insbesondere Schulen
zählen. So sollen die primärpräventiven Leistungen der Krankenkas-
sen insbesondere zur Umsetzung auch des vom Kooperationsver-
bund gesundheitsziele.de erarbeiteten Gesundheitsziels „gesund auf-
wachsen: Lebenskompetenz, Bewegung, Ernährung fördern“ er-
bracht werden. Das im Rahmen dieses Gesundheitsziels definierte
Lebensweltenkonzept identifiziert Schulen neben Kitas und Familien
ausdrücklich als relevante Lebenswelt für Gesundheitsinterventio-
nen.

Den Ausbau und die Stärkung gesundheitsförderlicher Strukturen in
den außerbetrieblichen Lebenswelten der Menschen sollen die Kran-
kenkassen ab dem Jahr 2014 mit mindestens 2 Euro jährlich für je-
den ihrer Versicherten unterstützen. Dies bedeutet ein fünffach höhe-
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res Engagement der Krankenkassen in Lebenswelten gegenüber dem
tatsächlichen Leistungsgeschehen im Jahr 2012, in dem die Kranken-
kassen für jeden ihrer Versicherten etwa 0,40 Euro ausgegeben ha-
ben. Die Gesundheitsbildung in Schulen wird zudem durch die im
Gesetzentwurf vorgesehene Durchführung von kassenübergreifen-
den Leistungen zur Prävention in Lebenswelten durch die Bundes-
zentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) gestärkt. Das Ge-
setz hebt Schulen auch hier als zu unterstützende Lebenswelt aus-
drücklich hervor.

Darüber hinaus hat die Bundesregierung die Möglichkeit, Schulen zu
motivieren, Prävention und Gesundheitsförderung stärker in ihren
Schulalltag zu integrieren, entsprechende Vorhaben auf Bundesebe-
ne zu fördern und Informationen zur Verfügung zu stellen.

So stellen Kinder und Jugendliche eine wichtige Zielgruppe des Na-
tionalen Aktionsplans „IN FORM – Deutschlands Initiative für ge-
sunde Ernährung und mehr Bewegung“ dar, der gemeinsam vom
BMG und BMELV durchgeführt wird. Entsprechend wurde eine
Vielzahl von breitgefächerten Aktivitäten zur Etablierung von ge-
sundheitsförderlichen Strukturen in den Lebenswelten der jungen
Menschen und insbesondere in Schulen unterstützt.

Dies gilt insbesondere für den Förderschwerpunkt „Aktionsbündnis-
se für gesunde Lebensstile und Lebenswelten“ sowie für einzelne
Modellprojekte, die sich gezielt an Kinder und Jugendliche richten.
Schwerpunkte waren z. B. der Aufbau von Sport- und Gesundheits-
angeboten, die Erstellung von Informationsmaterial, die Entwicklung
verschiedener Qualifizierungsangebote für Lehrkräfte oder die Er-
probung neuer Zugangswege. Des Weiteren haben mit der Unter-
stützung von IN FORM bereits ca. 700 000 Grundschülerinnen und
Grundschüler den so genannten Ernährungsführerschein erworben.

Darüber hinaus gehört zu einem ganzheitlichen schulischen Ernäh-
rungsbildungskonzept bei einer wachsenden Zahl von Schulen auch
eine Schulverpflegung. Wie ein qualitativ hochwertiges Verpfle-
gungsangebot in den Schulen gestaltet wird, hat die Deutsche Gesell-
schaft für Ernährung e. V. in dem von ihr mit Unterstützung von
IN FORM entwickelten Qualitätsstandard für die Schulverpflegung
aufgezeigt. Als eine Initialmaßnahme von IN FORM wurden darü-
ber hinaus gemeinsam mit den Ländern so genannte Vernetzungs-
stellen Schulverpflegung in allen 16 Ländern eingerichtet. Diese un-
terstützen Schulen – sowie in einigen Ländern auch Kindertagesein-
richtungen – bei der Gestaltung eines gesunden Verpflegungsangebo-
tes. Damit wird ein Beitrag dazu geleistet, dass das theoretisch Er-
lernte auch praktisch in den Schulen gelebt werden kann.

Im Rahmen der Strategie der Bundesregierung zur Förderung der
Kindergesundheit hat das BMG Projekte gefördert, die im Lebens-
umfeld Schule geeignete Maßnahmen erproben, um die psychische
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen zu unterstützen („Ganz-
heitliche Förderung der psychischen Gesundheit in der Ganztags-
schule“ und die Evaluierung der Aufklärungsinitiative „Verrückt?
Na und!“).

Der Deutsche Präventionspreis hat zum Ziel, vorbildhafte Prä-
ventionsprojekte zu identifizieren und bekannt zu machen. Schu-
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lische Gesundheitsförderung war wiederholt Gegenstand der Preis-
vergabe. Im Jahr 2010 wurde der Deutsche Präventionspreis als
Gemeinschaftsprojekt des BMG, der BZgA und der Manfred-
Lautenschläger-Stiftung zum Thema „Gesund aufwachsen – Ganz-
heitliche Förderung von Heranwachsenden in der Sekundarstufe I“
vergeben.

Zu den Themen Drogen und Sucht hat das BMG im Jahr 2012 eine
Bekanntmachung zur Prävention des Tabakkonsums in der Pflege-
ausbildung durchgeführt. Gegenstand der Förderung ist die Konzep-
tion, Implementierung und Evaluation von Konzepten zur Präven-
tion bzw. zum Ausstieg aus dem Tabakkonsum bei Auszubildenden
in Pflegeberufen (Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits-
und Kinderkrankenpflege, Altenpflege). Zwei Projekte, die verschie-
dene Pflegeschulen einbeziehen, wurden ausgewählt und haben die
Arbeit im Frühjahr 2013 aufgenommen. Ergebnisse werden für das
Frühjahr 2015 erwartet.

In einem weiteren vom BMG geförderten Modellprojekt (2011/
2012) wurde eine Präventionsmaßnahme für Eltern evaluiert, die da-
rauf abzielt, einen Beitrag gegen die Schäden eines exzessiven Alko-
holkonsums Jugendlicher zu leisten. Die Intervention besteht aus
einer 30-minütigen Informationsveranstaltung im Rahmen eines re-
gulären Elternabends, einem Faltblatt mit zehn Regeln und einem
Erinnerungsschreiben. Die Vorstellung und Erläuterung der Regeln
sind dabei der wichtigste Teil der Maßnahme. Die Regeln sind aus
einer Literaturanalyse und einer Expertenbefragung abgeleitet wor-
den (Kuhn et al. 2011). Die Federführung für die Maßnahme lag bei
der Landesstelle für Suchtfragen Schleswig-Holstein e. V. (LSSH).
Ergebnisse werden im Verlauf dieses Jahres veröffentlicht.

Die BZgA entwickelt im Auftrag des BMG didaktisch aufbereitete
Handreichungen zur Gesundheitsförderung in Schulen. Sie befähi-
gen Lehrerinnen und Lehrer zur Durchführung von Unterricht zu
gesundheitlichen Themen, sie unterstützen die Lehrkräfte aber auch
bei der Entwicklung von gesundheitlichen Schulprofilen bzw. auf
dem Weg zur gesunden Schule. Die Handreichungen werden in Ko-
operation und enger Abstimmung mit den Kultusverwaltungen der
Länder entwickelt und den Schulen grundsätzlich kostenfrei zur Ver-
fügung gestellt. Aktuell sind bei der BZgA folgende Handreichungen
erhältlich:

• Materialien zur Suchtprävention in den weiterführenden Schulen
mit den Themen Alkohol, Nikotin, Arzneimittel (inkl. Drogen),

• Handlungsleitlinien für Schulen zum Umgang mit Cannabis bzw.
mit konsumierenden Schülerinnen und Schülern,

• Materialien zur Sexualaufklärung in den Klassen 5 bis 13,

• Materialien zum Thema Organspende für weiterführende Schulen
(Handreichungen inkl. Film).

Die Arbeit der Lehrerinnen und Lehrer wird seitens der BZgA durch
zahlreiche weitere Maßnahmen unterstützt:
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„Unterwegs nach Tutmirgut“ richtet sich an Grundschulen, GUT
DRAUF an weiterführende Schulen. Beiden liegt ein Konzept zu-
grunde, das das ganzheitliche Verständnis von Gesundheitsförde-
rung im Sinne der WHO nutzt und die Wechselwirkungen von Er-
nährung, Bewegung und Stress und deren Potenziale für die physi-
sche, psychische und soziale Gesundheit der Heranwachsenden för-
dert. Im Rahmen beider Ansätze wurden Qualitätsstandards entwi-
ckelt, nach denen sich Schulen zertifizieren lassen können. Enge
Kooperationsbeziehungen gibt es momentan mit den Ländern Ba-
den-Württemberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt. Weitere Kooperatio-
nen sind in der Planung.

Das Projekt JugendFilmTage erstreckt sich über mehrere Themenge-
biete. Entwickelt wurde es ursprünglich für die AIDS-Aufklärung.
Heute wird es bundesweit mit den Themen Nikotin- und Alkoholprä-
vention durchgeführt. Die JugendFilmTage umfassen jeweils zwei
Kinotage mit themenbezogenen Filmvorführungen und attraktiven
Mitmachaktionen für Schulklassen sowie ein regionales Fortbil-
dungsprogramm. Somit spricht dieses Projekt die Schülerinnen und
Schüler selbst an und fördert in einem weiteren Schritt die Präven-
tionskompetenzen der Lehrerinnen und Lehrer.

Der interaktive KlarSicht-MitmachParcours zu Tabak und Alkohol
ist Teil der Jugendkampagnen „rauchfrei“ und „Alkohol? Kenn dein
Limit.“/„Null Alkohol – Voll Power!“ und wird bundesweit angebo-
ten. Er will über die Wirkungen und Suchtpotenziale der legalen
Suchtmittel Tabak und Alkohol informieren und eine kritische Hal-
tung dazu fördern. Das interaktive Angebot unterstützt Jugendliche
dabei, die Risiken von Alkohol- und Zigarettenkonsum klarer zu se-
hen und verantwortungsbewusst zu handeln. Infotafeln und ein
Kiosk mit Materialien der BZgA bieten zusätzliche Informationen,
wie knappe Fakten zu Alkohol, Tabak und deren Auswirkungen,
Hintergrundwissen und natürlich auch Tipps zum Aussteigen.

Ein weiteres wichtiges Ziel ist die Stärkung der Präventionskompe-
tenz und die Vernetzung der in der Region arbeitenden Fachkräfte.
Sie werden in die Durchführung des Parcours eingebunden. Damit
einher geht eine parcoursspezifische Schulung, aber auch die Ent-
wicklung von konkreten Perspektiven für die Präventionsarbeit in
der Region.
95. Abgeordneter
Steffen-Claudio

Lemme

(SPD)
Welche Initiativen und Modellprojekte sind
der Bundesregierung aus den Bundesländern
bekannt, die Gesundheitsbildung in Schulen
voranzutreiben, etwa durch ein Schulfach
„Gesundheit (und Ernährung)“, und welche
Schlussfolgerungen zieht sie daraus?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 5. Juli 2013
Im Bereich der Ernährungsbildung, einem der wichtigsten Bestand-
teile der Gesundheitsbildung von jungen Menschen, gibt es eine Viel-
zahl von Initiativen und Modellprojekten auf Länderebene, mit de-
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nen das Ziel verfolgt wird, Ernährungsbildung verstärkt im Schulun-
terricht zu verankern. So wurde beispielsweise in Baden-Württem-
berg im Jahr 2008 der Aktionsplan „KOMM IN FORM“ ins Leben
gerufen. Wesentlicher Bestandteil dieses bis zum Jahr 2018 angeleg-
ten Aktionsplanes ist die Übertragung erfolgreicher Maßnahmen der
Ernährungsbildung und deren Integration in vorhandene Strukturen
in Baden-Württemberg. Ein weiteres Beispiel ist die Initiative „NRW
IN FORM“. Erreicht werden soll eine nachhaltige Verbesserung des
Ernährungs- und Bewegungsverhaltens der Menschen. Dabei kon-
zentriert sich die Landesregierung Nordrhein-Westfalen vor allem
auf Kinder und Jugendliche. Die Förderung der Ernährungsbildung
für Schülerinnen und Schüler spielt dabei eine wichtige Rolle.

Die Konferenz der Kultusminister der Länder hat am 15. November
2012 eine Empfehlung zur Gesundheitsförderung und Prävention in
der Schule beschlossen. Darin vertreten die Kultusministerinnen und
Kultusminister der Länder insbesondere die Auffassung, dass ent-
scheidende Voraussetzung für eine nachhaltig wirksame Gesund-
heitsförderung und Prävention deren Umsetzung im Rahmen der
Schulentwicklung im Rahmen der Aufbau- und Ablauforganisation
der Schulen ist.

Dazu gehören äußere lern- und gesundheitsfördernde Bedingungen,
die in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Schulträgern geregelt und
umgesetzt werden sollten. Sicherheits-, Arbeits- und Gesundheits-
schutz sind Aufgaben der Schulleitungen. Curricula beziehen die
Schulen als Ort des Lernens zu einer „gesunden Schule“ ein. Fach-
kräfte werden demenentsprechend fortgebildet. Die Kompetenzen
der Eltern werden gezielt eingebunden und gestärkt. Zur Unterstüt-
zung des gesunden Aufwachsens halten verschiedene Netzwerkpart-
ner und Institutionen im Sozialraum niedrigschwellige und lebens-
weltorientierte Angebote bereit.

Folgende Themen und Handlungsfelder zur schulischen Gesund-
heitsförderung und Prävention sollen laut Empfehlung der Kultusmi-
nisterkonferenz in den Unterricht der Fächer und in das Schulleben
alters- und zielgruppengerecht sowie schulform- bzw. schulstufenspe-
zifisch integriert werden:

• Ernährungs- und Verbraucherbildung einschließlich Schulverpfle-
gung,

• Bewegungs-, Spiel- und Sportförderung,

• Sexualerziehung und Prävention von sexuell übertragbaren
Krankheiten,

• Hygieneerziehung und Schutz vor übertragbaren Krankheiten,

• Prävention von Abhängigkeitsverhalten,

• Mobbingprävention und soziales Lernen,

• Stressprävention und Selbstmanagement,

• Lern- und Arbeitsplatzgestaltung sowie Gesundheitsmanagement,
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• Gesundheit der Lehrkräfte und des sonstigen schulischen Perso-
nals,

• Lärmprävention,

• Sicherheitsförderung und Unfallschutz,

• Spiel- und Ruhebereiche in Gebäuden und auf Schulhöfen.

Die Einführung des Schulfachs „Gesundheit (und Ernährung)“ wird
von den Ländern mehrheitlich abgelehnt, denn das Thema Gesund-
heit soll fächerübergreifend ein Anliegen aller an der Schule tätigen
Personen sein. Ein Schulfach Gesundheit würde nur eine beschränk-
te Zahl an Lehrkräften einer Schule ansprechen und den gewünsch-
ten Schulentwicklungsprozess nicht befördern. Zudem argumentie-
ren die Kultusverwaltungen, dass ein Schulfach Gesundheit ange-
sichts der Vielzahl der bereits in den Richtlinien und Lehrplänen für
alle Schularten und Schulstufen verankerten gesundheitlichen The-
men nicht erforderlich sei.
96. Abgeordnete
Mechthild

Rawert

(SPD)
Sieht die Bundesregierung angesichts der wirt-
schaftlichen und vielfältigen sozialversiche-
rungsrechtlichen Situationen für Promovieren-
de, die nicht in einem sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis stehen,
einen Änderungs- bzw. Ergänzungsbedarf des
§ 5 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB V), zum Beispiel durch die Schaffung
eines sozialversicherungsrechtlichen Status für
alle Promovierenden vor allem hinsichtlich der
Kranken- und Rentenversicherung – Einhal-
tung der Versicherungspflicht für die Kranken-
versicherung und Erwerb von Rentenansprü-
chen –, und wie schätzt die Bundesregierung
die Einführung einer Regelung ein, die die
Promovierenden analog zur studentischen
Krankenversicherung zwar mit einem ange-
messenen Beitrag belastet (Promovierenden-
versicherung), der aber gleichzeitig so ausge-
staltet ist, dass eine etwaige Befreiung von der
Versicherungspflicht während des Erststu-
diums keine Auswirkungen auf die möglicher-
weise neu zu schaffende Promovierendenversi-
cherung hat, um Beamtenkinder nicht zu be-
nachteiligen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 4. Juli 2013
Die Bundesregierung sieht keinen gesetzgeberischen Handlungsbe-
darf dahingehend, Promovierende in die Krankenversicherung der
Studierenden in der gesetzlichen Krankenversicherung einzubezie-
hen bzw. für Promovierende einen eigenen Tatbestand der Versiche-
rungspflicht mit vergleichbarer Beitragsbelastung zu schaffen.



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/14333– 93 –
Nach geltendem Recht ist für Versicherte, die ein Promotionsstu-
dium beginnen, die Krankenversicherung der Studierenden nicht
mehr fortzuführen, da ein Promotionsstudium nicht mehr zur wissen-
schaftlichen Ausbildung gehört, sondern vielmehr der wissenschaftli-
chen Qualifikation nach Abschluss des Studiums dient. Die von der
Beendigung der studentischen Krankenversicherung betroffenen
Versicherten können ihren Versicherungsschutz jedoch grundsätzlich
in Form einer freiwilligen Mitgliedschaft fortsetzen, mit der sie ihrer
Pflicht zur Absicherung im Krankheitsfall genügen. Für freiwillige
Mitglieder hat der Gesetzgeber die Erhebung von Mindestbeiträgen
vorgeschrieben. So werden die Beiträge für Personen, die über kein
oder nur ein geringes Einkommen verfügen, ausgehend von einer Be-
messungsgrundlage in Höhe von derzeit 898,33 Euro berechnet.

Das Bundessozialgericht hat in mehreren Urteilen die bestehende
Rechtslage als verfassungsgemäß erachtet. Die mit der freiwilligen
Versicherung der Promovierenden verbundene höhere Beitragsbelas-
tung könne diesen zugemutet werden. Die individuelle Karrierepla-
nung nach Abschluss eines Studiums steht im Verantwortungsbe-
reich des Einzelnen. Es ist nicht Aufgabe der gesetzlichen Kranken-
versicherung, hier bestimmte Karrierewege durch die Einbeziehung
in die Versicherungspflicht und günstigere Versicherungsbeiträge zu
fördern. Auch entstünde eine Präjudizwirkung auf andere Wege der
Fort- und Weiterbildung.

Die Einführung eines neuen Tatbestandes der Versicherungspflicht
für Promovierende wird auch im Hinblick auf denjenigen Personen-
kreis, der sich mit Aufnahme des Studiums von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung hat befreien lassen,
von der Bundesregierung nicht befürwortet, um einen wiederholten
Wechsel zwischen gesetzlicher und privater Krankenversicherung zu
vermeiden. Andernfalls würden viele Versicherte die gesetzliche
Krankenversicherung verlassen, weil ihnen die private Krankenversi-
cherung vorteilhafter erscheint, um dann zu einem späteren Zeit-
punkt in die dann günstiger erscheinende gesetzliche Krankenversi-
cherung zurückzukehren. Dies wäre mit dem Solidaritätsprinzip in
der gesetzlichen Krankenversicherung nicht vereinbar.

Auch die Schaffung eines besonderen Versicherungspflichttatbestan-
des für Promovierende in der gesetzlichen Rentenversicherung ist
aus Sicht der Bundesregierung nicht zielführend. Nach geltendem
Recht ist auch das Studium selbst kein Tatbestand, der eine Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung auslöst. Vor die-
sem Hintergrund wäre es nicht nachvollziehbar, die nach Abschluss
des Studiums erfolgende Zusatzqualifikation – die Promotion – der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung zu un-
terwerfen.

Zudem wäre nicht ersichtlich, wer – außer der oder dem Promovie-
renden selbst – die Beiträge für die Rentenversicherung tragen sollte.
Die Möglichkeit zur freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung stünde den Betroffenen ohnehin offen, die Bei-
träge wären vom Versicherten alleine zu tragen.
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97. Abgeordnete
Dr. Carola

Reimann

(SPD)
In welcher Form unterstützt die Bundesregie-
rung die Aufklärung der in den 70er- und 80er-
Jahren von westdeutschen Arzneimittelkonzer-
nen in der ehemaligen DDR durchgeführten
Arzneimittelstudien (siehe „Günstige Teststre-
cke“ in DER SPIEGEL vom 13. Mai 2013),
und was unternimmt die Bundesregierung ge-
gen die drohende routinemäßige Vernichtung
der betreffenden Akten in den Kliniken, die
eine Aufklärung erschwert wenn nicht gar un-
möglich macht?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 5. Juli 2013
Die Bundesregierung fördert aus Forschungsmitteln des Bundesmi-
nisteriums des Innern ein einschlägiges Forschungsvorhaben des In-
stituts für Geschichte der Medizin (Berlin). Neben weiteren Förde-
rern beteiligt sich der Bund mit rund 230 000 Euro. Der Titel der Stu-
die lautet „Klinische Arzneimittelforschung in der DDR von 1961
bis 1989“.

Hinsichtlich der drohenden Vernichtung der betreffenden Akten mit
Bezug zu den damals durchgeführten klinischen Prüfungen hat sich
der Bundesminister für Gesundheit Daniel Bahr mit Schreiben vom
16. Mai 2013 an die betroffenen Länder einschließlich Berlin, an den
Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien sowie an
die Spitzenverbände der pharmazeutischen Industrie gewandt und
hierüber auch den Beauftragten der Bundesregierung für die Neuen
Bundesländer unterrichtet. Er bat sicherzustellen, dass die betroffe-
nen Krankenhäuser und Einrichtungen der jetzigen Länder, das Bun-
desarchiv sowie die damaligen Sponsoren das vorhandene Archivgut
sichten, sichern und insbesondere für Forschungsvorhaben wie das
genannte nutzbar machen. Die Adressaten haben ihre Unterstützung
schriftlich oder mündlich zugesichert.
98. Abgeordnete
Dr. Carola

Reimann

(SPD)
Liegt der Bundesregierung der im Rahmen
des Gesetzes zur Regelung der Entscheidungs-
lösung im Transplantationsgesetz in Artikel 2
Absatz 1 von der Gesellschaft für Telematik
zum 30. Juni 2013 eingeforderte Bericht zum
Ergebnis der Entwicklung der Dokumentation
der Erklärung zur Organspende auf der elek-
tronischen Gesundheitskarte vor, und wann
wird der Deutsche Bundestag davon in Kennt-
nis gesetzt?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Ulrike Flach

vom 5. Juli 2013
Der Bericht über die Entwicklung von Verfahren zur Dokumenta-
tion der Erklärung zur Organspende auf der elektronischen Gesund-
heitskarte wurde seitens der Gesellschaft für Telematik dem Bundes-
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ministerium für Gesundheit vorgelegt und ist dem Präsidenten des
Deutschen Bundestages inzwischen übersandt worden.
99. Abgeordnete
Dr. Carola

Reimann
(SPD)
Warum hat die Bundesregierung den Exper-
tenbeirat zur konkreten Ausgestaltung eines
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs erst im De-
zember 2011 beauftragt, obwohl schon 2009
ein entsprechender Umsetzungsbericht des
Beirats zur Überprüfung des Pflegebedürftig-
keitsbegriffs vorlag, und sieht die Bundesregie-
rung darin einen Grund, dass die im Koali-
tionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP
geforderte Neudefinition der Pflegebedürftig-
keit nach vier Jahren Regierungszeit nicht ge-
setzlich umgesetzt werden konnte?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 5. Juli 2013
Die Analyse der Berichte des Beirats zur Überprüfung des Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs von 2009 hat gezeigt, dass die Einführung eines
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs weiterer, sorgfältiger Vorarbeiten
bedurfte. Ein grundlegender Systemwechsel in einer Versicherung,
die schon jetzt Hilfe und Unterstützung für zweieinhalb Millionen
Menschen und ihre Angehörigen zur Verfügung stellt, bringt vielfälti-
ge fachliche und organisatorische Veränderungen mit sich. Die Beru-
fung des Expertenbeirats zur konkreten Ausgestaltung eines neuen
Pflegebedürftigkeitsbegriffs und die dem Expertenbeirat eingeräum-
te Beratungszeit waren daher richtig und angemessen. Der nun vor-
gelegte Bericht des Expertenbeirats bietet eine fachliche Grundlage
für eine gesetzliche Umsetzung, die jetzt weiter vorbereitet werden
kann.
100. Abgeordnete
Ulla

Schmidt

(Aachen)

(SPD)
Ist die Aussage aus dem Interview in „DER
SPIEGEL“ vom 24. Juni 2013 mit dem
Bundesminister für Gesundheit, Daniel Bahr,
(„Ich bin sensibler geworden“), die gesetzli-
chen Regelungen für künstliche Befruchtungen
in Deutschland zu ändern, so zu verstehen,
dass er die Präimplantationsdiagnostik (PID)
als Standardverfahren im Rahmen der künst-
lichen Befruchtung einsetzen und damit die
PID als Aneuploidiescreening zulassen will,
und wenn ja, wie ist dieses Vorhaben mit dem
Willen des Gesetzgebers zu vereinbaren, der
am 7. Juli 2011 ein Verbot der PID mit eng be-
grenzten Ausnahmefällen beschlossen hat?
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101. Abgeordnete
Ulla

Schmidt

(Aachen)

(SPD)
Plant der Bundesminister Daniel Bahr, die ge-
setzliche Grundlage zum Verfahren der Präim-
plantationsdiagnostik in Deutschland zu än-
dern, und wenn nein, wie ist seine Aussage aus
seinem Interview in „DER SPIEGEL“ vom
24. Juni 2013 noch zu verstehen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 4. Juli 2013
Die Fragen 100 und 101 werden wegen des Sachzusammenhangs ge-
meinsam beantwortet.

Die genetische Untersuchung von Zellen eines Embryos ist gesetzlich
geregelt und nur in engen Grenzen zulässig. Die Voraussetzungen,
unter denen eine solche genetische Untersuchung zulässig ist, sind
im § 3a des Embryonenschutzgesetzes bestimmt, der mit dem Prä-
implantationsdiagnostikgesetz vom 21. November 2011 eingefügt
worden ist. Eine routinemäßige genetische Untersuchung bei jeder
künstlichen Befruchtung ist mit dem Embryonenschutzgesetz nicht
vereinbar und auch nicht vorgesehen.

Vor dem Hintergrund der Erfahrungen in anderen europäischen
Ländern hat sich der Bundesminister Daniel Bahr jedoch dafür aus-
gesprochen, die so genannte Dreierregel nach § 1 Absatz 1 Nummer 3
in Verbindung mit Nummer 5 des Embryonenschutzgesetzes zu
überprüfen. Danach dürfen nicht mehr Eizellen einer Frau befruch-
tet werden als ihr innerhalb eines Zyklus übertragen werden sollen;
innerhalb eines Zyklus dürfen nicht mehr als drei Embryonen auf
eine Frau übertragen werden.
102. Abgeordnete
Ulla

Schmidt

(Aachen)

(SPD)
Sind die vorgesehenen Regelungen aus dem
Referentenentwurf des BMG für eine Rechts-
verordnung zur Präimplantationsdiagnostik
(Kabinettbeschluss vom 24. November 2011)
wie z. B. die unbegrenzte Zahl an Ethikkom-
missionen oder der enge Entscheidungsspiel-
raum der Ethikkommissionen so zu interpre-
tieren, dass diese einen ersten Schritt zur Än-
derung der gesetzlichen Grundlage darstellen,
und wenn ja, welche weiteren Schritte plant
die Bundesregierung?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Annette Widmann-Mauz

vom 4. Juli 2013
Nein. Die Verordnung zur Regelung der Präimplantationsdiagnostik
vom 21. Februar 2013 bewegt sich im Rahmen der Verordnungser-
mächtigung in § 3a Absatz 3 Satz 3 des Embryonenschutzgesetzes.
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung
103. Abgeordnete
Sabine

Bätzing-
Lichtenthäler

(SPD)
Unterstützt die Bundesregierung die Idee, § 17
Absatz 3 der Fahrerlaubnis-Verordnung so zu
ändern, dass die Fahrerlaubnisbehörde einen
abweichenden Prüfort zulassen soll oder muss
(statt kann), wenn die dortigen Fahrbedingun-
gen denen am Wohnort entsprechen (bitte be-
gründen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 4. Juli 2013
Die Regelung des § 17 Absatz 3 der Fahrerlaubnis-Verordnung dient
der Sicherheit insbesondere von Fahranfängern, da damit in der Re-
gel gewährleistet ist, dass sich diese in der Region, in der sie als An-
fänger am Verkehr teilnehmen, auskennen und mit den Besonderhei-
ten vertraut sind.

Die Entscheidung, ob eine Bewerberin/ein Bewerber die Prüfung
auch an einem anderen Prüfort ablegen kann, liegt nach der derzeiti-
gen Regelung im Ermessen der Fahrerlaubnisbehörde. Im Rahmen
dieser Entscheidung muss sie unter anderem abwägen, ob Sicher-
heitsbedenken entgegenstehen oder nicht.

Die Vergleichbarkeit des gewünschten Prüfortes mit dem Wohnort
ist dabei nur ein Kriterium für die nach pflichtgemäßem Ermessen
zu treffende Entscheidung der Fahrerlaubnisbehörde. Daneben kön-
nen auch weitere Gesichtspunkte, die z. B. in der Person der Bewer-
berin/des Bewerbers liegen, eine Rolle spielen.

Hinzu kommt, dass die Prüfung, ob die Fahrbedingungen an einem
gewünschten Prüfort den Bedingungen am Wohnort soweit entspre-
chen, dass den genannten Sicherheitsbedenken Rechnung getragen
wird, für die Fahrerlaubnisbehörden einen unverhältnismäßig hohen
Aufwand verursachen würde.

Aus diesen Gründen wird eine verpflichtende Regelung nicht unter-
stützt.
104. Abgeordneter
Herbert
Behrens

(DIE LINKE.)
Wie wird der Wegfall des Schienenbonus zum
1. Januar 2015 in die weiteren Planungen der
Hinterlandanbindung einer festen Fehmarn-
beltquerung (FBQ) einbezogen (bitte unter
Angabe des weiteren Zeitplanes, insbesondere
unter der Berücksichtigung, ob die Lärmkartie-
rung des Raumordnungsverfahrens überarbei-
tet wird, wann das Planfeststellungsverfahren
eröffnet werden soll und ob es mit oder ohne
Schienenbonus geplant wird)?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 28. Juni 2013
Für das Raumordnungsverfahren werden die zzt. geltenden Vorga-
ben zum Schienenbonus verwendet. Die raumordnerische Bewertung
der von der Deutschen Bahn AG eingereichten Unterlagen durch
das Land Schleswig-Holstein wird voraussichtlich Ende 2013 erwar-
tet. Im Anschluss erfolgt die Erarbeitung der Planfeststellungsunter-
lagen für die Schienenhinterlandanbindung zur FBQ. Die zu Beginn
der Planfeststellungsverfahren geltende Gesetzeslage zum Schienen-
bonus wird dort berücksichtigt.
105. Abgeordneter
Herbert

Behrens
(DIE LINKE.)
Wie ist der Planungsstand und die weitere Pla-
nung einer Finanzierungsvereinbarung zwi-
schen der Deutschen Bahn AG und dem Bund
zum Ausbau der Hinterlandanbindung einer
FBQ (bitte unter Berücksichtigung einer ak-
tualisierten Kostenschätzung, der geplanten
Mittel für Lärmschutzmaßnahmen sowie der
Kosten hinsichtlich einer Ertüchtigung oder
eines Neubaus der Fehmarnsundquerung)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 28. Juni 2013
Der Abschluss der Finanzierungsvereinbarung für die Schienenhin-
terlandanbindung zur FBQ ist nach gegenwärtigem Stand für 2016
geplant. Die Kosten werden dort aktualisiert geschätzt aus der Erstel-
lung der Genehmigungsplanung eingehen.

Mit Beginn der Planfeststellungsverfahren werden Ergebnisse der
zzt. beginnenden Untersuchung einer Ertüchtigung bzw. dem gege-
benenfalls erforderlichen Bau eines Ersatzbauwerks der Fehmarn-
sundbrücke vorliegen.
106. Abgeordnete
Dr. Dagmar

Enkelmann

(DIE LINKE.)
In welchem Umfang würde sich durch einen
Rückbau der stadtquerenden Brücke der B 158
in der Ortslage Bad Freienwalde (Landkreis
Märkisch-Oderland) sowie eine ebenerdige
Führung dieses Teilstücks der B 158 das durch
den Durchgangsverkehr bedingte Verkehrsauf-
kommen im innerstädtischen Bereich erhöhen
(bitte in absoluter Anzahl sowie relativ auf das
Gesamtverkehrsaufkommen und aufgeschlüs-
selt auf Lkw und Pkw angeben)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 4. Juli 2013
Über die mit Bundesmitteln angestrebte Sanierung der bestehenden
B-158-Brücke in Bad Freienwalde hinausgehende Alternativplanun-
gen wären gegebenenfalls von der Stadt als Veranlasser selbst zu ent-
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wickeln. Dies betrifft insbesondere auch hierbei einzubeziehende ver-
kehrliche Aspekte (z. B. Strombelastungen, Leistungsfähigkeitsnach-
weise). Diese liegen bisher nicht vor.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
(BMVBS) würde eventuelle qualifizierte Alternativplanungen nach
zunächst von der Auftragsverwaltung des Landes Brandenburg vor-
zunehmender Würdigung prüfen.

In Hinblick auf kommunale Initiativen für Bad Freienwalde ist er-
neut darauf hinzuweisen, dass für deren etwaige Realisierung aus
haushaltsrechtlichen Gründen aus dem Bundesfernstraßenhaushalt
höchstens der für die Sanierung der B-158-Brücke erforderliche Be-
trag zur Verfügung gestellt werden könnte.
107. Abgeordneter
Gustav

Herzog

(SPD)
Welche Wasser- und Schifffahrtsdirektionen
meint das BMVBS, die laut Bericht vom 26. Ju-
ni 2013 (Ausschussdrucksache 17(15)595) als
zuständig für die Anmeldungen von Bundes-
wasserstraßenprojekten zum Bundesverkehrs-
wegeplan 2015 erklärt werden, vor dem Hin-
tergrund, dass die Wasser- und Schifffahrtsdi-
rektionen vom BMVBS per Organisationser-
lass zum 1. Mai 2013 aufgelöst wurden, und
hält die Bundesregierung nach wie vor an ihrer
Auffassung fest, dass der bewusste Verzicht
auf ein Rechtsbereinigungsgesetz zu keinerlei
Rechtsunsicherheiten geführt hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 4. Juli 2013
Für die Aufstellung des neuen Bundesverkehrswegeplans (BVWP)
hat das BMVBS im Herbst 2012 unter anderem auch die Wasser-
und Schifffahrtsverwaltung zur Anmeldung von Infrastrukturaus-
und -neubauprojekten zur Untersuchung für eine Aufnahme in den
neuen BVWP gebeten.

Ab dem 1. Mai 2013 werden einzelne den ehemaligen Wasser- und
Schifffahrtsdirektionen zugewiesene Aufgaben und Zuständigkeiten
durch den Organisationserlass den Außenstellen der Generaldirek-
tion Wasserstraßen und Schifffahrt übertragen. Der Errichtungser-
lass vom 19. April 2013 – Z32/22.15.17/29 – regelt gerade zur Ver-
meidung von Unklarheiten die Zuständigkeitsverteilung innerhalb
der Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt. Dies gilt auch
für die Anmeldung zum BVWP.

Die Einrichtung der Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt
führt zu keiner Rechtsunsicherheit.
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108. Abgeordneter
Dr. Anton

Hofreiter

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Unter welchen Umständen sind Kreisverkehre
auf Bundesstraßen zulässig (innerorts/außer-
orts), und gibt es Regionen in Deutschland, in
denen Kreisverkehre auf Bundesstraßen grund-
sätzlich nicht zulässig bzw. genehmigungsfähig
sind?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 3. Juli 2013
Der Bau von Kreisverkehren auf der Grundlage der geltenden tech-
nischen Regelwerke, insbesondere der Forschungsgesellschaft für
Straßen- und Verkehrswesen, kann in allen Regionen in Deutschland
sinnvoll sein und die Verkehrssicherheit erhöhen, muss jedoch für je-
den Einzelfall unter Berücksichtigung der vorhandenen Randbedin-
gungen (Verkehrsaufkommen, Lage der zuführenden Straßen, Topo-
grafie, Platzbedarf etc.) geprüft werden.

Das Haupteinsatzgebiet für Kreisverkehre liegt eher in innerörtli-
chen Straßennetzen. Die Entscheidung über den Bau von Kreisver-
kehren an außerörtlichen Bundesstraßen muss unter Berücksichti-
gung der gesetzlichen Zweckbestimmung der Bundesfernstraßen er-
folgen und liegt gemäß den Artikeln 90 und 85 des Grundgesetzes in
der Zuständigkeit der Länder.
109. Abgeordneter
Dr. Egon

Jüttner

(CDU/CSU)
Wie steht die Bundesregierung zum Gesetzes-
antrag der Länder Bayern, Baden-Württem-
berg und Nordrhein-Westfalen (Bundesrats-
drucksache 312/13) zur Fortführung des Bun-
desprogramms nach dem Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 4. Juli 2013
Die Bundesregierung hat am 12. Juni 2013 den Entwurf eines Geset-
zes zur Fortführung des GVFG-Bundesprogramms des Bundesrates
vom 3. Mai 2013 abgelehnt.

Aus Sicht der Bundesregierung ist die Sicherung der Funktionsfähig-
keit des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) auch zukünftig
eine wichtige Aufgabe der Daseinsfürsorge.

Die Bundesregierung ist weiterhin bestrebt, in den laufenden Ver-
handlungen mit den Ländern eine Lösung zur zukünftigen Finanzie-
rung des ÖPNV ab 2019 zu finden.
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110. Abgeordneter
Stephan

Kühn

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Schritte hat die Bundesregierung auf
EU-Ebene bisher unternommen und welche
weiteren sind geplant, damit Elektrokleinlas-
ter, die beim jetzigen Stand der Technik die zu-
lässige Gewichtsgrenze von 3,5 Tonnen nur
deshalb überschreiten, weil sie mit einem alter-
nativen Elektroantrieb ausgestattet sind, in
einem Übergangszeitraum auch mit einem
Führerschein der Klasse B gefahren werden
können?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 2. Juli 2013
Das BMVBS hat die Problematik bereits mehrfach an die EU-Kom-
mission herangetragen. Zuletzt wurde das Driving Licence Com-
mittee in Brüssel am 27. Juni 2013 von Deutschland gebeten, zur
Förderung der europaweiten Elektromobilität die Regelungen der
Dritten Führerscheinrichtlinie (2006/126/EG) für Elektrofahrzeuge
mit einem Gewicht von mehr als 3,5 Tonnen zulässigem Gesamt-
gewicht für die Fahrerlaubnisklasse B zu öffnen bzw. alternativ von
der Möglichkeit einer entsprechenden Ausnahme nach Artikel 5 der
genannten Richtlinie Gebrauch machen zu können. Danach können
Mitgliedstaaten nach Zustimmung der EU-Kommission besondere
Kraftfahrzeuge von der Anwendung des Artikels 4 (Definition der
Fahrerlaubnisklassen) ausschließen. Diese Ausnahme wird im Nach-
gang zu der genannten Sitzung noch einmal schriftlich beantragt, da
die EU-Kommission noch Diskussionsbedarf für eine erforderliche
Richtlinienänderung sieht, die daher kurzfristig nicht zu erwarten ist.
111. Abgeordnete
Christine

Lambrecht

(SPD)
Wie lautet der aktuelle Sachstand bezüglich
des Verkehrsprojekts B-38a-Weiterführung
Mörlenbach–Rimbach-Fürth?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 3. Juli 2013
Die Ortsumgehungen Rimbach und Fürth/Lörzenbach sowie Fürth
(Odenwald) im Zuge der B 38 sind im aktuellen Bedarfsplan für die
Bundesfernstraßen in den Weiteren Bedarf mit Planungsrecht sowie
besonderem naturschutzfachlichen Planungsauftrag eingestuft. Mit
welcher Intensität die hessische Straßenbauverwaltung die Planung
bis zur Baureife vorantreibt, wird wesentlich bestimmt durch die zur
Verfügung stehenden Planungskapazitäten. Aufgrund der nachrangi-
gen Bedarfsplaneinstufung werden die beiden Projekte derzeit nicht
vom Land Hessen beplant.

Die Ortsumgehung Mörlenbach im Zuge der B 38 ist im aktuellen
Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen in den Vordringlichen Bedarf
eingestuft. Für diese Maßnahme hat das Land Hessen Mitte 2009
das Planfeststellungsverfahren eingeleitet. Nach Abschluss der Anhö-
rung ist es nun Aufgabe der unabhängigen Planfeststellungsbehörde
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des Landes Hessen, sich im Rahmen der Abwägung der vorliegen-
den Planung mit den fristgerecht erhobenen Einwendungen und ab-
gegebenen Stellungnahmen auseinanderzusetzen und im Planfeststel-
lungsbeschluss darüber zu entscheiden. Der Planfeststellungsbe-
schluss wird vom Land Hessen voraussichtlich noch im Jahr 2013 er-
lassen werden. Nach Vorliegen des Baurechts in Form eines be-
standskräftigen Planfeststellungsbeschlusses wird in Abhängigkeit
der dann für das Land Hessen zur Verfügung stehenden Bundesmit-
tel zu beurteilen sein, wann die Maßnahme finanziert werden kann.
112. Abgeordnete
Christine

Lambrecht

(SPD)
Wie lautet der aktuelle Sachstand bezüglich
der Ortsumgehung B 47 Rosengarten (Lam-
pertheim)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 3. Juli 2013
Die Ortsumgehung Rosengarten im Zuge der B 47 nördlich Lam-
pertheim ist im aktuellen Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen im
Vordringlichen Bedarf ausgewiesen. Für diese Maßnahme hat das
Land Hessen Ende 2009 das Planfeststellungsverfahren eingeleitet.
Im laufenden Verfahren hat sich die Notwendigkeit einer neuen Ver-
kehrsuntersuchung ergeben. Diese wurde inzwischen von dem Hes-
sen Mobil – Straßen- und Verkehrsmanagement in Auftrag gegeben.
Sobald die Daten der Verkehrsuntersuchung vorliegen, wird auf
Grundlage der Verkehrsprognose 2025 dann die schalltechnische
Untersuchung und die Schadstoffabschätzung zu aktualisieren sein.
Deshalb ist derzeit noch nicht absehbar, wann das Land Hessen den
Planfeststellungsbeschluss erlassen wird.
113. Abgeordneter
Ralph

Lenkert

(DIE LINKE.)
Wie viele in der Bundesrepublik Deutschland
zugelassene Kraftfahrzeuge zum Stichtag 1. Ju-
ni 2013 sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung in ihren Klimaanlagen mit dem Kältemit-
tel R1234yf befüllt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 5. Juli 2013
Nach Zählung des Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA) sind mit Stand
31. Mai 2013 34 049 Fahrzeuge mit dem Kältemittel R1234yf befüllt.
Die Zählung enthält eine gewisse Unsicherheit, da aus den dem
KBA gemeldeten Zulassungsdaten nicht immer sicher geschlossen
werden kann, ob es sich bereits um ein Fahrzeug mit R1234yf han-
delt oder noch um ein Lagerfahrzeug, das bereits vor dem 1. Januar
2013 mit R134a befüllt worden war.
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114. Abgeordneter
Ralph

Lenkert

(DIE LINKE.)
Um welche Fabrikate handelt es sich nach
Kenntnis der Bundesregierung bei den in Fra-
ge 113 genannten Fahrzeugen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs
Dr. Andreas Scheuer

vom 5. Juli 2013
115. Abgeordneter
Ingbert
Liebing

(CSU/CSU)
Welchen Stand haben die aktuellen Pilotvorha-
ben und Zulassungsverfahren für eine bedarfs-
gerechte Befeuerung für Windkraftanlagen?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 1. Juli 2013
Das BMVBS überarbeitet derzeit gemeinsam mit den betroffenen
Fachbehörden den Entwurf der Systemanforderungen für bedarfsge-
steuerte Nachtkennzeichnungen an Windenergieanlagen. Ziel ist die
zeitnahe Aufnahme dieser Anforderungen in die relevanten Kenn-
zeichnungsvorschriften. Über Pilotvorhaben, die ggf. durch die In-
dustrie durchgeführt werden, liegen dem BMVBS keine Erkenntnisse
vor.
116. Abgeordnete
Kornelia

Möller

(DIE LINKE.)
Anhand welcher Kriterien wird nach Kenntnis
der Bundesregierung die Abwägung zwischen
den Interessen eines privaten Kunstfliegers
und den Bedürfnissen der Bevölkerung bei
der Genehmigung von privaten Flugübungen
durch die DFS Deutsche Flugsicherung GmbH
(DFS) vorgenommen, und inwiefern werden
dabei die Belange der Bevölkerung nach Lärm-
schutz gewahrt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 3. Juli 2013
Kunstflug ist in Deutschland grundsätzlich erlaubt. In § 8 der Luft-
verkehrs-Ordnung (LuftVO) sind Beschränkungen normiert, wonach
Kunstflüge in Höhen von weniger als 450 m sowie über Städten, an-
deren dichtbesiedelten Gebieten, Menschenansammlungen und Flug-
häfen verboten sind (§ 8 Absatz 2 LuftVO). Die örtlich zuständigen
Luftfahrtbehörden eines Landes können im Einzelfall Ausnahmen
von diesen Beschränkungen zulassen. Die DFS gewährt Flugver-
kehrskontrollfreigaben für Kunstflugvorhaben nur, solange sich ein
Flugvorhaben innerhalb dieser gesetzlichen Grenzen bewegt und ge-
währleistet ist, dass der kontrollierte Flugverkehr im kontrollierten
Luftraum von Kunstflügen sicher ferngehalten werden kann.
117. Abgeordnete
Kornelia

Möller

(DIE LINKE.)
Inwiefern müssen die von der Gewährung von
privaten Flugübungen betroffenen Gemeinden
und Landkreise beim Genehmigungsverfahren
durch die DFS informiert bzw. einbezogen
werden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke

vom 3. Juli 2013
Für Kunstflüge im kontrollierten Luftraum und über Flugplätzen
mit Flugverkehrskontrollstelle entscheidet die DFS ohne Hinzuzie-
hung weiterer Behörden. Im unkontrollierten Luftraum können die
örtlich zuständigen Landesluftfahrtbehörden im Einzelfall entschei-
den.
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118. Abgeordneter
Heinz

Paula

(SPD)
Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber,
wieweit die Planungen der Deutschen Bahn
AG (DB AG) für den Bahnsteig F am Augs-
burger Hauptbahnhof fortgeschritten sind und
über die Gründe, warum es der DB AG nicht
möglich ist, die Errichtung des Bahnsteigs F
zeitgleich mit der Untertunnelung des Haupt-
bahnhofs durch die Stadt Augsburg durchzu-
führen?
119. Abgeordneter
Heinz

Paula

(SPD)
Wer trägt nach Kenntnis der Bundesregierung
die Mehrkosten für die Verzögerungen beim
Umbau des Augsburger Hauptbahnhofs, und
muss nach Kenntnis der Bundesregierung die
Stadt Augsburg Kosten für die Erneuerung
der Oberleitungen im Rahmen des Bahnhofs-
umbaus übernehmen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 1. Juli 2013
Die Fragen 118 und 119 werden aufgrund ihres Sachzusammen-
hangs gemeinsam beantwortet. Gleichlautende Fragen wurden be-
reits im April gestellt und von der Bundesregierung beantwortet (vgl.
Fragen 41 und 42 auf Bundestagsdrucksache 17/13310).

Die Maßnahmen im Bereich des Bahnhofs Augsburg Hauptbahnhof
erfolgen im Rahmen des Vorhabens „Regio-Schienen-Takt Augsburg“
und des Großvorhabens „Mobilitätsdrehscheibe Augsburg“. Der
Bund stellt auf Grundlage des § 8 Absatz 2 des Bundesschienenwege-
ausbaugesetzes und im Rahmen des Bundesprogramms nach dem
GVFG Mittel zur Verbesserung des Nahverkehrs zur Verfügung.

Seit der Regionalisierung des Schienenpersonennahverkehrs (SPNV)
zum 1. Januar 1996 sind die Länder zuständig für Planung, Organi-
sation und Finanzierung des SPNV. Gemeinsam mit den Eisenbahn-
infrastrukturunternehmen steuern sie als Aufgabenträger für den
SPNV die Vorhaben in eigener Verantwortung. Der Bund ist hieran
– auch an den notwendigen Abstimmungen zwischen Freistaat und
DB AG – nicht beteiligt. Die Bundesregierung hat deshalb keine ver-
tieften Kenntnisse über den Stand der im Bereich des Augsburger
Hauptbahnhofs vorgesehenen Maßnahmen.

In anderem Zusammenhang wurde kürzlich vom Vorstandsvorsit-
zenden der DB Station & Service AG bekannt, dass die DB Station
& Service AG kurz vor dem Abschluss einer Vereinbarung mit der
DB Netz AG und der Stadt Augsburg steht, um die bereits lange dis-
kutierte „Mobilitätsdrehscheibe Augsburg“ umzusetzen. Die DB Sta-
tion & Service AG erklärt, dass sich die Planungen in einer fortge-
schrittenen Phase befinden und der zurzeit ins Auge gefasste Baube-
ginn voraussichtlich Ende 2014 liegt.
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120. Abgeordneter
Florian

Pronold

(SPD)
Wann und auf welchen Strecken hat der Bun-
desminister für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung, Dr. Peter Ramsauer, in dieser Legis-
laturperiode die Flugbereitschaft des Bundes
in Anspruch genommen (bitte bei der genauen
Auflistung auch den jeweiligen Anlass ange-
ben)?
121. Abgeordneter
Florian

Pronold

(SPD)
Bei welchen Flügen ist der Bundesminister
Dr. Peter Ramsauer bei der Nutzung der Flug-
bereitschaft des Bundes von Nichtregierungs-
mitgliedern begleitet worden, und um welche
Personen handelte es sich dabei?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jan Mücke
vom 2. Juli 2013
Die Fragen 120 und 121 werden wegen ihres Sachzusammenhangs
gemeinsam beantwortet.

Als Mitglied der Bundesregierung hat der Bundesminister Dr. Peter
Ramsauer Luftfahrzeuge der Bundeswehr in seiner jeweiligen amtli-
chen Tätigkeit angefordert.

Grundlage für die Anforderung sind die Richtlinien für den Einsatz
von Luftfahrzeugen der Flugbereitschaft BMVg zur Beförderung
von Personen des politischen und parlamentarischen Bereichs vom
1. April 1998, geändert durch Beschluss der Bundesregierung vom
19. Dezember 2001.

Maxime der Verkehrs- und Baupolitik in der 17. Legislaturperiode
ist es, aktiv Europapolitik in Umsetzung des Vertrags von Lissabon
zu gestalten und nicht nur zu reagieren. Eine offensive Europastrate-
gie der deutschen Verkehrspolitik wird im Koalitionsvertrag aus-
drücklich als Ziel der Bundesregierung benannt. Mit einer in dieser
Wahlperiode neu gestarteten Außenwirtschaftsstrategie des BMVBS
unterstützt die Bundesregierung in der Verkehrs- und Baupolitik
weltweit nachdrücklich deutsche Exportinteressen, so wie es der Bun-
desminister Dr. Peter Ramsauer in der Aussprache zur Regierungs-
erklärung im November 2009 deutlich hervorgehoben hat. Die Aus-
landsdienstreisen des Bundesministers für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung orientieren sich an diesem Anspruch.

Wie aus der nachfolgenden Übersicht hervorgeht, wurde die Flugbe-
reitschaft der Bundeswehr in Anspruch genommen, um das rechtzei-
tige Erreichen der EU-Verkehrsministerräte und der informellen
EU-Verkehrsministerräte zu gewährleisten. Wegen der hohen Bedeu-
tung von Infrastrukturthemen auf internationaler Ebene legt der
Bundesminister Dr. Peter Ramsauer Wert darauf, persönlich an den
EU-Verkehrsministerräten teilzunehmen.

Der Bundesminister Dr. Peter Ramsauer wurde auf den Auslands-
reisen von Mitgliedern des Deutschen Bundestages, von Vertretern
der deutschen Wirtschaft, von Medienvertretern und Mitarbeitern
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des BMVBS begleitet. Es wurden etliche bilaterale Abkommen und
Verträge unterzeichnet.

Bei den Unternehmensvertretern handelte es sich in der Regel um
Vorsitzende des Vorstands bzw. der Geschäftsführung von Unter-
nehmen sowie Vertretern von Fachverbänden und Institutionen aus
Verkehrs- und Bauwirtschaft, Bahnindustrie, Luftverkehrswirtschaft,
Güterverkehrs- und Logistikbranche oder maritimer Wirtschaft.
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122. Abgeordneter
Florian

Pronold

(SPD)
Hat der Parlamentarische Staatssekretär beim
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung, Dr. Andreas Scheuer, in der
Aktuellen Stunde im Deutschen Bundestag am
13. Juni 2013 mit der Befürwortung der Ein-
führung einer Pkw-Maut die Auffassung der
Bundesregierung vertreten, und ist diese Hal-
tung innerhalb der Bundesregierung vorher ab-
gestimmt worden?
123. Abgeordneter
Florian

Pronold

(SPD)
Erschließt sich aus der Tatsache, dass dem
Parlamentarischen Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung, Dr. Andreas Scheuer, in der Aktuel-
len Stunde am 13. Juni 2013 eine Redezeit von
neun Minuten, die nur Regierungsmitgliedern
zusteht, eingeräumt worden ist, dass die Bun-
desregierung die von ihm geäußerte Befür-
wortung der „Einführung einer Pkw-Maut nur
für Ausländer“ teilt, obwohl die Bundesregie-
rung in ihrer Antwort auf die Große Anfrage
der Fraktion der SPD „Zukunft des Mautkon-
zepts in Deutschland“ (Bundestagsdrucksache
17/11098), insbesondere mit den Antworten
zu den Fragen 86 und 87, dies mit dem Hinweis
auf „einen Verstoß gegen das europarechtliche
Diskriminierungsverbot“ ausgeschlossen hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs

Dr. Andreas Scheuer

vom 1. Juli 2013
Die Fragen 122 und 123 werden wegen ihres Sachzusammenhangs
gemeinsam beantwortet.

Einvernehmliches Ziel innerhalb der Bundesregierung ist es, die In-
frastrukturfinanzierung nachhaltig auf eine solide Grundlage zu stel-
len. Darüber, wie dies am besten erfolgen kann, gibt es eine intensive
und verschiedentlich auch kontroverse Diskussion. Für die nun zu En-
de gehende Legislaturperiode hat die Bundesregierung die Einführung
einer Pkw-Maut ausgeschlossen. Über geeignete Finanzierungsansät-
ze wird in der nächsten Legislaturperiode auch unter Berücksichtigung
der Ergebnisse der Bodewig-Kommission neu zu entscheiden sein.

Ob es europarechtliche Probleme bei der Einführung einer Pkw-
Vignette gäbe, hinge von der konkreten Gestaltung ab und kann
nicht pauschal beantwortet werden.
124. Abgeordnete
Beate

Walter-

Rosenheimer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Baumaßnahmen, insbesondere Fluss-
begradigungen, Entwässerungen, Vertiefungen
und Ufermauern, wurden nach Kenntnis der
Bundesregierung in Bayern seit dem Pfingst-
hochwasser 1999 an den betroffenen Flüssen
vorgenommen (bitte detailliert ausführen), und
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wie viele Flächen in Bayern (in Hektar) im
Einzugsbereich dieser Gebiete wurden seit
1999 nach Kenntnis der Bundesregierung ver-
siegelt?
125. Abgeordnete
Beate

Walter-

Rosenheimer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Auswirkungen hatten diese Baumaß-
nahmen bzw. die Flächenversiegelungen nach
Einschätzung der Bundesregierung auf die
Hochwasser 2002 und 2013?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 1. Juli 2013
Die Fragen 124 und 125 werden wegen ihres Sachzusammenhangs
gemeinsam beantwortet.

Dabei wird zwischen den Bundeswasserstraßen bzw. Flusssystemen
Donau und Main unterschieden. Der Main-Donau-Kanal als künstli-
che Wasserstraße wird nicht betrachtet.

Baumaßnahmen an der Bundeswasserstraße Donau ab dem Jahr
1999:

Verkehrswasserbauliche Maßnahmen wurden an der Donau seit dem
Jahr 1999 nicht durchgeführt. Der Bund beteiligte sich lediglich an
dem vorgezogenen Hochwasserschutz zwischen Straubing und Vils-
hofen, der seit 1999 von Bund und Bayern gemeinsam durchgeführt
wird. Die Beteiligung des Bundes beschränkt sich dabei auf einen Fi-
nanzierungsanteil an den Baukosten von einem Drittel. Für die Um-
setzung ist Bayern zuständig.

Bisher wurden 26 Projekte fertiggestellt. Die Maßnahmen umfassen
auch Deichneubauten und Deichrückverlegungen, überwiegend wur-
den bestehende Deiche von einem Bemessungshochwasser HQ301

auf ein Bemessungshochwasser HQ1002 ertüchtigt.

Baumaßnahmen ab dem Jahr 1999 am bayerischen Streckenab-
schnitt der Bundeswasserstraße Main:

Verkehrswasserbauliche Maßnahmen beschränken sich auf die Fahr-
rinnenvertiefung von 2,50 m auf 2,90 m und Uferrückverlegung zur
Verbreiterung der Fahrrinne in den folgenden Flussabschnitten
(Stauhaltungen):

– Dettelbach–Gerlachshausen

– Marktbreit–Kitzingen

– Randersacker–Goßmannsdorf
ch gesehen alle 30 Jahre auftritt.
ch gesehen alle 100 Jahre auftritt.
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– Würzburg

– Limbach–Viereth.

Zudem wurden die Vorhäfen an zehn Mainschleusen umgebaut. Da-
bei wurden Böschungsufer auf bis zu 300 m Länge durch Spund-
wandufer ersetzt.

Der Hochwasserabfluss wird dadurch nicht beeinträchtigt. Für die
durchgeführten Maßnahmen sind Hochwasserneutralitätsnachweise
erforderlich, die von der Bundesanstalt für Wasserbau im Vorfeld er-
stellt wurden.
126. Abgeordnete
Dr. Valerie

Wilms

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass die
Abschaffung des Schienenbonus auch für die
Sanierung von Bestandsstrecken gilt, und
wann sollen die Förderrichtlinien entspre-
chend geändert werden, damit die Sanierung
bestehender Schienenstrecken nur noch ohne
Schienenbonus förderungsfähig ist?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann

vom 3. Juli 2013
Die Bundesregierung versteht die durch das Elfte Gesetz zur Ände-
rung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ausgebrachte Änderung
des § 43 Absatz 1 Satz 2 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes als an
die Anwender gerichtete Anweisung, den in Anlage 2 der Verkehrs-
lärmschutzverordnung vorgesehenen Korrekturwert von 5 dB(A)
(Schienenbonus) ab dem 1. Januar 2015 bei der Berechnung des Be-
urteilungspegels an Schienenwegen der Eisenbahnen nicht mehr an-
zuwenden. Der Beurteilungspegel wird bei der Lärmvorsorge nach
der Verkehrslärmschutzverordnung wie auch bei der freiwilligen
Lärmsanierung an Bestandsstrecken nach demselben Verfahren be-
rechnet. Daraus folgt, dass auch bei der Lärmsanierung der Korrek-
turwert nicht mehr zur Anwendung kommen wird.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit
127. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Erkenntnisse, insbesondere zu den Er-
gebnissen, hat die Bundesregierung über ein
Treffen von Ministern mehrerer EU-Mitglied-
staaten am 14. März 2013 im Vorfeld bzw. am
Rande des EU-Gipfels vom 14./15. März
2013, bei dem es (auch) um Atomkraft bzw.
-politik ging (bitte teilnehmende Ministerinnen
und Minister nennen), und ggf. welche Vertre-
ter der Bundesregierung haben an diesem Tref-
fen teilgenommen (bitte mit Angabe des Res-



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/14333– 115 –
sorts, also Bundesministerium, Ständige Ver-
tretung der Bundesrepublik Deutschland bei
der Europäischen Union etc.)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 3. Juli 2013
Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über ein Treffen von
Ministern mehrerer EU-Mitgliedstaaten am 14. März 2013 im Vor-
feld bzw. am Rande des EU-Gipfels vom 14./15. März 2013, bei
dem es (auch) um Atomkraft bzw. -politik ging, vor.
128. Abgeordnete
Sylvia

Kotting-Uhl
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Weiterleitungsnachrichten der Gesell-
schaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit
(GRS) hat es seit der in Bundestagsdrucksache
17/6731 als letztgenannte Weiterleitungsnach-
richt 2011/03 bis dato gegeben (bitte tabellari-
sche Übersicht wie in Bundestagsdrucksache
17/6731 beifügen), und welche Weiterleitungs-
nachrichten befinden sich derzeit noch in Erar-
beitung seitens der GRS?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 4. Juli 2013
Seit der Weiterleitungsnachricht 2011/03 „Fehler am Generatorleis-
tungsschalter des UNS-Notstromdiesels EY60 im Kernkraftwerk
Brunsbüttel“ sind die nachfolgend aufgelisteten Weiterleitungsnach-
richten von der Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit ver-
sandt worden.
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Derzeit befinden sich bei der GRS zu den folgenden Themengebie-
ten Weiterleitungsnachrichten in Bearbeitung bzw. wird die Erstel-
lung einer Weiterleitungsnachricht noch geprüft:

• Freischaltfehler,

• fehlende Betriebsbereitschaft von Leistungsschaltern,

• Mikrospäne in Leittechnikschränken,

• fehlerhaftes Ansprechen eines Drehmomentschalters im Not- und
Nachkühlsystem,

• Anregung der Notstromsignale in zwei Redundanzen nach Aus-
fall des 380-kV-Hauptnetzes,

• Fehlsignale aus Drehzahlmessung,

• sporadische Störung von Grenzwertmeldern in freigeschalteten
Funktionen des Reaktorschutzsystems,

• Schäden an Stiftschrauben von Frischdampfarmaturen,

• Abweichungen beim Betrieb der Brennelementwechselbühne,

• unzureichende Detektion einzelner Phasen der Fremdnetzversor-
gung,

• gebrochene Brennelement-Zentrierstifte und Ultraschallbefunde.
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129. Abgeordnete
Undine

Kurth

(Quedlinburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung
seit 2009 ergriffen, um die Lesbarkeit und da-
mit nachvollziehbare, dauerhafte Kennzeich-
nung von regenpfeiferartigen Vögeln zu ge-
währleisten, um entsprechenden Problemen
mit der starken materialunabhängigen Abnut-
zung der Ringkennzeichnung entgegenzuwir-
ken?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 4. Juli 2013
Die Bundesregierung ist nicht davon überzeugt, dass es durch das
Verhalten von regenpfeiferartigen Vögeln zu einer Unlesbarkeit der
Beschriftung von Fußringen unabhängig von deren Material kommt.
Nach § 15 Absatz 2 der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV)
dürfen die nach § 15 Absatz 1 dieser Verordnung zur Ausgabe von
Kennzeichen befugten Vereine nur solche Ringe ausgeben, deren
dauerhafte Lesbarkeit gewährleistet ist.
130. Abgeordnete
Undine

Kurth
(Quedlinburg)

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Welche Probleme sind der Bundesregierung
im Zusammenhang mit der Kennzeichnung
von Vögeln mittels geschlossenem oder offe-
nem Ring im Gegensatz zur Kennzeichnung
mittels Transponder bekannt, und wie bewer-
tet sie diese im Hinblick auf tierschutzrelevan-
te Aspekte?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 4. Juli 2013
Die zuletzt 2005 angepassten, unter Mitwirkung von Verbänden
erarbeiteten Vorgaben zur Kennzeichnung bestimmter Vogelarten
nach § 12 ff. BArtSchV haben sich im Wesentlichen bewährt. Eine
Reihe von Vogelarten ist von der Verpflichtung zur geschlossenen
Beringung ausgenommen. Einige Probleme im Zusammenhang mit
der Kennzeichnung von Vögeln sind bekannt. Insbesondere bei Pa-
pageien und Greifvögeln kann eine Beringung zu Fremdkörperver-
halten mit der Folge von selbst zugefügten Verletzungen bei Versu-
chen führen, den Fußring zu entfernen. Bei verschiedenen Vogelar-
ten soll es haltungs- und verhaltensbedingt (Beknabbern) zu einer
Unlesbarkeit der Beschriftung der Ringe unabhängig von deren Ma-
terial kommen; der Bundesregierung erscheint dies zweifelhaft.

Die Kennzeichnung mit einem Transponder ist in der Regel von
einem Tierarzt unter Vollnarkose des Vogels durchzuführen. Das
Setzen eines Mikrochips ist auch nur bei Vögeln mit einem gewissen
Mindestgewicht möglich und bei Vögeln mit hoher Flugleistung in
der Regel nicht geeignet; darum ist im Freiflug von jagdlich oder ver-
gleichbar eingesetzten Greifvögeln die Transponderkennzeichnung
nicht vorgesehen. Die Kennzeichnung mit Mikrochips ist für den Vo-
gelhalter aufwändiger, das Ablesen erfordert eine kurze Distanz zum
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Vogel und spezifische Lesegeräte. Nach den weiteren Maßgaben des
§ 13 Absatz 1 Satz 4 ff. BArtSchV können die zuständigen Behörden
u. a. statt der geschlossenen Beringung eine Transponderkennzeich-
nung zulassen, wenn erstere wegen körperlicher oder verhaltensbe-
dingter Eigenschaften der Tiere nicht angewandt werden kann.
131. Abgeordneter
Dr. Michael

Meister

(CDU/CSU)
Wird das Urteil des Oberverwaltungsgerichts
Schleswig vom 19. Juni 2013, mit dem die
atomrechtliche Genehmigung für das Stand-
ortzwischenlager des Kernkraftwerks Bruns-
büttel aufgehoben wurde, Konsequenzen für
das atomare Standortzwischenlager am Kern-
kraftwerk Biblis haben, und wenn ja, welche?
132. Abgeordneter
Dr. Michael

Meister

(CDU/CSU)
Besteht nach Einschätzung der Bundesregie-
rung die Gefahr, dass die atomrechtliche Ge-
nehmigung für das Standortzwischenlager Bib-
lis aus vergleichbaren Gründen, wie sie im er-
wähnten Urteil des Oberverwaltungsgerichts
Schleswig genannt werden, aufgehoben wer-
den kann?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 1. Juli 2013
Die Entscheidung hat unmittelbar nur Bedeutung für das Genehmi-
gungsverfahren für das Standortzwischenlager Brunsbüttel.

Zunächst sind daher für den konkreten Fall die schriftlichen Urteils-
gründe abzuwarten. Sodann werden diese schriftlichen Urteilsgründe
zu prüfen und wird über das weitere Vorgehen zu entscheiden sein.
133. Abgeordnete
Rita

Schwarzelühr-

Sutter

(SPD)
Welche nationalen, internationalen und völker-
rechtlichen Grundlagen stehen der Bundesre-
gierung zur Verfügung, um die Schweiz zu
einer Strategischen Umweltprüfung (SUP) bei
der Atomendlagersuche in der Nähe zu
Deutschland zu verpflichten?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser

vom 4. Juli 2013
Der Bundesregierung stehen keine nationalen, internationalen und
völkerrechtlichen Möglichkeiten zur Verfügung, um die Schweiz zu
einer Strategischen Umweltprüfung zu verpflichten. Insbesondere ist
die Schweiz nicht Vertragspartei des Protokolls der Economic Com-
mission for Europe der Vereinten Nationen (UNECE) über die Stra-
tegische Umweltprüfung. Allerdings hat die Schweiz mit dem Sach-
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plan geologische Tiefenlager eine gesetzliche Grundlage geschaffen,
die der deutschen Seite weit größere Informations- und Beteiligungs-
rechte einräumt als dies im Rahmen einer SUP vorgesehen wäre.
134. Abgeordnete
Rita
Schwarzelühr-

Sutter

(SPD)
Auf welche Weise und in welchem Umfang
trägt die Bundesregierung dafür Sorge, dass
die Berichte der Deutsch-Schweizerischen
Kommission für die Sicherheit kerntechnischer
Einrichtungen und der deutschen Begleitkom-
mission Schweiz (BeKo-Schweiz) der Öffent-
lichkeit regelmäßig frei zugänglich gemacht
werden?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin

Ursula Heinen-Esser
vom 4. Juli 2013
In der Geschäftsordnung der Deutsch-Schweizerischen Kommission
für die Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen ist die Vertraulich-
keit des Informationsaustauschs vereinbart. Wie in bilateralen Ver-
einbarungen mit anderen Staaten auch, ist die Vertraulichkeit Grund-
lage für einen offenen Meinungs- und Informationsaustausch.

Die Arbeitsweise der Begleitkommission hat sich seit der Einrichtung
im Jahr 2007 nicht geändert. Es werden keine Berichte und Protokol-
le zu den Sitzungen angefertigt, um eine offene Information und Dis-
kussionen in einem geschützten Raum gewährleisten zu können.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung
135. Abgeordneter
Klaus

Hagemann
(SPD)
In welchem finanziellen Umfang hat die Bun-
desregierung seit 2006 den Verein Deutsches
ITER Industrie Forum e. V. (dIIF) – unter An-
gabe des Förderziels, der Mittelverwendung,
der Höhe der in 2012 und 2013 eingeworbenen
Industriemittel, der bisher erzielten Ergebnis-
se, der Gesamthöhe der an deutsche Unterneh-
men zwischenzeitlich vergebenen Aufträge
von ITER und des geplanten Auslaufens der
öffentlichen Förderung des Vereins – unter-
stützt, und wie stellt die Bundesregierung die
parteipolitische Neutralität der vom Bund ge-
förderten Aktivitäten des Zuwendungsempfän-
gers, dessen Vereinsvorsitzender ein früheres
Mitglied der CDU/CSU-Fraktion ist und der
in einem Brief vom 18. Juni 2013 einräumt,
dass der Verein selektiv lediglich Abgeordnete
der Koalitionsfraktionen einlädt, sicher?
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 4. Juli 2013
Das dIIF wird im Zeitraum 1. Juli 2012 bis 31. Dezember 2014 von
der Bundesregierung mit insgesamt 210 003 Euro gefördert (FKZ
03FUS0022). Das dIIF bringt in dieses Projekt zusätzlich
167 890 Euro aus der Industrie sowie 117 747 Euro an Eigenmitteln
ein. Gegenwärtig (Stand 28. Juni 2013) beträgt der Mittelabfluss
98 240 Euro. Im erfragten Zeitraum seit 2006 war das dIIF nur in
diesem Projekt Zuwendungsempfänger.

In den Jahren 2008 bis 2010 wurde das dIIF zudem im Rahmen
eines Unterauftrags vom Forschungszentrum Jülich (FZJ) finanziert.
Bewilligt wurden dazu ursprünglich etwa 400 000 Euro. Die Feststel-
lung der exakten Höhe ist erst nach Abschluss des Gesamtprojektes
auf Grundlage des Verwendungsnachweises möglich (Mittel 2014).

Die Gesamthöhe der Aufträge zu ITER an Empfänger in Deutsch-
land liegt gegenwärtig bei etwa 250 Mio. Euro (Stand Mai 2013).

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die
Mündliche Frage 34 des Abgeordneten René Röspel (SPD) (Plenar-
protokoll 17/245, Anlage 31) verwiesen.
136. Abgeordnete
Mechthild
Rawert

(SPD)
Beabsichtigt die Bundesregierung, die For-
schungskostenpauschale für Promovierende in
den Förderwerken rückwirkend an das auf
300 Euro erhöhte studentische Büchergeld an-
zupassen, oder wie beabsichtigt die Bundesre-
gierung, angesichts des wesentlichen und wich-
tigen Beitrags von Promovierenden zu Wissen-
schaft und Forschung, die wirtschaftliche Lage
von Promovierenden zu verbessern?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 4. Juli 2013
Die Förderung von Studierenden und von Promovierenden durch
die Begabtenförderungswerke basiert auf unterschiedlichen Voraus-
setzungen und beinhaltet unterschiedliche Leistungen. Die studieren-
den Stipendiaten der Begabtenförderungswerke erhalten neben den
einkommensabhängig gewährten Grundstipendien von bis zu
670 Euro, deren Berechnung in Anlehnung an das Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz (BAföG) erfolgt, das einkommensunabhän-
gig gewährte Büchergeld.

Die von den Begabtenförderungswerken vergebenen Promotions-
stipendien betragen aktuell monatlich 1 050 Euro zuzüglich einer
Forschungskostenpauschale von monatlich 100 Euro sowie ggf.
Familien- und Kinderzuschlägen. Die Ausgestaltung der Promotions-
förderung wird derzeit mit Unterstützung der Arbeitsgemeinschaft
der Begabtenförderungswerke diskutiert.
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137. Abgeordnete
Mechthild

Rawert

(SPD)
Welche Haushaltsmittel (bitte mit Angaben
des Haushaltstitels, der Höhe der veranschlag-
ten Mittel und der Höhe der übergeleiteten
Mittel an die Universität Bonn) standen für
übergeordnete konzeptionelle Arbeiten zur Er-
hebung von Basisdaten zum Thema Kinder-
ernährung dem Forschungsinstitut für Kinder-
ernährung Dortmund zur Durchführung der
DONALD-Studie (DONALD = Dortmund
Nutritional and Anthropometric Longitudinal-
ly Designed) zur Verfügung, und ist die Bun-
desregierung der Meinung, dass im Interesse
des Erhalts und der Stärkung der präventiven
Kinderernährung und Gesundheit von Kin-
dern in Deutschland eine langfristige Siche-
rung der konzeptionellen Arbeiten nicht auf
nationaler Ebene bearbeitet werden müsste, so
dass Institute wie beispielsweise das Bundes-
institut für Risikobewertung aufgrund der mit
der Überleitung verbundenen Unterbrechung
oder gar dem Abbruch der konzeptionellen
Forschung nicht mit einer erheblichen Minde-
rung der Qualität und ggf. unwiderruflichen
Wissenslücken bei der Langzeitentwicklung
des Ernährungsverhaltens und der Nährwert-
stoffzufuhr bei Kindern rechnen müssen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 4. Juli 2013
Doe DONALD-Studie wird vom Land Nordrhein-Westfalen finan-
ziert. Seit Januar 2012 gehört die in Dortmund durchgeführte Studie
als universitäre Außenstelle zum Fachbereich Ernährungsepidemio-
logie der Universität Bonn. Mittel für übergeordnete konzeptionelle
Arbeiten stehen in diesem Rahmen zur Verfügung. Darüber hinaus
haben verschiedene Bundesministerien von 2006 bis heute insgesamt
knapp 2 Mio. Euro an Projektfördermitteln für themenbezogene
Auswertungen und spezifische Forschungsprojekte auf der Basis der
DONALD-Studie zur Verfügung gestellt. Davon entfallen rund
1,1 Mio. Euro auf das Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF; Titel 685 30) und 446 000 Euro auf das Bundesmi-
nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Ti-
tel 544 31). Von Seiten des Bundesministeriums für Gesundheit wur-
de im Rahmen des Nationalen Aktionsplans IN FORM das Projekt
„Mehr bewegen und mehr trinken von Kindheit an: ein lokales Ak-
tionsbündnis in öffentlichen Einrichtungen für Kinder zur frühen
Gewöhnung an einen gesunden Lebensstil“ des Forschungsinstituts
für Kinderernährung Dortmund mit rund 315 000 Euro (Titel 684 07)
unterstützt.

Grundsätzlich sind Langzeitstudien zur Erfassung verschiedener Er-
nährungs- und Gesundheitsparameter während der Entwicklung von
Kindern von großer Bedeutung, um die Entwicklung des Ernäh-
rungsverhaltens und der Nährstoffversorgung von Kindern zu verfol-
gen. Damit werden auch Grundlagen für eine mögliche präventive
Kinderernährung gelegt. Allerdings werden in der DONALD-Studie
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lediglich Probanden aus dem Raum Dortmund erfasst, so dass die
Ergebnisse nur bedingt den Anforderungen an eine Übertragbarkeit
auf gesamtstaatlicher Ebene genügen. Ferner liegen der Bundesregie-
rung keine Erkenntnisse darüber vor, dass es durch die Eingliederung
der DONALD-Studie in die Universität Bonn zu Unterbrechungen
der Studie gekommen wäre bzw. ein Abbruch der Langzeitstudie
drohen würde. Dem BMBF liegen ebenfalls keine Erkenntnisse darü-
ber vor, dass eine Fortführung der Studie durch die Landesfinanzie-
rung nicht gesichert wäre.
138. Abgeordnete
Dr. Petra

Sitte

(DIE LINKE.)
Von welchen Instituten der außeruniversitären
Forschung und in welcher Höhe werden die
Personalausgabenquoten für unbefristete Ver-
träge aus dem Haushaltsplan des Bundes un-
terschritten (bitte nach Forschungsorganisa-
tionen aufschlüsseln)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 2. Juli 2013
Die Personalausgabenquote (PAQ) wurde als Flexibilisierungsinstru-
ment im Rahmen des Wegfalls der Verbindlichkeit der Stellenpläne
eingeführt. Die PAQ bildete das Verhältnis von Betriebsausgaben zu
Personalausgaben für unbefristete Arbeitsverhältnisse ab. Eine
Steuerung über das Instrument der Personalausgabenquoten erfolgt
seit Inkrafttreten des Wissenschaftsfreiheitsgesetzes 2013 nicht
mehr.

Bei den Leibniz-Einrichtungen gilt seit Einführung des Zuweisungs-
verfahrens 1998, dass die Sitzländer alleinige Zuwendungsgeber der
Leibniz-Einrichtungen sind.
139. Abgeordnete
Dr. Petra

Sitte

(DIE LINKE.)
Seit wann und in welchem Umfang sind die
Forschungsorganisationen analog der Bewirt-
schaftungsgrundsätze für die Institute der
Max-Planck-Gesellschaft angehalten, über die
Entwicklung der Personalstruktur und der
Stellenstruktur, insbesondere befristeter und
unbefristeter Stellen zu berichten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel

vom 2. Juli 2013
Angaben zur Personalstruktur der außeruniversitären Forschungs-
organisationen werden von der Gemeinsamen Wissenschaftskonfe-
renz im Rahmen der Datenfortschreibung „Chancengleichheit in
Wissenschaft und Forschung“ seit 1989 jährlich erhoben und u. a. im
jährlichen Monitoringbericht zum Pakt für Forschung und Innova-
tion (seit 2007) veröffentlicht. Darüber hinaus berichten die For-
schungsorganisationen in ihren Berichten gegenüber den Zuwen-
dungsgebern über die strategische Entwicklung ihrer Personalstruk-
tur (z. B. Ist-Zahlen weiblich/männlich, Personalvorausschau).
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140. Abgeordnete
Dagmar

Ziegler

(SPD)
Welche Gründe sprechen gegen die Fort-
führung des Programms AQUA (Akademike-
rinnen und Akademiker qualifizieren sich für
den Arbeitsmarkt), vor dem Hintergrund, dass
AQUA eine andere Zielgruppe als das neue
Qualifizierungsprogramm für Migrantinnen
und Migranten in den Blick nimmt, weit über
die Weiterbildung im Rahmen des Anerken-
nungsgesetzes hinausgeht und Strukturen mit
über 30 Weiterbildungen an Hochschulen auf-
gebaut und etabliert hat?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 3. Juli 2013
Die Programmstelle „Akademikerinnen und Akademiker qualifizie-
ren sich für den Arbeitsmarkt“ (AQUA) bei der Otto Benecke Stif-
tung e. V. (OBS) wird planmäßig zum 30. September 2013 auslau-
fen.

Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit lag im Jahr 2011 in
Deutschland die Arbeitslosenquote bei Akademikerinnen und Aka-
demikern bei lediglich 2,4 Prozent. Das ist ein Niveau, bei dem man
von Vollbeschäftigung sprechen kann. Da bei der spezifischen Ziel-
gruppe der arbeitslosen Akademikerinnen und Akademiker mit Mi-
grationshintergrund dennoch weiterhin ein gesteigertes Interesse an
der Anerkennung ihrer zuvor erlangten ausländischen Abschlüsse
und an ihrer Qualifizierung in Hinblick auf die adäquate Integration
in den deutschen Arbeitsmarkt besteht, plant das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales (BMAS) mit Beginn der neuen Förderpe-
riode des Europäischen Sozialfonds (ESF) ab 2014 ein Programm
„Qualifizierung von Migrantinnen und Migranten“ im Kontext des
Anerkennungsgesetzes und nimmt die Förderung von arbeitslosen
Migrantinnen und Migranten bzw. ihre berufsbegleitende Anpas-
sungsqualifizierung in den Fokus. Ausgewählte Förderschwerpunkte
aus dem Programm AQUA werden in dieses Bundesprogramm ein-
fließen und damit an einer Stelle der Bundesregierung mit mehr
Sichtbarkeit und Wirksamkeit gebündelt.

Die im Rahmen von AQUA außerdem adressierte Zielgruppe akade-
misch qualifizierter Arbeitsloser ohne Migrationshintergrund stellte
einen verhältnismäßig kleinen Anteil an Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern im Programm. In 2012 richtete sich allein die Hälfte der
AQUA-Maßnahmen ausschließlich an Migrantinnen und Migranten.
Auch in den Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen, die
sich sowohl an Migrantinnen und Migranten als auch an akademisch
qualifizierte Arbeitslose ohne Migrationshintergrund richteten, war
der Anteil der Arbeitslosen ohne Migrationshintergrund überwie-
gend gering, meist unter 25 Prozent. Insofern stehen aus Sicht der
Bundesregierung für arbeitslose Akademikerinnen und Akademiker
ohne Migrationshintergrund ausreichend Elemente zur Weiterbil-
dung und Integration in den Arbeitsmarkt zur Verfügung.
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141. Abgeordnete
Dagmar

Ziegler

(SPD)
Wie werden die seit über 20 Jahren bei der
Otto Benecke Stiftung e. V. erfolgreich arbei-
tenden Strukturen zur beruflichen Integration
von Akademikerinnen und Akademikern, z. B.
mit den erfahrenen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern, den jahrelangen Kontakten zu
Universitäten, der intensiven Betreuung der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer vor Ort, in
künftige Programme eingebunden?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 3. Juli 2013
Aufgrund der gegebenen vertraglichen Vereinbarungen mit der
OBS, nach denen alle personellen Entscheidungen vom Auftragneh-
mer zu treffen sind, obliegt die ausschließliche Verantwortlichkeit für
sämtliche arbeitsrechtliche Entscheidungen dem geschäftsführenden
Vorsitzenden und damit Vertretungsberechtigten der OBS.

Dieser ist am 2. Oktober 2012 mündlich und in einem Schreiben des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) vom
24. Oktober 2012 über das Auslaufen des Programmstellenvertrages
zum 30. September 2013 informiert und auf die beabsichtigte Verlän-
gerung bis zum 28. Februar 2014 hingewiesen worden.

Neben der ausschließlichen Verantwortlichkeit für arbeitsrechtliche
Entscheidungen unterliegen auch die künftige inhaltliche Positionie-
rung der OBS und die entsprechenden Bewerbungen im Rahmen
künftiger Programme – in welcher Rolle auch immer – dem Verant-
wortungsbereich der OBS und ihres Vertretungsberechtigten.
142. Abgeordnete
Dagmar
Ziegler

(SPD)
Wie bewertet die Bundesregierung den Um-
gang mit den Beschäftigten im Rahmen des
Programms AQUA vor dem Hintergrund des
Vertrauensschutzes aufgrund der jahrelangen
Bindung, wenn dieses Programm nicht fortge-
führt wird?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 3. Juli 2013
Zwischen dem Auftraggeber und der Auftragnehmerin besteht ein
durch einen Vertrag begründetes Auftragsverhältnis. Dieser Vertrag
endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 30. September
2013, wenn nicht eine Verlängerungsoption um längstens zwei Jahre
in Anspruch genommen wird. Mit einem Vorlauf von fast 11 Mona-
ten hat das BMBF die Auftragnehmerin am 24. Oktober 2012
schriftlich davon in Kenntnis gesetzt, dass der Vertrag auslaufen
wird und nur noch eine einmalige Verlängerung bis zum 28. Februar
2014 beabsichtigt ist.

Die mit der OBS vereinbarte und im Vergleich zum laufenden Ver-
trag reduzierte Leistungsbeschreibung für die einmalig vorgesehene
Vertragsverlängerung enthält nur noch Arbeiten, die nach Ende des
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Programms AQUA zu leisten sein werden, denn es werden ab dem
1. Oktober 2013 keine Maßnahmen mehr durchgeführt.

Aufgrund der bestehenden vertraglichen Regelungen und durch die
frühzeitige Information der OBS hatten die Vertretungsberechtigten
der OBS ausreichend Zeit, sowohl personal- als auch unternehmens-
politische Entscheidungen vorzubereiten und zu treffen.
143. Abgeordnete
Dagmar

Ziegler

(SPD)
Inwiefern ist die Beauftragte für Migration,
Flüchtlinge und Integration der Bundesregie-
rung in den Prozess der Beendigung des Pro-
gramms AQUA involviert?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Helge Braun

vom 3. Juli 2013
Die Beauftragte für Migration, Flüchtlinge und Integration der Bun-
desregierung ist nicht in die Entscheidung des BMBF involviert,
einen bestehenden Vertrag zum dort festgesetzten Zeitpunkt auslau-
fen zu lassen. Ergänzend wird darauf verwiesen, dass AQUA bereits
im Nationalen Aktionsplan Integration als bis Ende 2013 befristeter
Beitrag des BMBF ausgewiesen ist.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
144. Abgeordneter
Ulrich

Kelber

(SPD)
Wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der Deutschen Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit (GIZ) GmbH sind mit Stand
30. Juni 2013 jeweils an den deutschen Stand-
orten Bonn, Eschborn und Berlin beschäftigt,
und wie haben sich die Zahlen gegenüber dem
Juli 2012 verändert?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp
vom 4. Juli 2013
Zum 30. Juni 2013 waren bei der GIZ in Bonn (inkl. Bad Honnef)
767 Personen beschäftigt, zum 1. Juli 2012 waren es 766 Personen.
Die Anzahl der Beschäftigten liegt somit über dem Niveau zum
31. Dezember 2010 (752 Mitarbeiter/-innen, ohne das zu Engage-
ment Global gewechselte Personal). Gleichzeitig umfasste die Zahl
von 766 Mitarbeitern bzw. Mitarbeiterinnen vom 1. Juli 2012 noch
33 Personen, die vorübergehend zur Personalverstärkung für das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (BMZ) eingesetzt waren und bis zum 31. Dezember 2012
in den Personalbestand des BMZ überführt wurden (vgl. die Antwor-
ten der Bundesregierung auf Ihre Schriftlichen Fragen 79 und 80 auf
Bundestagsdrucksache 17/12239).



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode Drucksache 17/14333– 127 –
Auch diese Beschäftigten tragen zur Stärkung des entwicklungspoliti-
schen Standortes Bonn bei. Die GIZ hat diese Personalüberführung
in das BMZ am Standort Bonn mehr als kompensiert, netto stieg im
Zeitraum 1. Juli 2012 bis 30. Juni 2013 die Zahl der GIZ-Beschäftig-
ten in Bonn (+ 34 Personen, + 4,6 Prozent) überproportional zum
Standort Eschborn (+ 25 Personen, + 1,4 Prozent) und zum Gesamt-
personalbestand der GIZ in Deutschland (+ 76 Personen, + 2,5 Pro-
zent).

In Eschborn waren zum 30. Juni 2013 1 817 Personen beschäftigt.
Im Vergleich zum 1. Juli 2012 (1 792 Personen) hat die Anzahl der
Beschäftigten um 25 Personen (+ 1,4 Prozent) zugenommen. In Ber-
lin waren 400 Personen zum 30. Juni 2013 beschäftigt. Die Zunahme
von 58 Beschäftigten gegenüber dem 1. Juli 2012 (353 Personen, be-
reinigt um 11 zum BMZ überführte Beschäftigte auf netto 342 Be-
schäftigte) entspricht 16,9 Prozent.
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in Bonn / Bad Honnef
Personalbestand GIZ 845 856
MA, die zu EnGlob wechselten 93 93
MA für "65plus" 42
rechnerischer Mitarbeiterbestand 752 721

in Berlin
Personalbestand GIZ 319 368
MA, die zu EnGlob wechselten 26 26
MA für "65plus" 18
rechnerischer Mitarbeiterbestand 293 324

in Eschborn/Frankfurt
tatsächlicher Personalbestand 1.715 1.814

an weiteren deutschen Standorten
Personalbestand GIZ 202 203
MA, die zu EnGlob wechselten 2
rechnerischer Mitarbeiterbestand 202 201

Gesamtzahl Mitarbeiter/innen Deutschland 3.081 3.241

Mitarbeiter/innen im  Ausland 1.821 1.887

Gesamt-Personalbestand GIZ* 4.902 5.128
(ohne Nationales Personal)
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145. Abgeordneter
Dr. Sascha

Raabe

(SPD)
Trifft es zu, dass der Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
Dirk Niebel dem Vorstandsmitglied der Deut-
schen Gesellschaft für Internationale Zusam-
menarbeit (GIZ) GmbH Tom Pätz die Wei-
sung erteilt hat, der Sitzung des GIZ-Auf-
sichtsrates am 21. Juni 2013 fernzubleiben und
stattdessen den Bundesminister auf eine Dienst-
reise nach Mexiko zu begleiten (vgl. DER
SPIEGEL vom 24. Juni 2013)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 3. Juli 2013
Der Bundesminister Dirk Niebel hat Tom Pätz als Mitglied des GIZ-
Vorstandes eingeladen, ihn auf seiner Reise nach Mexiko zu beglei-
ten. Begleitungen von Leitungsreisen durch hochrangige Vertreter
von Durchführungsorganisationen sind gängige Praxis. Die Natur
der Reise und das Portfolio der deutsch-mexikanischen Entwick-
lungszusammenarbeit führten dazu, dass Tom Pätz als u. a. für GIZ
International Services und die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft
(inkl. Public Private Partnership) sachlich zuständiges Vorstandsmit-
glied eingeladen wurde, um seine Expertise zur Unterstützung von
Bundesminister Dirk Niebel einzubringen.
146. Abgeordneter
Dr. Sascha

Raabe

(SPD)
Wenn ja, auf welcher Rechtsgrundlage ist der
Bundesminister Dirk Niebel befugt, einem
GIZ-Vorstand eine derartige Weisung zu ertei-
len?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 3. Juli 2013
Entfällt. Siehe Antwort zu Frage 145.
147. Abgeordneter
Dr. Sascha

Raabe

(SPD)
Welche terminlichen Verpflichtungen genau
hatte Tom Pätz in Mexiko wahrzunehmen?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 3. Juli 2013
Tom Pätz hat hochrangige Gespräche mit führenden Wirtschafts-
vertretern innerhalb der Delegation sowie Vorstandsvorsitzenden
mexikanischer und deutscher Firmen führen können, die ohne den
Zugang durch Bundesminister Dirk Niebel nicht möglich gewesen
wären. Darüber hinaus hat er an allen politischen Gesprächen des
Bundesministers teilgenommen.
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148. Abgeordnete
Karin

Roth

(Esslingen)

(SPD)
Welche Projekte wurden aus der Bewerbungs-
phase 15. Februar bis 31. März 2013 des För-
derprogramms develoPPP.de ausgewählt (bitte
einzeln aufführen mit Fördersumme und För-
derzeitraum), und wie viele dieser Projekte
sind durch das Bonuskriterium „Inklusion“
ausgewählt worden (bitte einzeln aufführen
mit Fördersumme und -zeitraum sowie dem
spezifischen Inklusionsbeitrag)?
Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Gudrun Kopp

vom 3. Juli 2013
Aus der Bewerbungsphase 15. Februar bis 31. März 2013 des Pro-
gramms develoPPP.de wurden 26 Projektvorschläge zur Weiterver-
folgung ausgewählt. Von diesen Projektvorschlägen befinden sich je-
doch erst die drei in der Tabelle angegebenen Projekte in Durchfüh-
rung.
Die restlichen 23 Projektvorschläge befinden sich noch in der Prü-
fung.

Das Thema Inklusion wird bei der Bewertung von Projektvorschlä-
gen und bei der Prüfung berücksichtigt, spielte aber bei den Projekt-
vorschlägen aus dem Ideenwettbewerb mit Stichtag 31. März 2013
keine explizite Rolle, da die Unternehmen keine Projektanträge ein-
gereicht haben, die sich direkt an die Zielgruppe der Menschen mit
Behinderungen richten oder die Inklusion als eindeutiges Nebenziel
des Projektes enthalten.
Berlin, den 5. Juli 2013





Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de

ISSN 0722-8333


